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Geleitwort: Umweltplan - Griff in die Mottenkiste 
oder innovative Strategie? 



Nach der Planungseuphorie der 70er Jahre (ökonomische Globalsteuerung, Bil- 
dungsplanung, Verkehrsplanung, Raumplanung als Instrumente technokratischer 
Reformpolitik) ist der Begriff der „Planung“ spätestens seit der finalen Implosion 
der sozialistischen „Planwirtschaften“ an der Börse der öffentlichen Meinung 
stark im Kurs gefallen. Er riecht nach Expertokratie und Bürokratie. 

Weshalb jetzt ein Vorstoß für einen „nationalen Umweltplan“? Die 1992 in 
Rio de Janeiro verabschiedete Agenda 21 betont in Kapitel 8 die Bedeutung na- 
tionaler Umweltpläne. Sechs Jahre danach droht sie in erfolglosen internationalen 
Konferenzen steckenzubleiben. Auf der Sondergeneralversammlung der Verein- 
ten Nationen in New York 1997 wurde der Bundesrepublik, wie allen anderen 
Staaten, die noch keine nationale Nachhaltigkeitsstrategie umgesetzt haben, eine 
Frist bis zum Jahr 2002 gesetzt. Ein nationaler Umweltplan wäre ein entscheiden- 
der Schritt in diese Richtung: Umweltschutz endlich zur politischen Quer- 
schnittsaufgabe werden zu lassen. Ökologische Ziele wie die Verminderung der 
C0 2 -Emissionen, die Vermeidung giftiger Abfälle oder der Schutz naturnaher 
Landschaften sollen zu konkreten, verbindlichen Zielvorgaben für Wirtschafts- 
und Technologiepolitik, Verkehr und Energie, Landwirtschaft und Wohnungsbau 
werden. 

Dabei geht es nicht um immer neue gesetzliche Vorschriften, Verordnungen 
und Reglementierungen, sondern um einen großen gesellschaftlichen Dialog dar- 
über, welche Umweltziele wir uns setzen wollen, in welchen Zeiträumen sie er- 
reicht werden sollen und wer dafür Verantwortung übernimmt. Diese Vorgaben 
sollen in einem „nationalen Umweltplan“ als einer verbindlichen Selbstver- 
pflichtung von Politik und Gesellschaft gebündelt werden. 

Ein solcher Plan wäre ein doppelter Fortschritt: Die Integration der Umweltpo- 
litik in andere Politikfelder führt zu einer allmählichen Ökologisierung des ge- 
samten politischen Handelns. Umweltschutz wäre nicht länger eine Spezialfunkti- 
on, sondern hätte einen ähnlich übergreifenden Stellenwert wie heute die Finanz- 
politik. Andererseits bewirkt die Integration anderer Politikfelder in die Umwelt- 
politik eine zunehmende Kohärenz in politischen Entscheidungsstrukturen und im 
Regierungshandeln . 

Wie die vereinbarten Umweltziele umzusetzen sind, soll nicht im Detail vorge- 
schrieben werden - die Umsetzung bleibt in der Verantwortung derjenigen, die als 
Politiker, Unternehmen, Ingenieure, Akteure von lokalen Agenda-21-Bündnissen 
oder Verbraucher handeln. Sie kennen sich in ihren Metiers am besten aus und 
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Geleitwort 



wissen, wie kostengünstige und sozialverträgliche Lösungen gefunden werden 
können. 

Was es aber geben muß, sind periodische Überprüfungen, wie weit wir auf dem 
vereinbarten Weg gekommen sind - und verstärkende Maßnahmen, falls die an- 
gestrebten Ziele nicht erreicht worden sind. Auf diese Weise kann auch in der 
Praxis erprobt werden, wie weit „freiwillige Selbstverpflichtungen“ der Industrie 
- z. B. zur Reduzierung klimaschädlicher Abgase oder zur Entwicklung wieder- 
verwertbarer Materialien - greifen. 

Wir sind überzeugt, daß eine solche Selbstverpflichtung auf Umweltschutzziele 
gleichzeitig als Treibsatz für umfassende technologische Innovationen und neue, 
zukunftsfähige Arbeitsplätze wirken würde. Die Ökonomie des nächsten Jahrhun- 
derts wird den Übergang zur „nachhaltigen Entwicklung“ vollziehen müssen, und 
wer an der Spitze dieser Entwicklung vorangeht, wird auch die soziale Wohlfahrt 
am besten sichern können. Umweltplanung ist deshalb auch ein Instrument öko- 
nomischer Modernisierung. 

Weil andere Industrienationen andere Wege als die Bundesrepublik einge- 
schlagen haben und wir ihre Erfahrungen zumindest zur Kenntnis nehmen sollten, 
haben wir die diesem Band zugrundeliegende Tagung als internationale Fachkon- 
ferenz angelegt. 

Kurz nach, um nicht zu sagen in der Folge der Tagung kam es zum Regie- 
rungswechsel in Bonn. Die rot-grüne Allianz hat in ihrer Koalitionsvereinbarung 
folgendes beschlossen: „Die neue Bundesregierung wird eine nationale Nachhal- 
tigkeitsstrategie mit konkreten Zielen erarbeiten. Dies geschieht im Dialog mit 
den wichtigen gesellschaftlichen Gruppen.“ 

Bisher war davon noch nicht allzuviel zu hören und zu sehen. Aber was nicht 
ist, kann noch werden. So verstehen wir die in diesem Tagungsband zusammenge- 
faßten Informationen auch als einen Beitrag, um diesen Prozeß in Deutschland auf 
der Grundlage der international gemachten Erfahrungen voranzubringen. 



Ralf Fücks 
Vorstand 

Heinrich Böll Stiftung 




Vorwort der Herausgeber 



Seit Ende der 80er Jahre gehen Pionierländer des Umweltschutzes neue Wege. Es 
geht um das Konzept der nachhaltigen Entwicklung, wie es in der Agenda 21 in 
Rio de Janeiro beschlossen wurde. Im Kern handelt es sich um eine strategische 
Umweltplanung mit weitreichenden Konsequenzen für andere Politikfelder. Vor- 
reiterländer mit langer umweltpolitischer Tradition wie die Niederlande, Däne- 
mark und Schweden haben mit der nationalen Umwelt- oder Nachhaltigkeitspla- 
nung zugleich eine ökologische Steuerreform und eine umfassende Reform des 
Umweltschutzes durchgesetzt, die diesen auf eine breite gesellschaftliche Basis 
stellt. Andere Länder wie Südkorea, in denen ein systematischer Umweltschutz 
erst in den 80er Jahren einsetzte, haben mit einem strategischen Ansatz von Um- 
weltpolitik in vergleichsweise kurzer Zeit erhebliche Verbesserungen erzielt. Bis 
zum Jahre 2002 sollen alle Unterzeichnerstaaten der Agenda 21 eine nationale 
Nachhaltigkeitsstrategie formulieren . 

Deutschland steht gerade erst am Anfang dieses Prozesses einer strategischen, 
d. h. langfristigen und zielorientierten, Neuausrichtung der Umweltpolitik. Im 
April 1998, noch unter der alten Bundesregierung, legte das Bundesumweltmini- 
sterium einen interessanten, allerdings nicht im Kabinett abgestimmten und von 
der Regierung beschlossenen „Entwurf für ein umweltpolitisches Schwerpunkt- 
programm“ vor. Und die neue rot-grüne Bundesregierung hat das Ziel der Formu- 
lierung einer nationalen Nachhaltigkeitsstrategie explizit in ihren Koalitionsver- 
einbarungen festgesch rieben. 

Gerade aus deutscher Sicht lohnt sich daher der Blick über die Grenzen. Was 
tut sich in den Vorreiterländem einer strategisch orientierten Umweltpolitik? Was 
sind die Vorzüge einer kooperativen Umweltplanung? Und was ergibt sich daraus 
für Deutschland? 

Diese Fragen standen im Vordergrund einer von der Forschungsstelle für Um- 
weltpolitik der Freien Universität Berlin in Kooperation mit der Heinrich Böll 
Stiftung veranstalteten internationalen Konferenz, die im August 1998 in Berlin 
stattfand. Politiker, Wissenschaftler und führende Vertreter von Umweltministeri- 
en, Verbänden und umweltpolitischen Beratungsgremien haben in Länderberich- 
ten, vergleichenden Analysen und Stellungnahmen zur deutschen Situation umfas- 
send die Möglichkeiten und Restriktionen strategischer Umweltplanung diskutiert. 

Wir freuen uns, die auf der Konferenz gehaltenen Vorträge nun in Buchform 
vorlegen zu können. Die Beiträge in diesem Band entsprechen weitgehend den auf 
der Konferenz gehaltenen Vorträgen. Inhaltlich spiegeln sie den Stand der Diskus- 
sion im August 1998 - fünf Wochen vor den Bundestagswahlen - wider. 
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Vorwort der Herausgeber 



Nach dem Regierungswechsel im Oktober 1998 dominierten zunächst Themen 
wie der Atomausstieg und der Einstieg in eine ökologische Steuerreform die um- 
weltpolitische Agenda. Inzwischen haben jedoch sowohl der Bundestag als auch 
das Umweltministerium erste Schritte zu einer deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
eingeleitet. Dieser Prozeß, soviel ist abzusehen, wird ein zentrales Thema der 
Umweltpolitik in der laufenden Legislaturperiode und darüber hinaus bilden. Der 
vorliegende Band mit seinen vielfältigen Anregungen soll einen Beitrag zu der 
aktuellen Debatte um die Entwicklung einer deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
leisten. 

An dieser Stelle möchten wir allen Personen herzlich danken, die zum Gelingen 
der Konferenz und dieses Buches beigetragen haben: Michael Alvarez, Gundula 
Fienbork, Jörg Haas und Holger Wettingfeld von der Heinrich Böll Stiftung; Dr. 
Kirsten Jörgensen, Dr. Kristine Kern, Dr. Lutz Mez und Roland Zieschank von der 
Forschungsstelle für Umweltpolitik; Astrid Geese hat die schriftlichen Beiträge 
von Robert Donkers, Daniel Fiorino, Jon Kahn, Felix Luitwieler und James Mea- 
dowcroft für diesen Band übersetzt und Sylvia Theodos (FFU) hat wichtige Hilfe 
bei der Manuskriptgestaltung geleistet. 

Schließlich danken wir den über 150 Besuchern, die durch ihre aktive Beteili- 
gung entscheidend zum Gelingen der Konferenz beigetragen haben. 



Berlin, August 1999 



Martin Jänicke 
Helge Jörgens 
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,3y the year 2002, the formulation and elaboration of national strategies for sustainable 
development that reflect the contributions and responsibilities of all interested parties 
should be completed in all countries. ..Countries that already have national strategies 
should continue their efforts to enhance and effectively implement them.“ 

(Beschluß der UN-Vollversammlung zum Rio-Prozeß, Juni 1997). 

Einleitung 

Nachhaltige Entwicklung betrifft nicht nur das Ziel, diese Erde für künftige Gene- 
rationen bewohnbar zu erhalten. Es geht auch um einen neuen, strategischen An- 
satz langfristiger Umweltpolitik. Dieser Ansatz ist in seinem Kern eine neue Form 
von Umweltplanung. Sie wurde auf der Rio-Konferenz 1992 für alle Länder emp- 
fohlen und soll spätestens im Jahre 2002 überall vorliegen. 

Zu unterscheiden sind folgende Planungsvarianten nationaler Umweltpolitik: 

• „National Sustainable Development Strategies “ (NSDS): eine strategische 
Planung über die Umweltpolitik hinaus, die durch die Agenda 21 (1992) fest- 
gelegt ist. 

• „ Green Plans“ oder „Environmental Policy Plans“: Umweltpläne im engeren 
Sinne, die es seit 1987 (Südkorea) bzw. 1989 (die Niederlande) gibt. 

• Programmatische parlamentarische Zielvorgaben, die in skandinavischen 
Ländern seit 1988 zur Umsetzung der Strategie nachhaltiger Entwicklung vor- 
gelegt wurden und in einem geregelten Prozeß evaluiert werden. 

• National Environmental Action Plans (NEAPs): Seit 1988 (Madagaskar) vor- 
liegende nationale, meist durch die Weltbank geförderte Strategien und Ak- 
tionspläne zur Integration des Umweltschutzes in die Wirtschafts- und Sozial- 
planung. Seit 1992 ist dies Bedingung für die Vergabe von IDA-Krediten. Bis 
1996 gab es NEAPs in 28 afrikanischen Ländern. 

• National Environmental Action Programmes (NEAPs): Umweltaktionspro- 
gramme für Osteuropa und die Nachfolgestaaten der Sowjetunion mit dem 
Schwerpunkt auf Gesetzgebung, Institutions- und Kapazitätsbildung. Sie gehen 
auf die „Environment for Europe“ -Ministerkonferenz in Luzern 1993 zurück. 
16 von 24 Ländern haben ein solches Programm vorgelegt oder sind unmittel- 
bar dabei, dies zu tun. 
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• Erwähnt sei auch die ältere Variante der National Conservation Strategies 
(NCSs), die der World Conservation Strategy (WCS) der IUCN, der UNDP und 
des WWF aus dem Jahre 1980 folgte. 

Die Planungsvarianten haben sich im Zuge ihrer Fortschreibung zunehmend der 
ersten Variante angenähert und können - soweit sie sektorübergreifende, koope- 
rative und zyklische Planungen darstellen - auch dem Oberbegriff der NSDS 
unterstellt werden (GTZ 1995). 

Idealtypisch läßt sich diese in der Agenda 21 beschriebene Planungsform durch 
folgende Merkmale kennzeichnen: 

• Einvernehmliche Formulierung mittel- und langfristiger Umweltziele 
(Konsens), 

• Einbeziehung wichtiger anderer Ressorts 
( Querschnittspolitik ) , 

• Beteiligung der Verursacher an der Problemlösung 
(Verursacherbezug), 

• Breite Beteiligung von Kommunen, Verbänden und Bürgern 
(Partizipation), 

• Berichtspflichten über erzielte Verbesserungen 
(Monitoring). 

Rasches Diffusionstempo 

Die Vorgabe der Rio-Konferenz zur Entwicklung einer förmlichen Nachhaltig- 
keitsstrategie (NSDS) haben bereits rund 80 Prozent der Industrieländer erfüllt. In 
einer Reihe von OECD-Ländem liegt bereits die zweite oder auch die dritte Fort- 
schreibung der Strategie vor. An der Forschungsstelle für Umweltpolitik untersu- 
chen wir u. a. die Ausbreitung umweltpolitischer Innovationen. Dabei zeigt sich, 
daß nationale Nachhaltigkeitsstrategien bzw. Umweltpläne ein besonders rasches 
Ausbreitungstempo haben (Jänicke/Jörgens 1998: 28, 36). Während nationale 
Umweltministerien und Umweltbehörden 30 Jahre benötigten, um in alle Indu- 
strieländer zu diffundieren, wird dies bei den nationalen Nachhaltigkeitsstrategien 
nicht einmal halb so lange dauern. Umweltplanung hat sich auch viel schneller 
international ausgebreitet, als dies bei technischen Innovationen üblich ist. 

Zur Rolle der Bundesrepublik 

Über die Qualität der jeweiligen Nachhaltigkeitsstrategie sagt das Ausbreitungs- 
tempo natürlich nichts aus. Deshalb lohnt es sich, eine internationale Konferenz 
wie diese zu veranstalten. Sie soll den skizzierten Prozeß insgesamt, vor allem 
aber die positiven Erfahrungen aus fortgeschrittenen Ländern darstellen. Diese 
Konferenz dient aber auch der Frage: Wo steht die Bundesrepublik in dieser Ent- 
wicklung? 

Das geschilderte Diffusionstempo jedenfalls fand in diesem Land keinen be- 
sonderen Niederschlag. Erst im April dieses Jahres wurde der Entwurf eines um- 
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weltpolitischen Schwerpunktprogramms des Umweltministeriums vorgelegt 
(BMU 1998). Dies kann sich zwar im Vergleich zu anderen Ländern in seiner 
Zielstruktur durchaus sehen lassen. Aber der Verbindlichkeitsgrad der Zielsetzung 
ist bisher vergleichsweise gering. Es gibt auch keine gesetzliche Verankerung 
dieses Prozesses. 

Diese relative Zurückhaltung kontrastiert mit der Tatsache, daß Deutschland 
unter der Regierung Brandt/Genscher eine Vorreiterrolle in Europa einnahm und 
mit dem Umweltprogramm 1971 eine erste umfassende Planung vorlegte. „Um- 
weltplanung auf lange Sicht“ wurde dort als erstes Ziel formuliert. Neben befri- 
steten Reduktionszielen für Luft und Wasser wurden weit über 100 Gesetze und 
Verwaltungsvorschriften geplant, 54 Maßnahmen sogar detailliert budgetiert. 
1976 erfolgte eine Evaluation und Fortschreibung. Die heute so wichtige Integra- 
tion des Umweltschutzes in andere Politikfelder wurde bereits ausdrücklich ver- 
ankert. 

Umweltplanung und New Public Management 

Einer der Gründe für die Zurückhaltung gegenüber nationaler Umweltplanung ist 
ein Vorurteil: Umweltplanung wird hierzulande nicht selten in die Nähe der zen- 
tralen Planwirtschaft im Osten des Landes gerückt. Das ist ein arges Mißverständ- 
nis dieses Typs von kooperativer Planung. 

Interessanterweise haben besonders solche Länder eine nationale Nachhaltig- 
keitsstrategie bzw. Umweltplanung eingeführt, die bei der Reform des öffentli- 
chen Sektors hervorgetreten sind. Dies gilt nicht nur für die skandinavischen Län- 
der und Holland, sondern auch für Neuseeland, Großbritannien und Japan. 

Strategische Planung ist eine Selbstverständlichkeit für Großunternehmen. Sie 
hat aber auch in neueren Konzepten des Public Management Bedeutung erlangt. 
Den verschiedenen (z. T. auch kritikwürdigen) Varianten von New Public Mana- 
gement ist gemeinsam, daß sie im Gegensatz zum klassisch bürokratischen Ansatz 
nicht von allgemeinen Regeln, sondern von konkreten, befristeten Zielvorgaben 
ausgehen, deren Umsetzung operativ planen und organisieren und durch ein de- 
tailliertes Controlling-System überprüfen. Im traditionellen Politikansatz waren 
die Ziele zumeist vage, aber die Instrumente wurden genau festgelegt. Im neuen 
Ansatz werden nunmehr die Ziele klar definiert, die Instrumente und operativen 
Mittel aber flexibel gehandhabt (Damkowski/Precht 1995; Naschold/Bogumil 
1998). Diese Ziel- und Ergebnisorientierung wird auch als Management by Ob- 
jectives bezeichnet. Dieser Ansatz setzt Verwaltungen unter konkreten Leistungs- 
und Erfolgszwang. Die Zielvorgaben der norwegischen und schwedischen Um- 
weltplanung beziehen sich beispielsweise ausdrücklich auf den Ansatz des Mana- 
gement by Objectives. 

Umweltplanung als Modernisierung von Umweltpolitik 

Jenseits des erhöhten Erfolgszwangs trägt Umweltplanung potentiell aber auch zur 
Modernisierung von Umweltpolitik bei: 
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• Der neue Typ der Umweltplanung kann zur Entlastung der nationalstaatlichen 
Umweltpolitik beitragen. Durch Konzentration auf eine einvemehmliche Ziel- 
bildung auf breiter Basis kann die Umsetzung häufig auf nichtstaatliche Akteu- 
re delegiert werden. In diesem Fall kann sich der Staat auf flankierende Maß- 
nahmen und die Rolle einer „letzten Instanz“ beschränken, die erst eingreift, 
wenn dezentrale Maßnahmen sich als unzulänglich erweisen. Dezentrale Ak- 
tionen - insbesondere von Städten und Industriezweigen - bedürfen aber not- 
wendigerweise der nationalen Umweltplanung als Orientierungsrahmen. In den 
Niederlanden und in Neuseeland war Umweltplanung auch mit Verwaltungs- 
vereinfachungen verbunden. 

• Industrieländer wie die Bundesrepublik verfügen über ein breites Spektrum 
„sektoraler“ Umweltpläne: Beispiele sind die Raumordnung, Landschaftspla- 
nungen, Abfallwirtschafts- und Entsorgungspläne, Gewässerschutz- und Luft- 
reinhaltepläne oder auch das Klimaprogramm. Diese Pläne sind unverbunden, 
nicht aufeinander bezogen und oft bereits in Nachbarverwaltungen unbekannt. 
Das „Gedächtnis“ der Politik für die von ihr selbst formulierten Ziele ist oft so 
kurz wie deren Transparenz gering ist. Umweltpläne (die sich zudem moderner 
Informationstechniken bedienen können) ermöglichen einen Überblick über 
den Stand umweltpolitischer Zielvorgaben. Unter Einbeziehung internationaler 
Verpflichtungen sind sie eine wichtige Informationsbasis für ein breites Spek- 
trum von Akteuren. In Österreich begann der Planungsprozeß mit der Zusam- 
menfassung von 134 bereits vorhandenen Zielvorgaben. Der japanische Um- 
weltplan von 1995 besteht überwiegend aus einer Zusammenfassung bereits 
bestehender Fachpläne und gesetzlicher Zielvorgaben. 

• Entwickelte Strategien nachhaltiger Entwicklungen setzen allerdings Prioritä- 
ten und formulieren - neben dem generellen Zieltableau der Umweltpolitik - 
Schwerpunkte, in denen eine besondere „strategische“ Anstrengung der Ge- 
sellschaft unternommen werden soll. Nachhaltige Entwicklung betrifft ja im 
Kem Problembereiche, in denen befriedigende Lösungen bis dahin nicht erzielt 
wurden. Länder wie die Bundesrepublik sind in Teilbereichen der Luftreinhal- 
tung, des Gewässerschutzes oder der Gefahrstoffkontrolle erfolgreich. Es han- 
delt sich um Probleme im Sinne eines „Risiko-Paradigmas“ , um Bereiche mit 
potentiell hoher Betroffenheit und Politisierbarkeit. Wo hingegen Probleme des 
Typus der „schleichenden Umweltverschlechterung“ zu lösen sind, wo Flä- 
chenverbrauch, Bodenkontaminationen oder Grundwasserbelastungen zu ver- 
meiden sind, stellen sich Erfolge seltener oder gar nicht ein. Hier muß Politik 
ohne die Stütze öffentlicher Betroffenheit handeln, wie sie durch Smog oder 
schockierende Ereignisse (Seveso, Bhopal, Tschernobyl) entsteht. Massenme- 
dien und parlamentarische Institutionen folgen in aller Regel einem Reak- 
tionsmuster, das die negative Erfahrung voraussetzt. Moderne Umweltplanung 
kann dagegen die Handlungsbedingungen für die Lösung von Zukunftsproble- 
men verbessern, deren Dringlichkeit nicht durch Erfahrung deutlich wird. Hier 
haben wissenschaftliche Prognosen und Analysen eine wichtige Ersatzfunktion. 

• Eine wissenschaftlich begründete Zielbildung ist insbesondere angesichts der 
schleichenden Akkumulation von Umweltbeeinträchtigungen unvermeidlich: 
Auch wenn die jährlichen Flußgrößen an Emissionen oder Abfällen sinken, 
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nehmen die angehäuften Bestände an Schadstoffen und Eingriffen in der Um- 
welt zu - nur langsamer. Es sind vor allem die reichen Länder, die - als alte In- 
dustrieländer - mit einer kritischen Akkumulation von Umweltbelastungen rin- 
gen. Es ist wenig wahrscheinlich, daß diese schwer vermittelbare - den wahr- 
nehmbaren Erfolgen des Umweltschutzes widersprechende - Akkumulations- 
problematik im Routineverfahren gelöst werden kann. 

• Nationale Umweltplanung im Sinne der Agenda 21 will nicht zuletzt durch 
Beteiligung zusätzlicher Akteure die Handlungsfähigkeit von Umweltpolitik 
erhöhen. 

Umweltpolitische Modernisierung durch Planung 

• Strategischer Ansatz i. S. des New Public Management (Ziel- und Leistungs- 
orientierung, Controlling) 

• Speziell: Management by Objectives 

• Professionalisierung von Zielbildung und Prioritätensetzung 

• Verwaltungsentlastung durch konsensuale Zielbildung 

• Verstetigung, Berechenbarkeit von Umweltpolitik 

• Integration bestehender nationaler wie internationaler Zielvorgaben und Fach- 
planungen (Transparenz) 

• Institutionalisierung von Querschnittspolitik 

• Verbreiterung der Basis von Umweltpolitik 

• Planung als Strategie für bisher ungelöste Probleme 



Jänicke/FFU 1998 

Umweltplanung und wirtschaftliche Innovation 

Auch wirtschaftliche Vorteile sprechen für eine umweltpolitische Langzeitpla- 
nung, insbesondere solche, die mit Innovationen verbunden sind (vgl. Porter/van 

der Linde 1995; Hemmelskamp 1997): 

• Umweltplanung verringert mit ihren Zielvorgaben das Investitionsrisiko für 
umweltbewußte Pionieruntemehmen. Sie macht die Umweltpolitik für Investo- 
ren langfristig kalkulierbar und unberechenbare Veränderungen der Politik, 
z. B. als Folge veränderter Parteikonstellationen, weniger wahrscheinlich. 

• Sie schafft potentiell zusätzliche Motive, Orientierungen, Informationen und 
Kommunikationskanäle für technische Innovateure. 

• Sie ist häufig eine systematische Strategie, Ressourcen effizient und kostengün- 
stig zu verwenden, Umweltkosten zu senken und auf dem Weltmarkt der durch 
Umweltkennzeichen und ähnliches geprägten Produkte Wettbewerbsvorteile zu 
erringen. 

• Sie ist potentiell eine Strategie, langfristig unvermeidbare Umweltschutzmaß- 
nahmen wirtschaftsverträglich zu gestalten oder mit wirtschaftlichen Vorteilen 
zu verbinden (sog. win-win-Lösungen). 
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• Sie ist potentiell eine vorsorgliche Strategie gegen ökologische Standortver- 
schlechterungen, unbezahlbare Schadenskosten und folgenschwere Verluste an 
Naturkapital. 

• Ihr ökologisches Kalkül ist nicht zuletzt die hohe Kalkulierbarkeit einer wach- 
senden Umweltnachfrage im Zeichen global wachsender Bevölkerung und 
Güterproduktion bei prinzipiell begrenzter Aufnahmekapazität für Umweltbe- 
lastungen (Die langfristigen Präferenzen in anderen Bereichen sind weit weni- 
ger gut vorhersehbar.) 

Die technologie- und wettbewerbspolitische Seite der Umweltplanung bzw. 
Nachhaltigkeitsstrategie ist in Deutschland sogar besonders hervorzuheben. Süd- 
korea verkündet in seinem Zehnjahresplan des Umweltschutzes von 1995 eine 
ehrgeizige Exportstrategie für Umwelttechnik. Die Notwendigkeit eines strengen 
Umweltschutzes wird auch mit „ökologischen“ Wettbewerbsbarrieren reicher 
Ländern begründet (Ministry of Environment 1995). Neuseeland und Irland heben 
in ihrer Umweltplanung das grüne Image des Landes als Exportvorteil hervor und 
betonen die Wettbewerbschancen durch ressourceneffiziente Technologien. Dä- 
nemark verweist auf die bereits eingetretenen Export- und Beschäftigungswirkun- 
gen insbesondere seines unlängst aktualisierten Plans „Energie 2000“ von 1990 
(Ministry of Environment and Energy 1995). In einem der letzten Umweltberichte 
der schwedischen Regierung heißt es: „Umweltpolitik trägt zur Modernisierung 
der schwedischen Wirtschaft bei. Umweltverbesserungen sind ein wichtiger Wett- 
bewerbsfaktor geworden“ (Ministry of the Environment 1996). In den Niederlan- 
den hat seit dem ersten Umweltplan (1989) die Bedeutung „integrierter“ umwelt- 
freundlicher Technologien, wie beabsichtigt, signifikant zugenommen (Crul/ 
Schelleman 1995). 

Es ist sehr wohl denkbar, daß ökologische Nachhaltigkeitsstrategien internatio- 
nal so weit um sich greifen, daß ihre Vernachlässigung einem wirtschaftlichen 
Standortnachteil nahekommt. Langfristige Umweltplanung ist auch eine stetige 
Erinnerung der eigenen Volkswirtschaft an die einfache Erkenntnis: daß eine 
wachsende Weltbevölkerung und eine ständig steigende globale Güterproduktion 
bei begrenzter ökologischer Belastbarkeit der Erde zu ständig höheren Umweltan- 
sprüchen an Technologien und Produkte führen müssen. Wer die Globalisierung 
der Wirtschaft zum Argument gegen den Umweltschutz macht, übersieht das 
Ausmaß, in dem der Weltmarkt heute bereits durch eine Globalisierung des Um- 
weltschutzes bestimmt wird (Jänicke/Weidner 1997). Daß dies eine Chance für 
Volkswirtschaften ist, zeigt nicht nur das Ausmaß an Arbeitsplätzen, die der Um- 
weltschutz in OECD-Ländern geschaffen hat (in Deutschland fast drei Prozent der 
Beschäftigten). Es zeigt sich auch an der Tatsache, daß die internationalen Vor- 
reiter der Umweltpolitik immer auch technologische Pioniernationen waren. 
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Ökonomische Modernisierung durch Umweltplanung 

• Umweltplanung als Modus der Innovationsförderung: 

kalkulierbare Rahmenbedingungen für Innovateure 
Vorgabe einer Innovationsrichtung 
Motivation für Neuerungen 
verbesserte Information und Kommunikation 

• Flexibilität der betrieblichen Umsetzung umweltpolitischer Zielvorgaben 

• Strategische Exportförderung für umweltfreundliche Technologien und Pro- 
dukte 

• Wachsende Umweltnachfrage durch global wachsende Bevölkerung, Güter- 
produktion und resultierende Umweltprobleme als sicheres Planungskalkül 

• Umweltplanung als Basis für Forschungsplanung 

• Umweltplanung als Vorsorgestrategie gegen kostenträchtige ökologische 

Standortverschlechterungen (Altlasten, Grundwasser etc.). 

Jänicke/FFU 1998 

Vier Beispiele entwickelter nationaler Umweltplanung 

Kein bisheriger Umweltplan gleicht dem anderen. Die Varianten sind, wie oben 
gezeigt wurde, äußerst zahlreich. Viele der Umweltpläne oder Nachhaltigkeits- 
strategien sind nicht viel mehr als ein erster Schritt hin zu einer verbindlichen 
Programmierung der Politik auf langfristige Umweltziele (so etwa der österreichi- 
sche Nationale Umweltplan). Andere Pläne haben eine differenzierte Zielstruktur 
und wirksame Mechanismen der Umsetzung. Aber auch hier sind die Ansätze 
unterschiedlich. Vier Beispiele entwickelter nationaler Umweltplanung mögen 
dies verdeutlichen: 

1. Der Nationale Umweltpolitikplan der Niederlande von 1989 (NEPP), der 1993 
und 1997 fortgeschrieben wurde (NEPP 2 und 3), ist nach Zielqualität, Ver- 
bindlichkeit und gesellschaftlicher Beteiligung der weitestgehende. In vieler 
Hinsicht ist er international zum Modell geworden. Der Plan, der 200 meist 
quantifizierte und zeitlich befristete Einzelziele enthält, wurde vom Umweltamt 
(RIVM) konzipiert, vom Umweltministerium durchgesetzt und von wichtigen 
Ministerien (Verkehr, Wirtschaft, Landwirtschaft) mitgetragen. Die Zielbildung 
erfolgt konsensual und auf breiter gesellschaftlicher Basis. Nationale und pro- 
vinziale Vierjahrespläne sind seit 1993 gesetzlich vorgeschrieben. Besonderheit 
des niederländischen Planungssystems ist die Unterfütterung durch ein System 
freiwilliger, aber verbindlicher und zu überprüftender Vereinbarungen (cove- 
nants), vor allem mit Industrieverbänden. Der dritte Nationale Umweltplan 
sieht vor, daß künftig die Umweltplanung vorrangig auf sektorale Probleme 
und deren Lösungen ausgerichtet wird, wobei das Schwergewicht auf Verkehr, 
Landwirtschaft und Industrie gelegt wird. Die ökologische Steuerreform soll 
weiter ausgebaut und die Energie-/C02-Steuer erhöht werden. Die bislang bi- 
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lanzierten Ziele wurden teils übererfüllt, bei CO 2 und bei verkehrsbedingten 
Emissionen aber nicht erreicht. 

2. Der schwedische Ansatz besteht in parlamentarischen Zielvorgaben, die - wie 
in den Niederlanden - von der Umweltbehörde wissenschaftlich vorbereitet 
und vom Umweltministerium vorgeschlagen werden. Parlamentarische Quasi- 
Pläne dieser Art gab es bereits in den Environmental Bills von 1988 und 1991. 
Besondere Bedeutung hatte 1993 die vom Umweltamt vorgelegte Strategie 
„Enviro 93“ mit sektoralen Programmen für wichtige Verursacherbereiche 
(Industrie, Energie, Verkehr, Land- und Forstwirtschaft, Wasserver- und 
-entsorgung). 1998 wurde, zusammen mit einem neuen Umweltgesetzbuch 
(Environmental Code), vom Parlament eine neue umfassende Zielstruktur (En- 
vironmental Bill) verabschiedet. Danach soll Schweden „a driving force and a 
model of ecologically sustainable development“ werden. Die Umweltstrategie 
soll auch zur Modernisierung der Industrie beitragen. Als Orientierungsziel 
wird u. a. vorgegeben, innerhalb einer Generation den Faktor 10 beim Ressour- 
cenverbrauch anzustreben. Es wird ein neuer Mechanismus für die Ausarbei- 
tung und Umsetzung von Umweltzielen auf der Basis eines Systems des „ma- 
nagement by objective and results“ formuliert. Die von Regierung und Parla- 
ment 1997 formulierten 15 grundlegenden Umweltsqualitätsziele dienen dabei 
als Orientierungsrahmen für die „Definition von Zielen und Strategien in unter- 
schiedlichen Sektoren auf unterschiedlichen Handlungsebenen“. Kern dieses 
neuen Ansatzes ist die förmliche Zuweisung der Umsetzungsverantwortung an 
über 20 Fachbehörden. (Ministry of the Environment 1998). Über die Umset- 
zung der Planung wird von der Umweltbehörde regelmäßig berichtet. Es be- 
standen bisher 170, häufig quantitative Zielvorgaben mit unterschiedlicher Be- 
fristung, so etwa ein Verwendungsstopp für chlorierte Lösemittel (bis 1995), 
Quecksilber (bis 2000) und Blei (keine Frist). Von 67 Zielen, die die nationale 
Umweltbehörde 1996 evaluierte, wurden 46 erreicht oder haben eine entspre- 
chend günstige Prognose. Das Ziel einer Reduzierung der Schwefeldioxid- 
Emissionen um 80 % bis zum Jahr 2000 (Basis 1980) wurde bereits 1994 er- 
reicht; ebenso wurde das Ziel einer Halbierung des Pestizideinsatzes bis 1990 
realisiert, die nochmalige Reduktion um 50 % bis 1996 dagegen nicht in vol- 
lem Umfang. Nicht erfüllte Ziele, z. B. die Verringerung der NO x -Emissionen 
um 30 % bis 1995 (Basis 1980), führten meist zur Neukonzipierung von Maß- 
nahmen. Bei der Umsetzung wird zunehmend auf Umweltabgaben im Rahmen 
einer umfassenden Steuerreform zurückgegriffen. Alle 288 Lokalverwaltungen 
haben den Agenda-21-Prozeß eingeleitet. Parallel dazu wurde 1997 ein Um- 
weltinvestitionsprogramm für die Kommunen in Höhe von 12,6 Mrd. SEK für 
1998-2000 beschlossen. 

3. Dänemark hat schon 1988 - in Anlehnung an den Brundtland-Report (WCED 
1987) - einen Aktionsplan für Umwelt und Entwicklung vorgelegt, der u. a. 
das ehrgeizige Ziel einer Reduzierung der CC^-Emissionen um 20 Prozent bis 
zum Jahre 2005 (gegenüber 1988) vorsah. Die Stärke des Landes waren aber 
sektorale Fachpläne, etwa die Pläne für die aquatische Umwelt, für Landwirt- 
schaft, Transport und besonders die Energieplanung. Seit der Ölkrise liegt be- 
reits der vierte Energieplan vor („Energy 21“, 1996). Dieser enthält Ziele für 
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den Zeitraum bis 2030, u. a. quantitative Vorgaben für die Senkung des Ener- 
gieverbrauchs (um 15 Prozent), die Halbierung der C0 2 -Emissionen und die 
Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien auf ein Drittel (Danish Energy 
Agency 1996). Eine umfassende „strategische Umweltplanung“ wurde 1993 
beschlossen. Dieser Beschluß fiel mit einer weitgehenden ökologischen Steuer- 
reform zusammen, die stark auf Umweltabgaben setzt und die Energiesteuern 
planmäßig bis 2000 erhöht. Das integrierte Planungssystem befindet sich noch 
im Aufbau, ist aber bereits im Umweltbericht von 1995 konzipiert (Ministry of 
Environment and Energy 1995). Ziel ist u. a. eine „Minimierung des Ressour- 
cenverbrauchs“ und eine systematische Integration von Umweltkriterien in die 
wirtschaftsnahen Politikfelder, insbesondere Energie, Transport und Landwirt- 
schaft. Ähnlich den Niederlanden hat Dänemark eine vorwiegend auf Verursa- 
chersektoren bezogene, breit akzeptierte, dialogförmige, und auf technische In- 
novationen gerichtete Form der Umweltplanung. 

4. Erstaunlicherweise kommt in Südkorea die 1987 im Zeichen hoher Umweltbe- 
lastung (und der Olympischen Spiele von 1988) eingeführte und 1990 gesetz- 
lich verankerte nationale Umweltplanung der niederländischen in vielen Punk- 
ten sehr nahe. Wie diese ist sie - bis in die Budgetierung der Ziele - konkret 
vorgeschrieben. Der zweite Fünfjahresplan (1992-96) umfaßte ein Kostenvo- 
lumen in der Größenordnung von bis zu einem Prozent des Bruttosozialpro- 
dukts jährlich. Bereits 1995 waren einige seiner Ziele übererfüllt (bei Schwe- 
feldioxidemissionen und städtischen Grünflächen), andere erwiesen sich als zu 
ambitioniert, führten aber ebenfalls zu Verbesserungen. 1997 wurde der dritte 
Mittelfristplan beschlossen. Die rund 30 quantitativen Zielvorgaben des 1995 
beschlossenen Zehnjahresplanes („Korea 's Green Vision 21“) betreffen die 
zentralen Umweltbereiche (Luft, Wasser, Abfall, Naturschutz, Chemikalien). 
Sie wurden vom Umweltministerium und seiner Planungsabteilung in z. T. 
konfliktreichen Abstimmungsprozessen mit anderen Zentralverwaltungen 
durchgesetzt. Der Plan enthält das Ziel, Korea zum „Model Country of Envi- 
ronmental Preservation“ zu machen. Der Plan wird laut Gesetz vom Staatsrat 
beschlossen. Wie in anderen Ländern spielen sektorale Fachpläne (insbesonde- 
re für Abfall, Energie und Raumordnung) eine ergänzende Rolle. In der Ener- 
gieplanung geht es beispielsweise um eine Rückführung der energie-intensiven 
Industrien. Diese müssen zudem Fünfjahrespläne für die Steigerung der Ener- 
gieeffizienz vorlegen. Die Partizipation bei der Zielformulierung ist schwächer 
als im niederländischen Fall. Die Zielerreichung wird jährlich bilanziert. Die 
eingetretene Wirtschaftskrise könnte zu Vollzugsproblemen führen. Anderer- 
seits steht der neu gewählte Präsident den Umweltverbänden näher als der alte. 
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Umweltplanung in drei Vorreiterländern 

NIEDERLANDE 

National Environmental Policy Plan (NEPP 1 1989, NEPP III 1997): 

• Über 200 meist quantitative Ziele 

• Gesetzliche Grundlage (1993), Beteiligung mehrerer Ministerien 

• Zielgruppenpolitik mit zahlreichen freiwilligen Vereinbarungen 

• Institutionalisierte Erfolgskontrolle 

• Muster der Agenda 21 und des V. Aktionsprogramms der EU 
SCHWEDEN: 

Parlamentarische Zielvorgaben durch Environmental Bills seit 1988: 

• 170 großenteils quantitative Zielvorgaben 

• 1998 Neuformulierung und Ergänzung dieser Zielvorgaben 

• Institutionalisierte Erfolgskontrolle 

• Ziel: Schweden als „model of ecologically sustainable development“ 
SÜDKOREA: 

• Lange Tradition der Wirtschaftsplanung 

• „Mid-term Comprehensive Plan for Environmental Improvement“ (1992-97; 
1997-2001; Vorläufer-Plan 1987-91) 

• Daneben laufende Zehnjahresplanung („Green Vision 21“ , 1995) 

• Gesetzliche Grundlage (1990) 

• Über dreißig quantitative Zielvorgaben 

• Institutionalisierte Erfolgskontrolle 

• Ziel: Südkorea als „model country of environmental preservation“ 

Jänicke/FFU 1998 

Erste Evaluation von Wirkungen 

Über die Wirksamkeit des neuen strategischen Ansatzes der Umweltplanung kann 
noch nicht viel ausgesagt werden, da die Laufzeit der nationalen Umweltpläne 
bzw. Nachhaltigkeitsstrategien im Regelfall noch kurz ist. Überdies zeichnet sich 
die Mehrheit der Umweltplanungen durch eher allgemeine Ziele aus, deren Errei- 
chung schwer zu überprüfen ist. Insgesamt befindet sich die Strategieentwicklung 
noch in einer Phase des leaming by doing. Das heißt nun keineswegs, daß Wir- 
kungen nicht zu verzeichnen sind; die bloße Tatsache, daß beispielsweise Ver- 
kehrs- oder Agrarministerien an der Entwicklung langfristiger Umweltziele betei- 
ligt sind, daß ein breiter Diskurs hierzu stattfindet und schließlich auch eine inter- 
nationale Berichtspflicht besteht, verändert auch die Handlungsbedingungen der 
Umweltpolitik. Ursache und Wirkung sind in einem so komplexen und dynami- 
schen Handlungsgefüge allerdings kaum präzise zu messen. 

Die Zielerfüllung in drei Fällen fortgeschrittener Umweltplanung, den Nieder- 
landen, Schweden und Südkorea, wurde bereits angesprochen. In allen drei Fällen 
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fällt auf, daß kaum ein quantitatives Ziel exakt erfüllt wurde: Eine beachtliche 
Gruppe von Zielen wurde nämlich übererfüllt (z. B. die Reduktionsziele für 
Schwefeldioxid). Andere Ziele - insbesondere die Vorgaben für verkehrsbedingte 
Emissionen - wurden nicht erreicht, obwohl auch in dieser Gruppe im Regelfall 
Verbesserungen erzielt wurden. Als Politikwissenschaftler ist man darüber nicht 
überrascht: Zu den Unsicherheiten von Planung gehören sowohl die unerwarteten 
Dynamisierungseffekte einer Maßnahme als auch die nicht vorhersehbaren oder 
unzureichend antizipierten Widerstände (Restriktionen). Das interessanteste Er- 
gebnis aus den drei Ländern könnte sein, daß bei der großen Mehrzahl der Ziele 
Trendverbesserungen gegenüber dem vorherigen Zustand zu verzeichnen sind, 
und zwar auch dann, wenn ehrgeizige Zielvorgaben nicht erfüllt wurden. Da in 
den drei Fällen die Umweltplanung einen hohen institutionellen Verbindlichkeits- 
grad hat und die Zielvorgaben ein breites Spektrum von Folgemaßnahmen auslö- 
sten, kann auch unterstellt werden, daß die eingetretenen Trendverbesserungen 
wesentlich dem gewählten strategischen Ansatz zuzuschreiben sind. 

Die Evaluation dieser drei Pionierfälle zeigt nun aber auch, wie offen diese ge- 
samte Thematik noch ist, welche Unzulänglichkeiten zu überwinden sind und 
welcher Informationsbedarf generell noch besteht. Derzeit unternimmt z. B. eine 
Reihe von OECD-Ländem, aber auch die EU den Versuch, die mit Nachhaltig- 
keitsstrategien verbundene schwierige Integration von Umweltzielen in die übri- 
gen Ressorts mit neuen Mechanismen zu verwirklichen. Hier ist also ein institu- 
tioneller Innovationsprozeß im Gange, der andauert. Die kritisch-produktive 
Auswertung der international gemachten Erfahrungen ist also dringend geboten. 
Dem Ziel dient diese Tagung. 
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Geschichte: Der Dritte Nationale Umweltplan in Folge 

Seit 1989 haben die Niederlande alle vier Jahre einen National Environmental 
Policy Plan (NEPP) aufgelegt. Der erste NEPP (1989) definierte die Richtung, die 
eingeschlagen werden sollte, und bestimmte übergreifende Ziele für die Umwelt- 
politik. Dazu gehörten die Vermeidung irreversibler Folgen, wie z. B. Tod oder 
Erkrankung von Menschen, die Ausrottung bestimmter Pflanzen- und Tierarten, 
Gewässerverschmutzung und anderes. 

Mit dem NEPP 2 wurde ein sanfterer und besserer Weg zur Erreichung der im 
ersten NEPP festgelegten Ziele angestrebt und die Umsetzung politischer Maß- 
nahmen gefördert. Dabei ging es u. a. um eine intensivere Betrachtung der Kosten 
für die jeweiligen Programme sowie um eine insgesamt kosteneffektivere Politik. 
Der NEPP 3 beinhaltete die Bilanz von acht Jahren Politik mit nationalen 
Umweltplänen und eine Übersicht über Chancen und Schwierigkeiten bei der 
Verfolgung der Ziele gemäß dem NEPP 1 . Im Grunde wurde mit dem NEPP 3 die 
Frage aufgeworfen, ob die gesteckten Umweltziele ohne umfassende gesellschaft- 
liche Veränderungen erreichbar wären. 

Das allgemeine Ziel der niederländischen Umweltpolitik im vergangenen Jahr- 
zehnt wurde im NEPP 1 formuliert: Angestrebt wurde eine nachhaltige Entwick- 
lung der Niederlande innerhalb einer Generation. Dieses Ziel wurde weiter diffe- 
renziert: Es wurden quantitative Zielvorgaben zur Entlastung der Umwelt auf 
nationaler Ebene ebenso wie in bestimmten Sektoren der Wirtschaft (den soge- 
nannten Zielgruppen) erarbeitet. Ein wichtiger Indikator war dabei die Entkopp- 
lung von Wirtschaftswachstum und Umweltbelastung. Durch den Politischen 
Bericht über Umwelt und Wirtschaft und den NEPP 3 wurde ein Abkoppeln der 
Umweltbelastung vom Wirtschaftswachstum zu einem expliziten Ziel der nieder- 
ländischen Umweltpolitik. 
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Die Grundzüge des Nationalen Umweltplans 

Der niederländische NEPP basiert auf folgenden Ansätzen: 

- Die Umweltpolitik der Niederlande ist problemorientiert. Es werden sieben 
Hauptthemen im Umweltbereich unterschieden, u. a. Versauerung und Klima- 
wandel, die einen multimedialen Ansatz erfordern. 

- Die Umweltpolitik der Niederlande berücksichtigt die Partner der Regierung, 
d.h. Unternehmen, Kommunal- und Regionalbehörden, die Öffentlichkeit, 
Nichtregierungsorganisationen usw. Entwickelt wurde ein zielgruppenorien- 
tierter Ansatz, um den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen Verantwor- 
tung für die Umwelt zu übertragen. 

- Es gibt quantifizierte Zielvorgaben sowohl auf nationaler Ebene als auch für 
spezifische Zielgruppen. 

- Der Planungszeitraum umfaßt jeweils vier Jahre. Dadurch entstehen Kontinui- 
tät und ein „Druck“ zur Veränderung. 



Der Prozeß: Gemeinsame Erarbeitung des NEPP 3 

Eine saubere Umwelt ist kein Selbstzweck, sondern vielmehr eine Voraussetzung, 
damit gewährleistet wird, daß ein Land - hier die Niederlande - gesund und 
attraktiv ist, ein Land ist, in dem man leben, arbeiten und sich auf angenehme Art 
und Weise erholen kann. Eine saubere Umwelt erfüllt viele Funktionen und soll 
auf nachhaltige Weise genutzt werden. Sie versorgt die Menschen im Land 
beispielsweise mit Trinkwasser, Luft zum Atmen und mit Getreide für die 
Nahrungsmittelversorgung. 

Aufgrund dieser Funktionen der Umwelt, die erhalten werden soll, kann die 
Erarbeitung eines umweltpolitischen Dokuments wie des NEPP nicht Aufgabe des 
Umweltministeriums allein sein. Gefordert ist vielmehr die gemeinsame Anstren- 
gung verschiedener Ministerien und Abteilungen, privater Unternehmen, öffentli- 
cher Einrichtungen und Organisationen (auch Umweltgruppen) und der Kommu- 
nalverwaltungen. 

Bei der Erstellung eines nationalen Umweltplans sind alle Beteiligten in allen 
Phasen des Prozesses einzubinden, denn nur dann kann verstanden werden, 
warum was erfolgt. Erst dann werden sich alle auch zur Umsetzung der formu- 
lierten Politiken verpflichtet fühlen. 

Der Prozeß zur Erstellung des NEPP 3 wurde daher in verschiedene Phasen 
unterteilt. In jeder Phase wurde vermittelt, woran die außerhalb der Regierung 
stehenden Gruppen und Organe beteiligt werden sollten. 

1. Die erste Phase war die Informationsbeschaffung. Sieben Monate lang wurden 

Probleme analysiert, die Agenda des NEPP 3 an Runden Tischen diskutiert und 

Lösungen auf einer Konferenz vorgestellt. 
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2. In der zweiten Phase wurden die Informationen zusammengefügt und ein 
Entwurf des NEPP 3 geschrieben. Dies geschah im Sommer vergangenen 
Jahres (1997). 

3. Der Entwurf wurde mit den wichtigsten Akteuren unter den Beteiligten disku- 
tiert: Kommunalverwaltungen, Umweltgruppen und Zielgruppen. Die letzte 
Phase dauerte länger als geplant: Erst nach vier Monaten konnten sich die Poli- 
tiker auf die am besten geeigneten Lösungen verständigen. Unsere Schlußfol- 
gerung daraus lautet daher: Kommunikation ist ein Schlüsselbegriff in der Aus- 
arbeitung eines politischen Planes. 

Der NEPP 3 wurde von einem interministeriellen Projekt-Team unter der Feder- 
führung des Umweltministeriums geschrieben. Die Prozeßsteuerung übernahm ein 
Rat von Ministem unter Beteiligung der Minister für Landwirtschaft, Wirtschaft, 
Verkehr und Wasserwege. In der Phase der Ausarbeitung wurden mehrere Work- 
shops und Treffen mit Vertretern der Wirtschaft, Nichtregierungsorganisationen 
und anderen Regierungsstellen organisiert, um deren Input zu berücksichtigen und 
sie auf den NEPP zu verpflichten. Darüber hinaus wurde ein vierzehntägig 
verschickter Rundbrief zur einer wichtigen Informationsquelle für alle Interes- 
sierten. 

Die Ausgangspunkte des NEPP 3 

Für das Projekt-Team des NEPP 3 gab es zwei wichtige Ausgangspunkte: Erstens 
die Vierte Umweltprognose des Nationalen Instituts für Gesundheit und Umwelt- 
schutz (RIVM), die die Bewertung der Wirkungen des NEPP 2 enthielt; zweitens 
die Führungsrolle des Rates der Minister. Ohne eine anfängliche politische 
Führung ist der Prozeß einer interministeriellen Erarbeitung eines umweltpoliti- 
schen Programms zu risikobehaftet, wie konstruktiv die Positionen zu Beginn der 
Planung auch immer sein mögen. 

1 . Die Umweltprognose des RIVM 

Das niederländische Umweltrecht sieht vor jedem NEPP die Erstellung einer 
Nationalen Umweltprognose vor. Das RIVM in Bilthoven ist ein unabhängiges 
Institut, d.h. es untersteht weder dem Umweltministerium noch dem Kabinett. 
Allerdings erstellt das RIVM die Umweltprognose in enger Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Ministerien und anderen Akteuren, da diese die Ergebnisse der 
Prognose akzeptieren müssen. Dies ist vor allem wichtig, weil häufig mit 
Computersimulationen anstelle von Feldmessungen gearbeitet wird, und eine 
Verständigung aller Beteiligten über die verwendeten Modelle erfolgen muß. 

Die wesentlichen Schlußfolgerungen der Vierten Umweltprognose lauten wie 
folgt: 

- Die Politik zeigt Wirkung. Bei den meisten Schadstoffemissionen, mit Aus- 
nahme von C0 2 , ist ein weiterer Rückgang zu erwarten. 
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- Dennoch sind weitere Maßnahmen erforderlich, um die Zielvorgaben für das 
Jahr 2000 zu erfüllen. Dies gilt selbst bei vollständiger und wirksamer Umset- 
zung der bereits geplanten politischen Maßnahmen. 

- Der Hauptgrund dafür, daß die Durchführung der geplanten Maßnahmen allein 
nicht zum Erreichen der Zielvorgaben für das Jahr 2000 führen wird, liegt in 
der Tatsache, daß die soziale Entwicklung anders verläuft als angenommen; es 
ist mit einem höheren Bevölkerungswachstum, steigendem Energieverbrauch 
und mehr Mobilität zu rechnen, als ursprünglich erwartet. 

2. Politische Führungsrolle zum Beginn des Prozesses 

Der eingesetzte Rat von Ministern agiert maßgeblich in bezug auf die folgenden 
Aspekte: 

- Gesamtzielsetzung des Kabinetts, zu der auch der NEPP 3 beitragen muß, 

- Verhältnis des NEPP 3 zu NEPP 1 und 2 und zu anderen relevanten politischen 
Programmen, 

- Entscheidung über die Frage, ob eine Politikänderung erfolgen soll oder nicht. 

Die Grundlinie des Kabinetts betreffend stellten die Minister fest, daß der NEPP 3 
einen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung der Niederlande in einer Weise 
leisten sollte, daß das Wirtschaftswachstum mit einem absoluten Rückgang der 
Umweltbelastung einhergeht. 

Die Minister stellten weiterhin fest, daß der NEPP 3 NEPP 1 und 2 vollständig 
ersetzen solle und daher genug Hintergrundinformation zu den der Umweltpolitik 
zugrundeliegenden Ursachen sowie ausreichende politische Maßnahmen gegen 
die Umweltverschmutzung und die Verschlechterung der Umweltlage in den 
Niederlanden enthalten müsse. 

Schließlich stellte der Rat auch fest, daß eine Änderung der Politiken des NEPP 
1 und 2 nur dann erfolgen solle, wenn es offensichtliche Gründe dafür gäbe. 

Der im letzten Absatz formulierte Anspruch war besonders erfolgreich. Er 
nahm dem Wirtschaftsministerium die Angst davor, daß das Umweltministerium 
die Politik neu gestalten würde, und gab dem Umweltministerium ein Instrument 
in die Hand, für den Fall, daß andere Akteure ohne guten Grund von den umwelt- 
politischen Zielvorgaben abweichen wollten. 

Die politische Analyse: Erfolge und Defizite 

Eine gründliche Evaluierung der Vergangenheit ist natürlich die Grundlage für 
Veränderungen in der Zukunft. Daher führte das Projekt-Team des NEPP 3 als 
eine der ersten Maßnahmen eine politikwissenschaftliche Analyse des vorausge- 
gangenen Planungszeitraums des NEPP 2 durch. Auf der Gmndlage der Vierten 
Umweltprognose und einer politikwissenschaftlichen Bewertung der Effizienz der 
verschiedenen politischen Instrumente in der NEPP 2-Phase wurden Erfolge und 
Defizite der niederländischen Umweltpolitik bewertet. 
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Erfolge 

Es gab zahlreiche Erfolge: 

- Der Verkauf von FCKW in den Niederlanden wurde, mit Ausnahme einiger 
weniger Spezialanwendungen, gestoppt. 

- Die S0 2 -Emissionen wurden dem Zwischenziel für 1995 entsprechend redu- 
ziert. Seit 1990 sind die S0 2 -Immissionen um 25 % zurückgegangen. 

- Die Einführung von Katalysatoren für Benzinmotoren hatte erhebliche 
Wirkung in bezug auf die Luftverschmutzung. Die Konzentrationen von 
Flüchtigen Organischen Substanzen (VOC) gingen um 30 % zurück. Auf den 
Straßen gibt es keine Überschreitung der Grenzwerte für Kohlenmonoxid und 
Blei mehr. 

- Der Recycling-Anteil bei den Abfällen stieg von 61 % auf 72 %. Hier leistet 
die Bevölkerung durch die Trennung des Hausmülls einen bedeutenden 
Beitrag. 

- Schwermetallemissionen, vor allem Blei, Quecksilber und Kadmium, sind 
erheblich (um mehrere zehn Prozentpunkte) zurückgegangen. 

Die Umweltqualität in den Niederlanden hat sich stetig verbessert, insbesondere 
auf der kommunalen und regionalen Ebene. Saurer Regen ging um 28 % zurück 
und wirkt im Norden und Westen des Landes nicht mehr schädigend. Im vergan- 
genen Jahr ist es zum ersten Mal gelungen, die Naturfläche zu vergrößern. Trotz 
dieser optimistischen Schlußfolgerungen besteht noch kein Grund zum Feiern: die 
insgesamt erzielte Verbesserung ist noch zu gering, um sich spürbar positiv auf 
die Qualität von Natur und Landschaft auszuwirken. 

Es wurde analysiert, welches die Schlüsselfaktoren für die erzielten Erfolge 
sind. Von größter Bedeutung sind die breite Unterstützung in der Gesellschaft für 
die Berücksichtigung von Umweltbelangen sowie die Bereitschaft der Zielgrup- 
pen, der Regional- und Kommunalverwaltungen, der allgemeinen Öffentlichkeit, 
von Nichtregierungsorganisationen und Interessengruppen, Verantwortung bei der 
Suche nach Lösungen zu übernehmen. 

Im einzelnen wurden folgende Hauptfaktoren herausgestellt: 

- Kooperation der Zielgruppen, Behörden, Nichtregierungsorganisationen und 
der allgemeinen Öffentlichkeit im Umgang mit Umweltproblemen. Jede dieser 
Parteien übernahm hier eigene Verantwortung. 

- Die im Planungszeitraum betrachteten Umweltfragen waren relativ unstrittig 
und bezogen sich auf eine beschränkte Zahl großer Emittenten, die sogenann- 
ten Punktquellen. Damit wurde die Entwicklung eines allgemeingültigen 
Ansatzes möglich. 

- Dieser allgemeingültige Ansatz impliziert eine Selbstregulierung innerhalb 
eines definierten Rahmens, der sich als attraktiv und erfolgreich erwiesen hat 
und von der OECD als beispielhaft für die Umweltpolitik bezeichnet wurde. 
Freiwillige Umweltvereinbarungen ( covenants ) sind hier ein gutes Beispiel. 

Covenants sind Vereinbarungen zwischen der Regierung und den Sektoren der 
Privatwirtschaft. Sie enthalten die umweltrelevanten Zielvorgaben, die zu errei- 
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chen sich der betroffene Sektor innerhalb einer bestimmten Frist verpflichtet. 
Weiterhin umfassen sie die Verpflichtung der Unternehmen, einen jeweils für vier 
Jahre geltenden Untemehmens-Umweltplan aufzustellen. Bisher wurden acht 
covenants und fast 30 langfristige Vereinbarungen geschlossen. Die covenants 
decken 80 % aller Umweltbeeinträchtigungen und 90 % des Energieverbrauchs 
der Industrie ab. Beispiele sind die Verpackungscovenants, ein covenant über 
Primärmetalle, ein covenant mit der Chemieindustrie und eines mit dem Sektor 
der Pflanzenzucht in Treibhäusern. 

Defizite 

Trotz der erzielten Erfolge gibt es einige ernsthafte Defizite auf dem Wege zu 
einer nachhaltigen Entwicklung und einer völligen Entkopplung von Wirtschafts- 
wachstum und Umweltbelastung in den Niederlanden. 

- Die C0 2 -Emissionen sind gestiegen, wenn auch nicht so schnell, wie die Wirt- 
schaft wuchs. Dieses unter dem Wirtschaftswachstum liegende Wachstum wird 
als relatives Abkoppeln bezeichnet. 

- Zwar gingen die NO x -Emissionen zurück, jedoch wesentlich weniger, als 
erforderlich, um die Zielvorgaben für 2000 und 2010 zu erreichen. Ein anhal- 
tendes Wachstum kann zu einem erneuten Ankoppeln führen, und damit zu 
einem erneuten Anstieg der Emissionen. 

- In den vergangenen Jahren konnten kaum Fortschritte bei der Verringerung der 
Lärmbelastung erzielt werden. Es ist unwahrscheinlich, daß die hier festgeleg- 
ten Ziele erreicht werden können. 

- Die Reduzierung von Ammoniak verläuft bisher nach Plan, jedoch wird nicht 
erwartet, daß das für 2010 gesteckte Ziel erreicht wird. 

- Altlasten bleiben ein großes Problem. Es gibt 175.000 stark kontaminierte 
Flächen in den Niederlanden, die nicht nur ein Umweltproblem darstellen, 
sondern zunehmend ein Hindernis für die Landerschließung und das Wirt- 
schaftswachstum darstellen. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die gravierendsten Probleme, die dem 
Fortschritt im Wege stehen, mit dem Energieverbrauch und Verkehr und Mobilität 
zu tun haben. Wie bei den Erfolgen wurden auch bei den Defiziten die ihnen 
zugrundeliegenden Ursachen analysiert. Hauptursachen der nach wie vor beste- 
henden Umweltprobleme sind anhaltendes ökonomisches und demographisches 
Wachstum. Dieses stellt partiell eine Bedrohung dar, und es besteht die Gefahr, 
daß die Emissionen wieder steigen, wenn es der Umweltpolitik nicht gelingt, 
nachdrücklich den eingeschlagenen Weg durchzusetzen. Das Wachstum macht die 
positiven Folgen einer verbesserten Umwelteffizienz der Produktionsprozesse 
zunichte. Auf der Grundlage der aktuellen Konsummuster bleibt die Umweltbela- 
stung ein inhärentes Problem der Strukturen steigenden Wachstums und 
Verbrauchs. 

Daher sind Maßnahmen gefordert, die unmittelbar auf eine Veränderung des 
Verbraucherverhaltens abzielen. Diese führen jedoch häufig zu Widerstand in der 
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Gesellschaft, womit die breite Unterstützung für die Umweltpolitik unterminiert 
wird. 

Weitere Schlüsselfaktoren für die Defizite: 

- Sogenannte diffuse, über das Land verteilte Quellen sind von zunehmender 
Bedeutung. Da es gelungen ist, die Umweltverschmutzung durch Punktquellen 
erfolgreich einzudämmen, ist ein wachsender Anteil der Restverschmutzung 
den diffusen Quellen zuzuschreiben: Verbraucher, Straßennutzer, Bauern, 
Klein- und Mittelbetriebe. Diffuse Quellen stellen ein größeres Problem dar, da 
es keinen allgemeingültigen Ansatz für den Umgang mit ihnen gibt. Um die 
Umweltverschmutzung durch diffuse Quellen erfolgreich bekämpfen zu 
können, sind flexiblere Instrumente erforderlich. Das Schlüsselwort der neuen 
Politik lautet hier Anpassungsfähigkeit. 

- Auch Kostensteigerungen müssen als Schlüsselfaktor bei den Defiziten benannt 
werden. Kostengünstige Maßnahmen wurden bereits weitgehend realisiert. 
Bleiben die teuren Programme. Und diese beeinträchtigen die breite Unterstüt- 
zung für den Umgang mit Umweltproblemen bei der Bevölkerung. 

Schlußfolgerungen 

Das Kabinett hatte aus der Umsetzung des NEPP 2 gelernt und Schlußfolgerungen 
gezogen, die für die Gestaltung der Politik in der kommenden Phase genutzt 
wurden. 

Das Rückgrat der niederländischen Umweltpolitik bilden zwei Hauptelemente: 

- ein klarer Rahmen in Form von festgelegten Zielen und Zielvorgaben, und die 
Verständigung auf eine deutliche, langfristig eingeschlagene Richtung mit 
einem klaren Zeitplan für die einzelnen Schritte; 

- Kooperation mit der Industrie und Regional- und Kommunalverwaltungen, 
wodurch eine Anpassung ihrer jeweiligen Entscheidungsprozesse an die 
Umweltthematik erfolgt und für spezifische Probleme spezifische Lösungen 
gefunden werden können. 

Die weiterhin bestehenden Umweltprobleme lassen sich zwei Kategorien zuord- 
nen: 

- Probleme auf der lokalen und regionalen Ebene, die sich vor allem auf das 
unmittelbare Lebensumfeld auswirken, wie beispielsweise Lärmbelästigung. 
Auf dieser Ebene muß der Schwerpunkt der nächsten Planungsphase auf einem 
erweiterten Spektrum von individualisierten und flexiblen Ansätzen liegen und 
auf einem Ausbau der Querverbindungen zwischen Umweltpolitik und 
Flächennutzung; 

- Probleme auf der überregionalen und internationalen Ebene, wie beispielsweise 
die Klimaveränderungen und die Umweltprobleme im Zusammenhang mit der 
Mobilität (Versauerung). Auf dieser Ebene sind radikalere Veränderungen der 
Produktions- und Verbrauchsmuster und eine Betrachtung der Fragen im inter- 
nationalen Kontext erforderlich. 
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Das niederländische Kabinett geht davon aus, daß die Umweltpolitik in eine neue 
Phase eingetreten ist: Es geht jetzt um Umweltmanagement. 

Nach einer Zeit, in der man sich in erster Linie auf den Umgang mit bereits 
bestehenden Problemen konzentrierte, besteht heute die Hauptaufgabe in der 
Verlagerung hin zur Gewährleistung einer dauerhaften und vollständigen 
Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Umweltbelastung und der nachhalti- 
gen Nutzung der natürlichen Ressourcen. 

Die Politik des NEPP 3: Schaffung angemessener 
Bedingungen für nachhaltige Entscheidungen 

Die niederländische Regierung betrachtet es als ihre wichtigste Aufgabe, ein 
Klima zu schaffen, in dem Verbraucher, Wirtschaft und Behörden nachhaltige 
Entscheidungen treffen können. 

Die Regierung bemüht sich, dieses Klima zu schaffen, um einen dauerhaften 
Prozeß zu initiieren. Die Instrumente der Politik werden modernisiert, damit die 
bestehenden Defizite bewältigt werden können. Zu diesem Zweck wurden sieben 
Themen in den Vordergrund gestellt und als Aufgabenbereiche formuliert. 

Vier dieser Themen sollen im folgenden näher ausgeführt werden, damit auf 
einer konkreteren Ebene deutlich wird, welche Art politischer Maßnahmen der 
NEPP 3 beinhaltet. 

1 . Dauerhafter Fortschritt durch die kontinuierliche Verbesserung einer effizien- 
ten Nutzung der Umwelt: Die Ziele und Zielvorgaben der Umweltpolitik 
bleiben die benchmarks eines langfristigen Stufenplanes, der allen Parteien die 
Möglichkeit gibt, sich auf Veränderungen vorzubereiten. Dabei muß natürlich 
immer wieder entschieden werden, ob man den „Big Bang“ , den großen Schritt 
nach vom, anstrebt, oder viele kleine Schritte kontinuierlich durchsetzt. Letzte- 
res ist weniger spektakulär. Doch ein „Big Bang“ ist nur möglich, wenn die 
Umwelt auf der politischen Tagesordnung weit oben steht, wie das bei der 
Erarbeitung von NEPP 1 der Fall war. Einige Beispiele für konkrete politische 
Maßnahmen dieser Art sind: 

• Fortsetzung des zielgruppenspezifischen Ansatzes: Geplant ist eine neue Gene- 
ration von covenants, u. a. mit der Futter- und Düngemittelindustrie, sowie eine 
zweite Generation von covenants mit der Industrie. 

• Aufstockung des Haushalts für Maßnahmen in den Bereichen C0 2 , NO x und 
Bodenmanagement in einer Gesamthöhe von 2,6 Mrd. Gulden für die 
kommenden zwölf Jahre, davon 1,5 Mrd. Gulden für eine beschleunigte Besei- 
tigung der Altlastenflächen. 750 Mio. Gulden werden in die Maßnahmen zur 
Reduzierung der C0 2 -Emissionen investiert, z.B. für Wiederaufforstung, 
Förderung von Energiesparmaßnahmen und Maßnahme im Sinne von „joint 
Implementation “ . Die Investitionen zur Förderung sauberer Fahrzeugtechnolo- 
gie und für die Subventionierung neuer Reduktionstechniken in der Industrie 
belaufen sich auf 350 Mio. Gulden. 
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2. Dauerhafter Fortschritt durch verstärkte Integration, Anpassungsfähigkeit und 
Flexibilität: Die Umwelt sollte Bestandteil der alltäglichen Entscheidungsfin- 
dung in Unternehmen, bei Bürgern und Bürgerinnen und den öffentlichen 
Stellen sein. Diese sollten nach Möglichkeit selbst Verantwortung übernehmen 
und Entscheidungsfreiheit und -kompetenz haben. Das erfordert koordiniertes 
Management dort, wo verschiedene Politiken miteinander verbunden sind und 
Instrumente Flexibilität schaffen. Die folgenden Beispiele stehen für konkrete 
politische Maßnahmen dieser Art: 

• Stärkung der Kompetenzen der Kommunalverwaltungen in Umweltfragen und 
Förderung ihrer Fähigkeit und Möglichkeit, im Rahmen der nationalen Politik 
über ihr eigenes Handeln zu entscheiden. Hiervon verspricht man sich eine 
größere Flexbilität auf der lokalen Ebene, beispielsweise in den Städten. In den 
vergangenen Jahren wurde deutlich, daß eine zu rigide Umweltpolitik in den 
„kompakten Städten“ der Niederlande eine der Hürden ist, die einen integrale- 
ren Entwicklungsansatz verhindert, und damit einer vitalen Stadt im Wege 
steht. Das Projekt „Stadt und Umwelt“ , eigens entwickelt, um hier eine Lösung 
zu finden, verbindet die Bereiche Umweltplanung und Stadtentwicklung in 
einer frühen Phase des politischen Entwurfs und seiner Umsetzung. Das soll 
verbesserte Ergebnisse bei den angestrebten Umweltzielen auf der lokalen 
Ebene mit sich bringen. Wenn es nicht möglich ist, Umweltziele, beispiels- 
weise beim Lärmschutz in verdichteten Stadtgebieten zu realisieren, haben die 
Städte die Möglichkeit, von der nationalen Politik abweichend zu agieren. 
Allerdings müssen sie dies begründen und bestimmte demokratische Verfahren 
einhalten, denn sie brauchen die Zustimmung und Unterstützung der Bürgerin- 
nen und Bürger für eine von den nationalen Vorgaben abweichende Politik. 

• Dieser Ansatz wird zur Zeit in mehr als zwanzig Gebieten getestet, um zu 
sehen, ob sich die erhofften positiven Folgen einstellen, und um negative 
Nebenwirkungen zu erkennen, denn auch diese kann es geben. Mehr Chancen 
für flexibles Handeln können ja Differenzen mit sich bringen. Zusammen mit 
dem wachsenden Anteil von Minderheiten in den Niederlanden und der 
verstärkten politischen Aufmerksamkeit für die sogenannte Zweiklassengesell- 
schaft (Arme und Reiche), kann dies am Ende zu ökologischer Ungerechtigkeit 
führen. Im Gegensatz zu den USA ist diese Frage bisher jedoch noch kein 
Thema für die Umweltpolitik, und das soll auch so bleiben. 

• Zur Förderung der Diskussionen zwischen Bürgern und Kommunalverwaltung 
über Fragen der Lebensqualität und der Nachhaltigkeit hat die Regierung den 
Haushalt für Initiativen auf lokaler und regionaler Ebene aufgestockt. 

3. Modernisierung der politischen Instrumente durch Internalisierung von 
Umweltkosten in die Preise: Die niederländische Regierung möchte sicherstel- 
len, daß die Folgen des Handelns von Industrie und der Bevölkerung sich 
stärker in den Preisen niederschlagen. Den Marktkräften soll durch die Unter- 
suchung der Möglichkeiten oder durch eine Einführung von marktorientierten 
umweltpolitischen Instrumenten eine stärkere Rolle zukommen: Öko-Steuern, 
handelbare „Rechte zur Emissionsreduzierung“ und ein System einer söge- 
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nannten Kostenteilung sind Beispiele hierfür. Folgende Beispiele stehen für 
politische Maßnahmen zu diesem Thema: 

• Vorschlag einer Verlagerung der Besteuerung: die Besteuerungsgrundlage sind 
nicht mehr die Kosten der Arbeit sondern die Kosten der Energie. Die Summe 
dieser vorgeschlagenen Veränderung beträgt 3,4 Mrd. Gulden pro Jahr. Es wird 
keine weitreichenden Veränderungen in der Steuerlast geben, da es sich um 
eine verlagerte Besteuerung handelt. Von den 3,4 Mrd. Gulden sollen 500 Mio. 
Gulden für Steueranreize zur Förderung von Energiesparmaßnahmen und die 
Nutzung nachhaltiger Energie ausgegeben werden. 

• NEPP 3 beinhaltet weitere finanzielle Anreize zur Förderung einer nachhaltige- 
ren Produktion und eines nachhaltigeren Verbrauchs, z.B. die Förderung des 
Erwerbs umweltfreundlicherer Autos. 

4. Modernisierung der politischen Instrumente durch Förderung der Qualität der 
allgemeinen Lebensumwelt: Eine saubere Umwelt erfüllt eine Reihe von Funk- 
tionen: Natur, Erholung, Landwirtschaft, Industrie usw. Dafür braucht es 
Raum. Umweltqualität und Raumplanung sind kein Selbstzweck, sondern 
Mittel zum Erreichen einer höheren Qualität des Lebensraumes. Sie sind 
miteinander verbunden, obwohl sie lange Zeit als getrennte Politikfelder 
betrachtet und behandelt wurden und damit häufig sogar gegeneinander 
standen. Der NEPP 3 führt beide Bereiche im neuen Thema „Lebensumwelt“ 
zusammen. Dieses geht über die Umweltpolitik hinaus, denn auch die Flächen- 
nutzung spielt hier eine Rolle. Es wird noch darüber nachgedacht, wie das 
Arbeiten gegeneinander durch ein Arbeiten miteinander ersetzt werden kann. 

Auf der nationalen Ebene wird die Notwendigkeit einer Integration von Vision 
und Strategie diskutiert. Ist eine einheitliche Strategie für das Thema Lebensum- 
welt erforderlich oder genügt eine Integration auf regionaler und lokaler Ebene, 
wo die politischen Maßnahmen letztendlich ausgearbeitet werden? 

Ein Beispiel zur Erläuterung dieser Frage: Die Niederlande sind ein Küsten- 
land, entstanden aus den Flüssen Rhein, Maas und Schelde. Wie alle Küstenge- 
biete brauchen auch die Niederlande aufgrund der miteinander verwobenen 
ökologischen und ökonomischen Bedingungen einen integrierten Ansatz. Um 
beispielsweise die Wasserqualität des Rheins zu verbessern, mußten Emissionen 
in einem Gebiet stromaufwärts verringert werden, das bis in die Schweiz reicht. 
Daher waren die internationalen Verhandlungen z.B. über eine Reduzierung der 
Emissionen am Rhein immer eine zentrale Frage, die die Niederlande in die west- 
europäische Umweltpolitik eingebracht haben. Die Niederlande stellten jedoch 
fest, daß ein emissionsorientierter Ansatz allein nicht genügt. Nach den Über- 
schwemmungskatastrophen in Westeuropa in den vergangenen Jahren wurde 
deutlich, daß der Rhein als Wasserscheide ganzheitlich zu betrachten ist, nicht nur 
um eine nachhaltige Wasserqualität zu erreichen, sondern auch im Interesse einer 
nachhaltigen Wassermenge. Zusammen mit den Nachbarländern müssen Wege 
gefunden werden, die Überflutungen in Westeuropa einzudämmen. Dazu gehören 
Maßnahmen wie der Baustop in Ufemähe und die Wiederherstellung der Fluß- 
betten in einer natürlicheren Form. Derartige Projekte stellen jedoch Hindernisse 
für eine weitere Urbanisierung und die Möglichkeit der Erschließung der Feucht- 
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gebiete und anderer wasserreicher Ökosysteme dar. Reicht hier die Integration 
von Flächennutzungs- und Umweltpolitik, zusammen mit der Wasserwirtschaft 
und dem Naturschutz auf regionaler Ebene aus, oder ist eine nationale Vision 
erforderlich? 

Auf regionaler Ebene wurden zehn Gebiete als „Raumplanungs- und Umwelt- 
gebiete“ festgelegt: Dies sind die sogenannten SPE-Gebiete (Spatial Planning and 
Environment). Hier wird die Integration von Raumplanung und Umweltpolitik 
erprobt. In diesen Projekten arbeiten die verschiedenen Parteien so zusammen, 
daß eine Anerkennung der Beziehung zwischen der räumlichen und ökonomi- 
schen Entwicklung einerseits und der Qualität der Lebensumwelt andererseits 
möglich wird. Entscheidungen und Maßnahmen wurden möglich, die es ohne 
diesen Ansatz nicht gegeben hätte. Auch die Kommunalverwaltungen versuchen, 
Instrumente zu integrieren. Auf das Projekt „Stadt und Umwelt“ wurde bereits 
hingewiesen. Einige Gemeinden arbeiten mit den ihnen zur Verfügung stehenden 
Instrumenten der Raumordnung, wie dem Flächennutzungsplan, an einer Verbes- 
serung der Umweltqualität. 

Effizienz des NEPP 3 und Optionen 

Das RIVM wurde um eine Berechnung der Umwelteffizienz der politischen Maß- 
nahmen des NEPP 3 gebeten. Die Ergebnisse dieser Berechnung wurden in einer 
Bilanz des NEPP 3 zusammengefaßt. Die meisten im NEPP 3 festgelegten Ziele 
können aufgrund der im Plan selbst beschriebenen Maßnahmen erreicht werden. 
In einigen Fällen wird dies jedoch zu einem späteren Zeitpunkt sein als vorgese- 
hen. Die Kosten bleiben anteilig zum BIP konstant (ca. 2,7 %). Jedoch wird es 
durch den NEPP 3 nicht gelingen, alle für 2010 angestrebten Ziele auf nationaler 
Ebene zu erreichen. Es bleiben bedeutende Defizite, selbst nach einer hundertpro- 
zentigen Implementierung des NEPP 3, in folgenden Bereichen: 

- Klimawandel (C0 2 -Emissionen), 

- Umweltbelastung durch den Verkehr (sowohl NO x -Emissionen als auch starke 
Lärmbelästigung), 

- Umweltbelastung durch die Viehzucht (Dünger und Ammoniak). 

Die niederländische Regierung hat daher Vorschläge für strengere Maßnahmen 
gemacht, die innerhalb eines vernünftigen Zeitraums greifen könnten, jedoch 
drastische finanzielle und soziale Auswirkungen haben. Dazu gehören: 

- Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h auf allen niederländischen Autobahnen 
(zur Zeit ist die Höchstgeschwindigkeit in den meisten Landesteilen 120 km/h; 
nur in großen Städten gilt eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 100 km/h), 

- höhere Mineralölsteuer (Benzinpreiserhöhung um 50 %), 

- stärkere Nutzung des sogenannten „ruhigen Asphalt“ in den Städten, 

- Förderung sauberer Schiffsmotoren (durch Subventionen). 

Etwa 2 Mrd. Gulden werden in den nächsten zwölf Jahren zur Implementierung 
aller Optionen in bezug auf die Versauerung, Lärmschutz und Dünger zusätzlich 
benötigt. Eine weitere Milliarde Gulden wird zur Reduzierung der Treibhausgas- 
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emissionen benötigt. Die geschätzten Kosten gehen weit über die zum Zeitpunkt 
der Regierungsbildung 1994 geschätzten Summen hinaus. Daher erschien ein 
Abwarten der entsprechenden Beschlüsse bis nach den Wahlen im Mai 1998 sinn- 
voll. 

Zusammenfassend läßt sich also festhalten, daß der NEPP 3 keine weiteren 
Maßnahmen vorsah, wenngleich bekannt war, daß das Maßnahmenpaket des 
NEPP 3 nicht ausreichend sein würde, um alle angestrebten Ziele zu erreichen. Er 
beinhaltet jedoch Vorschläge für strengere Maßnahmen als Beitrag für die Zeit 
nach einer Regierungsbildung im Mai 1998. 
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30 Jahre Umweltpolitik in Schweden: Entwicklung und 
Trends 

Die schwedische Umweltpolitik war in den vergangenen dreißig Jahren von 
umfassenden Veränderungen begleitet. Der erste Schritt war die 1969 erfolgte 
Einführung eines integrierten Ansatzes im Bereich der Genehmigungsverfahren. 
Gleichzeitig wurde der erste Rat für Umweltfragen ( Swedish Environmental Advi- 
sory Council ) geschaffen. Einflußreich war auch die 1972 in Stockholm durchge- 
führte erste UN-Umwelt-Konferenz. Schon bald darauf wurden die ersten wichti- 
gen umweltpolitischen Grundsätze, wie z. B. das Verursacherprinzip, Bestandteil 
der schwedischen Politik. 

Ende der achtziger Jahre folgte eine umfassende Bewertung und Prognose zur 
Umweltsituation. Darüber hinaus war Schweden aktiv an der Ausarbeitung der 
ersten globalen Umweltabkommen beteiligt. Man befaßte sich zunehmend mit 
Fragen der grenzüberschreitenden Umweltverschmutzung, die unter anderem zur 
Versauerung der Seen in Schweden beitrug. Es wurde deutlich, daß die Pflichten 
aus den internationalen Abkommen in nationale Politiken umgewandelt werden 
mußten. 1988 verabschiedete Schweden den ersten umfassenden Parlamentsbe- 
schluß im Umweltbereich. 1990 wurde ein neuer Entwurf vorgelegt, der Zielvor- 
gaben für eine reduzierte Belastung und allgemeine Maßnahmen zum Umwelt- 
schutz enthielt. 

Zu dieser Zeit wurden in mehreren Bereichen Umweltsteuern und Umweltab- 
gaben eingeführt, u. a. C0 2 -Steuern und eine Besteuerung der Schwefelemissio- 
nen. Energie fiel unter die Mehrwertsteuer und eine Gebühr für Stickstoffdioxid- 
emissionen wurde fällig. Die Einführung dieser Abgaben und Steuern war Teil 
einer allgemeinen Steuerreform, deren Ziel eine Reduzierung von Abzügen und 
Nebeneffekten und mehr Klarheit in der Abgabenpolitik war. 

1993 billigte das Parlament den Vorschlag der schwedischen Regierung für 
eine allgemeine Strategie des ökologischen Kreislaufs und einer erweiterten Her- 
stellerhaftung für Produkte. Weiterhin wurde eine Klima-Strategie mit der Forde- 
rung nach reduziertem C0 2 -Ausstoß angenommen. 1995 wurde Schweden Mit- 
glied der Europäischen Union, ein weiterer wichtiger Schritt in der jüngeren Ent- 
wicklung der schwedischen Umweltpolitik: Hierdurch wurde eine verstärkte Kon- 




28 



Jon Kahn 



zentration auf externe Schadstoffe aus entfernteren Regionen, z. B. die Versaue- 
rung durch Emissionen aus anderen EU-Mitgliedsstaaten, möglich. 

Die erste umfassende und nationale Strategie für eine nachhaltige Entwicklung 
wurde 1996 vorgelegt. Sie befaßte sich mit allen Bereichen der Regierungsver- 
antwortung. Seitdem gibt es jährliche Berichte über die nachhaltige Entwicklung 
und Ergänzungen durch umfassende Investitionsprogramme auf lokaler Ebene. 

1998 verabschiedete das Parlament nach zehnjähriger Diskussion ein neues 
Umweltgesetzbuch ( Environmental Code ) mit integrierten und verbesserten 
Umweltgesetzen. Im gleichen Jahr wurde von der Regierung ein neuer, umfassen- 
der Entwurf für einen programmatischen Ansatz in der Umweltpolitik ( Environ- 
mental Bill) vorgelegt, der insbesondere eine Zusammenstellung von 15 langfri- 
stigen Umweltqualitätszielen enthielt. Diese stellen einen Kernpunkt der gegen- 
wärtigen schwedischen Umweltplanung dar. 



*»- 1969 Integrated 
Pollution Control 
*»- 1972 Stockholm 
Conference 
*«r- 1988 1*‘ Compre- 
hensive Parliament 
Decision, Target 
Values for No x etc 
»»• i 99 i Carbon and 
No x Tax, VAT on 
Energy, 2 nd Parlia- 
mentary Decision 



1993 Eco-cycle + 
Climate Strategies 
»»•1995 Joins EU 
»»- 1996 Sustainable 
Development 
Strategy 
*•- 1997 Environ- 
mental Code 
»»-1997 Environ- 
mental Quality 
Objectives 




Von command and control zur sektoralen Integration 

Das 1969 verabschiedete Rahmengesetz zum Umweltschutz hatte in erster Linie 
einen regulierenden Charakter. Zu dieser Zeit galt die Gesetzgebung als wichtig- 
stes Instrument der Umweltpolitik. Die Zielvorgaben der neuen Maßnahmen 
bezogen sich hauptsächlich auf stationäre Quellen im Bereich der Industrie und 
städtischer Anlagen. 

Seitdem wurde der Rahmen der Umweltpolitik kontinuierlich erweitert und 
beinhaltet folgende Aspekte: 
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- größere Vielfalt bei Instrumenten, 

- über stationäre Quellen hinaus: Produkt- und Problembezogenheit, 

- Bemühen um Partnerschaft mit den Verursachern 

- Einbeziehung der Bewußtseinsfrage aufgrund der Überzeugung, daß die 
Umwelt jeden und jede angeht. 

In bezug auf den ersten Aspekt erwiesen sich ökonomische Instrumente als nütz- 
lich und effizient, um einen Rückgang der Umweltverschmutzung zu bewirken. 
Zwei gute Beispiele hierfür sind die NO x -Abgabe und die Umweltklassifizierung 
von Treibstoffen. Ein hohes Maß an Transparenz, koordiniertes Vorgehen und 
eine Förderung der technologischen Entwicklung, haben hier eine schnelle Verän- 
derung möglich gemacht. Vertreter der Industrie und der betroffenen Sektoren 
waren an der Suche nach Lösungen um so stärker beteiligt, je mehr das Umwelt- 
bewußtsein stieg. Daher konzentrieren sich die Umweltbehörden in Schweden 
heute stärker auf die sektorale Verantwortung und das proaktive Engagement der 
Verursacher von Umweltproblemen. In vielen Fällen hat dieser Ansatz zu 
schnelleren und besseren Ergebnissen geführt. Es ist ein zunehmendes Bewußtsein 
über Umweltfragen festzustellen, und immer mehr Unternehmen argumentieren 
auch in ihren Marketing-Strategien ökologisch. 

Dennoch gab es über diese neuen Ansätze der Umweltpolitik auch Debatten, 
denn die Einführung neuer Maßnahmen wurde von vielen eher als Ersatz denn als 
Ergänzung alter Instrumente verstanden. 
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Die Politik einer nachhaltigen Entwicklung und neue 
Umweltziele 

Im Frühjahr 1998 legte die Regierung bereits erwähnten Vorschlag für ein 
programmatisches Konzept der Umweltpolitik vor. Bestandteil dieses Entwurfs 
waren eine Reihe neuer Umweltqualitätsziele, die auf dem grundlegenden 
Konzept basierten, die heutige Generation solle den nachfolgenden Generationen 
eine Gesellschaft ohne massive Umweltprobleme hinterlassen. Ein anderer Leit- 
satz formuliert, daß Schweden bei der nachhaltigen Entwicklung international an 
vorderster Front kämpfen solle. Der Premierminister verkündete diese Grundsätze 
anläßlich der Parlamentseröffnung und in seiner Regierungserklärung für das Jahr. 
Er ernannte einen Ministerrat, der eine umfassende Nachhaltigkeitspolitik definie- 
ren und implementieren sollte, die innerhalb der Regierung als innovativ gelten 
könnte. Die Aufgabe des Rates umfaßt die Vorlage von Politik-Vorschlägen für 
die Regierung im Bereich nachhaltige Entwicklung. 



Objectives 



S The overall objective is to solve 
today's environmental problems 
before the years 2020-2025 



✓ 



Sweden as a forerunner for 
ecologically sustainable developm^t 



«environmental protection 
«sustainable supplies 
«effieient utilization 

Sustainable SwedenSustainable Sweden 



w. 



Nachhaltige Entwicklung: Die Definition der Regierung 

Der Ministerrat initiierte das Konzept einer ökologisch nachhaltigen Entwicklung, 
das Ausdruck für die umweltrelevanten Aspekte der nachhaltigen Entwicklung ist. 
Das Konzept der ökologischen Nachhaltigkeit geht über die traditionelle Umwelt- 
politik hinaus. Es wurde in einer Regierungserklärung vor dem Parlament erläu- 
tert. Es umfaßt drei allgemeine Ziele: 
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- Umweltschutz: Schadstoffemissionen dürfen die menschliche Gesundheit nicht 
schädigen und die Absorptions- und Abbaufähigkeit der Natur nicht über- 
schreiten. Natürliche Substanzen sind so einzusetzen, daß der ökologische 
Kreislauf aufrecht erhalten wird. Anthropogene Stoffe in der Umwelt, die 
Gesundheit und Umwelt schädigen, sind langfristig zu verbieten. Die biologi- 
sche Vielfalt ist zu bewahren, wertvolle kulturelle Umwelten sind zu schützen. 

- Effiziente Nutzung der Ressourcen: Energie und andere natürliche Ressourcen 
sind wesentlich effizienter zu nutzen, als das heute der Fall ist. Damit können 
Energie- und Stoffströme im Einklang mit einer nachhaltigen Entwicklung 
begrenzt werden. 

- Nachhaltige Versorgung: Die langfristige Produktionsfähigkeit der Ökosy- 
steme ist zu gewährleisten. Soweit möglich müssen die grundlegenden Bedürf- 
nisse durch einen nachhaltigen Einsatz von emeuerbaren Ressourcen befriedigt 
werden. Das bedeutet, daß ihr Einsatz nicht über das Maß, in dem die Natur 
neue Ressourcen schaffen kann, hinaus erfolgen darf, und daß die Stoffe recy- 
celt werden müssen. Wir müssen sparsam mit den nicht-emeuerbaren Ressour- 
cen umgehen und ständig auf der Suche nach emeuerbarem Ersatz für diese 
sein. 



Ecologically Sustainable 
Development is: 

y Environmental 
Protection 

^Efficient Use 
y Sustainable Supplies 



Sustainable SwedenSustainaHe Swrdm 



Nachhaltiges Europa 

Schweden war an der Vorbereitung der Schlußfolgerungen von Cardiff über die 
Integration der Umwelt und der nachhaltigen Entwicklung in die Politik der EU- 
Sektoren beteiligt. Dieser Prozeß ist auch für die Entwicklung nationaler Politiken 
von großer Bedeutung. Schweden arbeitet ebenfalls an dem Projekt, das ich hier 
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„Nachhaltige Nachbarn“ nennen möchte; hier geht es vor allem um die Umset- 
zung der regionalen Agenda 21 für die baltische Region. 



Sustainable Europe 



EU + Nordic, 

OECD, CSD 

Amsterdam Treaty 

Art. 2 - Sust. Dev. 

Objective 

Art. 6 - Integration 

1*‘ Decision Lux 



»-♦ Cardiff June 98 
Environmental 
Appraisals 

»-♦ Sectorial Strategies 
*-* Agriculture, 
Transport and 
Energy First 
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Die Nachhaltigkeitsstrategie der schwedischen Regierung 

Die schwedische Regierung ist der Meinung, daß Umwelt und eine nachhaltige 
Entwicklung in die Politiken der einzelnen Sektoren integriert werden müssen und 
eine Partnerschaft erforderlich ist, um Zielvorgaben, Strategien und Mittel zu 
definieren und zu schaffen. Ein solcher Ansatz muß sich auf verbesserte Mecha- 
nismen zur Berücksichtigung der Umweltbelange in den sektoralen Politiken 
stützen. Dem Parlament wird jedes Jahr ein Bericht zur ökologischen Nachhaltig- 
keit vorgelegt, der eine Übersicht über die insgesamt erzielten Fortschritte sowie 
Berichte aller Ministerien in bezug auf deren Beitrag zur ökologischen Nachhal- 
tigkeit beinhaltet. In der ersten Phase wurden 93 konkrete Maßnahmen und 
Projekte vorgestellt, heute sind es bereits mehr als einhundert. Dazu gehören unter 
anderem die folgenden Beispiele: 

Die Regierung legte ein lokales Investitionsprogramm vor. Mehr als sieben 
Milliarden Schwedische Kronen (1,5 Mrd. DM) wurden den Kommunen für Inve- 
stitionen im Bereich ökologische Nachhaltigkeit in den Bereichen Wohnen, neue 
Energiesysteme und neue Treibstoffe zur Verfügung gestellt. Das sogenannte 
Öko-Kreislauf-Investitionsprogramm ist ein kleineres Programm mit ähnlichem 
Ziel. In Kürze wird die Regierung einen Ausschuß einsetzen, der untersuchen soll, 
wie Schweden eine substanzielle Verbesserung der Ressourceneffizienz erzielen 
kann. Hierbei sollen Überlegungen hinsichtlich des „Faktor 10“ -Ansatzes berück- 
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sichtigt werden. Darüber hinaus übernehmen alle Regierungsstellen und Ministe- 
rien zunehmend mehr Verantwortung im Umweltbereich. Erst vor kurzem wurden 
die allgemeinen Anweisungen für die Behörden um die Pflicht zur Berücksichti- 
gung der Nachhaltigkeit im Alltag ergänzt. Einige Behörden wurden überdies für 
die nachhaltige Entwicklung in ihrem Wirtschaftssektor verantwortlich erklärt. 

Heute arbeiten mehr als sechzig Behörden und Ämter und sämtliche Ministe- 
rien mit Umweltmanagement-Systemen. Eine Kommission der Regierung disku- 
tiert Vorschläge für eine Förderung einer ökologischen und nachhaltigen öffentli- 
chen Beschaffungspolitik. Immer mehr Investitionen für die Infrastruktur orientie- 
ren sich an Umweltbelangen. Die 1997 neu formulierte Energiepolitik sieht den 
Ausstieg aus der Atomenergie, Energiesparmaßnahmen und die Einführung 
emeuerbarer Energieträger vor. Ein von der Regierung initiiertes System von 
Umweltzeichen für Schulen wurde eingeführt. Es soll auch einen organisierten 
Dialog mit den Vertretern der Schlüsselindustrien geben, u. a. mit dem Ziel einer 
Förderung und Verbreitung von „best practice“ . Die Regierung diskutiert dane- 
ben, wie Entscheidungen über Investitionen und Portefeuilles bei den öffentlichen 
Rentenkassen Umweltaspekte berücksichtigen können, ohne mit dem übergrei- 
fenden Ziel einer stabilen Einkommenssicherung zu kollidieren. 
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Some of the 93 Measures \ 
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Der neue programmatische Ansatz in der Umweltpolitik 
(Environmental Bill) 

Im Frühjahr 1998 legte die Regierung dem Parlament mit der Enviornmental Bill 
den Entwurf für eine strategische Neuausrichtung der Umweltpolitik vor, der 
Vorschläge für neue Umweltqualitätsziele enthält. Weiterhin sieht es Regelungen 
für die Sicherheit im Umgang mit Chemikalien, Ressourcenproduktivität und eine 
umfassende Strategie für den ökologischen Kreislauf vor. Der Grund für die 
Vorlage neuer Umweltqualitätsziele ist, daß in den letzten zehn Jahren beinahe 
200 verschiedenartige Umweltziele festgelegt wurden, die sowohl auf Parlaments- 
beschlüssen, auf Regierungsentscheidungen als auch auf von Schweden Unter- 
zeichneten internationalen Abkommen basieren. Aus diesem Grund wird nun eine 
übergreifende Struktur vorgeschlagen, in deren Mittelpunkt fünfzehn allgemeine 
Umweltqualitätsziele stehen. 

Der weitere Zeitplan der Zielkonkretisierung steht bereits fest: Zusätzlich zu 
den in der Environmental Bill bereits festgelegten 15 übergreifenden Qualitäts- 
zielen werden bis Oktober 1999 von mehr als 20 Behörden in den einzelnen 
Sektoren in enger Zusammenarbeit mit der Schwedischen Umweltagentur (SEPA) 
untergeordnete Handlungsziele formuliert. Zwei Parlamentskommissionen werden 
sich mit diesen Zielvorgaben befassen: Eine Kommission ist für die klimarele- 
vanten Zielvorgaben zuständig, die andere für die übrigen. Auf der Basis der von 
den Behörden formulierten Teilziele unterbreiten die Parlamentskommissionen im 
Juni 2000 der Regierung einen Gesamtvorschlag. Daraufhin legt die Regierung 
ihrerseits im Jahr 2001 einen umfassenden Entwurf der untergeordneten Zielvor- 
gaben und der spezifischen sektoralen Umweltziele und -Strategien für jedes der 







Strategische Umweltplanung in Schweden 



35 



fünfzehn Umweltqualitätsziele sowie einen Vorschlag für ein Monitoring-System 
vor. Die Frage, inwieweit das Parlament ein Mitspracherecht in bezug auf die 
untergeordneten Ziele hat, ist noch nicht endgültig geklärt. Die Vorlage der Regie- 
rung wird jedoch in der einen oder anderen Form die Grundlage für einen neuen 
Beschluß bilden, der im Frühjahr 2001 verabschiedet werden soll. 

Die Formulierung von Umweltqualitätszielen stellt einen neuen Ansatz in der 
schwedischen Umweltpolitik dar. Nach den Erfahrungen der vergangenen zehn 
Jahre müssen wir jedoch festhalten, daß eine solche Politik nur dann erfolgreich 
umgesetzt werden kann, wenn konkrete untergeordnete Zielvorgaben definiert 
und Verantwortlichkeiten in den jeweiligen Wirtschaftssektoren benannt, wenn 
die verschiedenen Interessengruppen aktiv einbezogen und die Mechanismen für 
eine Überprüfung und Fortsetzung der Maßnahmen verbessert werden. 
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Environmental quality objectives 
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Das Umweitgesetzbuch ( Environmental Code) 

Im Sommer 1998 verabschiedete das Parlament das neue Umweltgesetzbuch, das 
am 1. Januar 1999 in Kraft trat. Es faßt fünfzehn Einzelgesetze zusammen und 
entsprechende Bestimmungen, die mehr als fünfzig weitere Gesetze betreffen. Die 
rechtlich verbindlichen Grundsätze und allgemeinen Regeln stellen ein Minimum 
für andere Gesetze dar. Folgende Grundsätze sind im neuen Umweltgesetzbuch 
festgeschrieben: 

- Das Vorsorgeprinzip gilt für alle Tätigkeiten und Maßnahmen. Jeder, der eine 
bestimmte Maßnahme oder Tätigkeit ausführt, muß sich darüber informieren, 
wie diese die Umwelt schädigen könnte. 

- Das Verursacherprinzip wird angewandt, d. h. wer eine Maßnahme oder Tätig- 
keit durchführt, ist für die Beseitigung eventuell entstehender Schäden verant- 
wortlich. 

- Es ist die bestmögliche Technik zu nutzen, um Schaden und Belästigung zu 
vermeiden. Maßnahmen und Tätigkeiten müssen an dafür geeigneten Orten 
stattfinden. 

- Ressourcen-Management und das Öko-Kreislauf-Prinzip beinhalten die beson- 
dere Berücksichtigung der Bewahrung von Rohstoffen und Energie und den 
Einsatz von Möglichkeiten der Wiederverwendung und des Recyclings. 

- Das Prinzip der Produktwahl bedeutet, daß chemische Produkte und biotechni- 
sche Organismen, die durch weniger gefährliche Stoffe ersetzt werden können, 
nicht verwendet oder verkauft werden sollen. 
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Regionale Umweltgerichtshöfe werden die Nationale Genehmigungsbehörde für 
Umwelt- und Gewässerschutz ersetzen. Ein Appellationsgericht für Umweltfragen 
wird dem Schwedischen Appellationsgerichtshof angeschlossen. Das Oberste 
Gericht stellt die höchste Instanz dar. Beteiligt sind außerdem die Regierung, die 
Verwaltungsräte der Bezirke und einige andere Verwaltungsstellen und Kommu- 
nen. 
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Parallele Prozesse 

In den kommenden Jahren wird es parallele Prozesse geben, denn die sektorale 
Zuständigkeit wird ein Schlüsselelement sein. Die für die jeweiligen Sektoren 
zuständigen Behörden werden untergeordnete umweltpolitische Ziele formulieren 
und Umweltmanagement-Systeme einführen, die nicht nur interne Fragen 
betreffen, sondern auch die Frage, wie die Akteure des jeweiligen Sektors für den 
Sektor als Ganzes im Sinne der nachhaltigen Entwicklung handeln können. Mini- 
sterien und andere Akteure arbeiten an der Erfüllung des Programms für eine 
ökologisch nachhaltige Entwicklung. Dabei müssen sie sich auch mit Bestimmun- 
gen und Gesetzen befassen, die häufig unmittelbar mit dem Umweltrecht zu tun 
haben. 

Ich möchte diesen Prozeß mit einem Langstreckenlauf vergleichen. Die 
Umweltseite legt das Ziel fest und gibt uns Hinweise auf Hügel und andere 
Hindernisse, sie kann unterwegs auch Getränke reichen. Doch die Menschen in 
den Sektoren müssen laufen. Sie bestimmen das Tempo und die untergeordneten 
Ziele. Dabei ist es enorm wichtig, daß sie motiviert sind und laufen wollen. Darin 
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liegt eine wichtige Aufgabe für uns Umweltschützer, doch die öffentliche 
Aufmerksamkeit, Bildung und Aufklärung sind hier ebenso gefordert. 
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Energiepolitik und Energieplanung in Dänemark 
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1 Einleitung 

Bereits 1988 verabschiedete die dänische Regierung einen Umweltplan, den 
, Action Plan for Environment and Development“ . Die Stärke der dänischen Um- 
weltplanung stellt jedoch nicht die Gesamtplanung dar, sondern liegt auf der sek- 
toralen Ebene. Besonders hervorzuheben sind - neben der seit den siebziger Jah- 
ren bestehenden Energieplanung (mit dem aktuellen Plan Energy 21 von 1996) - 
die Pläne in den Bereichen Verkehr ( Trafßc 2005 von 1993), Landwirtschaft 
{Action Plan for Sustainable Agriculture von 1991) und im Bereich der aquati- 
schen Umwelt {The Aquatic Environment Plan von 1987). 

Im folgenden wird vorrangig die aktuelle Ausgestaltung der dänischen Ener- 
giepolitik und -planung dargestellt, die vor dem erläuterten Hintergrund der Sek- 
toralplanung zu betrachten ist. 

Die dänische Energiepolitik ist darauf ausgerichtet, einen ökonomisch effizi- 
enten Energiesektor mit einem hohen Grad an Versorgungssicherheit zu gewähr- 
leisten. Dies soll auf eine umweltpolitisch nachhaltige Art und Weise geschehen. 
Somit muß Politik innerhalb von Rahmenbedingungen gestaltet werden, die es 
ermöglichen, die globale Herausforderung der vom Menschen verursachten Kli- 
maveränderung zu meistern. 

Für die Regierung ist es von entscheidender Bedeutung, daß Dänemark weiter- 
hin in der Lage ist, die internationalen Klimaschutzbemühungen voranzubringen. 
Nach Ansicht der dänischen Regierung kann dies am besten durch nachdrückliche 
und glaubhafte innenpolitische Aktivitäten erreicht werden. Im Zentrum der 
Energiepolitik stehen nationale Bemühungen in bezug auf C0 2 . Ergänzt wird das 
dänische C0 2 -Ziel mittlerweile durch neue internationale Vereinbarungen im 
Rahmen des Kyoto-Protokolls. 

Im Kontext der Verteilung der Verantwortlichkeiten auf die einzelnen EU- 
Länder hat sich Dänemark dazu verpflichtet, seine durchschnittlichen Treibhaus- 
gas-Emissionen zwischen 2008 und 2012 um 21 % (bezogen auf 1990) zu senken. 
Wie andere Industrieländer sollte Dänemark bis 2005 sichtbare Fortschritte zur 
Erreichung dieser umweltpolitischen Verpflichtung gemacht haben. Es bedarf 
großer Anstrengungen, um dieses Ziel zu erreichen. 

Dänemark hat viele Jahre lang großen Nachdruck auf Energieeinsparungen, auf 
Energieeffizienz und die Umstellung der Energieproduktion auf sauberere Brenn- 
stoffe gelegt. Diese Strategie hat sich als richtig erwiesen und beginnt jetzt, 
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Früchte zu tragen - unter internationalem Beifall. Neben dem positiven Nutzen 
für die Umwelt hat diese aktive Energiepolitik auch den Export von Energie- 
Technologie angekurbelt: Heute beträgt der Wert dieser Exporte mehr als 10 Mrd. 
dänische Kronen jährlich. 

Internationale Vereinbarungen und wachsende grenzüberschreitende Koopera- 
tion üben zunehmend Einfluß auf die Gestaltung der Energiepolitik aus. Dies 
bedeutet, daß sowohl die Gestaltung als auch die Implementation der nationalen 
Energiepolitik zunehmend durch das Wechselspiel zwischen internationalen Ini- 
tiativen und nationalen Maßnahmen bestimmt wird. Dänemarks umfassende Er- 
fahrungen im Bereich der Energiepolitik ermöglichen es mittlerweile, Bereichen 
von internationalem Interesse eine eindeutige dänische Prägung zu geben. 

2 Die dänische Energiepolitik in den letzten drei 
Jahrzehnten 

Nach einem zunächst starken Anstieg des Energieverbrauchs in den sechziger 
Jahren ist es Dänemark gelungen, den Gesamtenergieverbrauch in den letzten 30 
Jahren verhältnismäßig konstant zu halten, trotz eines allgemeinen Anstiegs von 
Produktion und Verbrauch. 

Die erste Ölkrise 1973 gestaltete die Tagesordnung der dänischen Energiepoli- 
tik neu: Sie führte zu einem Umstrukturierungsbedarf des gesamten Energiesek- 
tors. 

Der erste nationale Energieplan wurde 1976 verabschiedet. Zusammen mit ei- 
ner Fortentwicklung der Politik während der achtziger Jahre führte er zu einer 
größeren Umstrukturierung des dänischen Energiesystems. Die umgesetzten Ver- 
änderungen umfassen unter anderem: 

- die Umstellung der Kraftwerke von Öl auf Kohle, 

- die Erschließung von Öl- und Gasfeldern in der Nordsee, 

- Errichtung eines nationalen Gas-Verteilungs-Netzwerkes, 

- massive Umstellung der Wärmeversorgung von individuellen Ölheizungen auf 
Fernwärme und Erdgas sowie eine Ausweitung der KWK-Systeme, um die 
Energieeffizienz zu erhöhen, zusammen mit einer verstärkten Nutzung lokaler 
Ressourcen wie Stroh, Restholz und Wind, 

- Energiesparprogramme in den Bereichen Industrie und Wohnen, 

- schrittweise Erhöhung der Wärmestandards für Neubauten, 

- verstärkte F&E-Aktivitäten für Energietechnologie. 

In den späten Achtzigern fand eine Verschiebung der Prioritäten statt: von Über- 
legungen hinsichtlich der Versorgungssicherheit, Minimierung der Energiekosten 
und lokalen Umweltauswirkungen hin zu umfassenderen Umwelterwägungen, 
insbesondere hin zum Ziel, langfristig das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung 
auf nationaler wie auf internationaler Ebene zu erreichen. 

Der Energieversorgungssektor hat negative Auswirkungen auf die Umwelt 
durch den damit verbundenen Ressourcenverbrauch, die Zusammensetzung der 
Energieträger sowie durch Emissionen etc. Übergreifendes Ziel der Aktivitäten 
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gemäß der Aktionspläne Energy 2000 von 1990 und Energy 21 von 1996 ist es, 
den Energieverbrauch so weit wie möglich zu senken und zugleich die Produktion 
dahingehend zu verändern, daß sie einen möglichst niedrigen Ressourcenver- 
brauch und Verschmutzungsgrad zur Folge hat. Zu diesem Zweck hat Dänemark 
1990 das Ziel verabschiedet, bis 2005 die C0 2 -Emissionen um 20 % (auf der 
Basis von 1988) zu senken. 

3 Die Elektrizitätsreform 

Da sich der Elektrizitätssektor in den letzten zehn Jahren stark gewandelt hat, 
wurden immer häufiger Forderungen nach einer radikalen Gesetzesreform für 
diesen Sektor laut. Insbesondere machte die EU-Direktive, die im Juni 1996 ver- 
abschiedet wurde, eine Reform notwendig, aber auch die Liberalisierung in den 
nordischen Ländern übte Druck in diese Richtung aus. 

1999 wurde eine Vereinbarung über eine Gesetzesreform des Elektrizitätssek- 
tors beschlossen. Dies bedeutet, daß ein Rahmen für eine radikale Reform der 
dänischen Energieversorgung geschaffen wurde. Wenn er in Kraft tritt, hat Däne- 
mark die EU-Direktive auf dem nationalen Strommarkt voll umgesetzt. Die Ver- 
einbarung setzt auch einen Rahmen für die C0 2 -Emissionen des Stromsektors und 
für die Entwicklung emeuerbarer Energien für den Zeitraum bis Ende 2003. 

Die Vereinbarung skizziert zudem einen Weg, wie der Verbraucherschutz, 
Umwelterwägungen und die Versorgungssicherheit in einem Strommarkt berück- 
sichtigt werden sollten, in dem Wettbewerb herrscht. In ihr wird auch betont, daß 
es eine breite politische Zustimmung über die zukünftige Organisation des Elek- 
trizitätssektors, die Öffnung des Strommarktes und die Erfüllung internationaler 
Umweltverpflichtungen gibt. Dies bedeutet Planungssicherheit für die Akteure, 
die sich dadurch in der Lage befinden, im sicheren Wissen, daß der neue Rahmen 
sich bis ins nächste Jahrhundert erstreckt, durch den notwendigen Umstrukturie- 
rungsprozeß gehen zu können. 

Liberalisierung des Elektrizitätsmarktes 

Am 1.1.1998 erhielten die Stromverteilungsuntemehmen und große Industriekun- 
den die Erlaubnis, frei auf dem Elektrizitätsmarkt zu handeln. Zudem gibt es 
mittlerweile eine Vereinbarung, daß auch alle anderen Kunden - sowohl Unter- 
nehmen als auch Haushalte - noch vor Ende 2002 eine freie Wahl des Energiever- 
sorgers haben sollten. Die Marktöffnung für Großverbraucher soll noch vor Ende 
2000 vorangebracht werden, um die industrielle Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. 

Durch spezielle versorgungsverpflichtete Unternehmen werden allen Verbrau- 
chern Elektrizitätsangebote zu vernünftigen Bedingungen und zu wettbewerbsfä- 
higen Preisen garantiert - sowohl vor als auch nach der vollen Marktöffnung 
2002, und unabhängig davon, ob die Verbraucher die Möglichkeit nutzen, ihren 
Stromlieferanten frei zu wählen. 

Die Regierung hat zudem klargestellt, daß die Liberalisierung des Strommark- 
tes nicht zu Zusatzkosten für Femwärmekunden, die von Kraft-Wärme- 
Kopplungs-Anlagen (KWK) beliefert werden, führen darf. Das Gesetz wird eine 
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Preisregulierung beinhalten, die die gegenwärtigen Prinzipien des KWK-Vorteils 
berücksichtigt. Diese Prinzipien beinhalten die gleichzeitige Produktion von 
Strom und Wärme sowie die Absicherung, daß es keine Quersubventionierung 
von der Wärme zum Strom gibt 

Struktur des Elektrizitätssektors 

Der dänische Elektrizitätssektor ist historisch gekennzeichnet durch einen hohen 
Grad der Verbraucherbeteiligung sowohl in bezug auf das Eigentum an den Elek- 
trizitätsunternehmen als auch auf die Partizipation bei der Entwicklung erneuerba- 
rer Energien. Die Elektrizitätsreform wird gewährleisten, daß diese Beteiligung 
aufrecht erhalten wird. 

In Zukunft müssen die Produktion von und der Handel mit Strom in vollem 
Umfang wettbewerbsfähig sein. Die Struktur des Stromsektors wird so organisiert, 
daß Wettbewerbs- und Monopolaktivitäten klar voneinander unterschieden wer- 
den können. Der stromproduzierende Sektor wird von dem bislang existierenden 
non-profit-Prinzip befreit und wird dazu übergehen, Strom zu normalen Marktbe- 
dingungen zu verkaufen. Deshalb wird in naher Zukunft eine Klärung hinsichtlich 
der zukünftigen wirtschaftlichen Verpflichtungen des Sektors erfolgen, um dem 
Wunsch nach einem dauerhaft wettbewerbsfähigen Stromsektor gerecht zu wer- 
den. 

Die Übertragungs- und Verteilungsnetze sollen als öffentliche Infrastruktur je- 
dem gleich zur Verfügung stehen. Um dies sicherzustellen, müssen direkt oder 
indirekt ausgewählte Vertreter der Verbraucher entscheidenden Einfluß in den 
Verbunduntemehmen ausüben, und der Staat wird ein Vorkaufsrecht bei einem 
Verkauf des allgemeinen Transportnetzes sowie der Netzsteuerung erhalten. 

Systemverantwortung wird eine zentrale Rolle spielen, wenn die Ziele der 
Energiepolitik in die Praxis umgesetzt werden müssen. Die systemverantwortli- 
chen Unternehmen haben die allgemeine Angebotssicherheit sicherzustellen, auf 
die Koordination des gesamten Stromsystems zu achten und spezielle Demonstra- 
tions- und Entwicklungsprogramme für die Nutzung umweltfreundlicher Strom- 
produktionsmethoden umzusetzen. 

C0 2 -Emissionsquoten für den Elektrizitätssektor 

In der Vergangenheit waren die nordischen Staaten mit hohem gegenseitigem 
Nutzen in der Lage, die Wechselwirkungen zwischen den Wasserkraft-Systemen 
in Norwegen und Schweden und der wärmebasierten Elektrizitätsproduktion in 
Dänemark zu nutzen. In den letzten Jahren konnte man allerdings eine ansteigen- 
de Tendenz des Stromexports aus Dänemark beobachten, der den Blick auf die 
daraus erwachsenden C0 2 -Emissionen lenkt. Die Stromreform schafft für Däne- 
mark einen Rahmen, der es ermöglicht, die Reduktionsverpflichtungen zu erfül- 
len, u. a. durch die Einführung von Quoten für C0 2 -Emissionen von Stromerzeu- 
gern. 

Für die Zeit von 2000 bis 2003 wird für die gesamten C0 2 -Emissionen des 
Stromsektors eine Obergrenze in Form von Quoten gesetzt, die graduell von 23 
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Mio. t C0 2 im Jahr 2000 auf 20 Mio. t C0 2 im Jahr 2003 gesenkt wird. Das Quo- 
tensystem wird flexibel gestaltet werden, um die weitere Nutzung der Vorteile 
eines Stromaustauschs mit den anderen nordischen Ländern zu ermöglichen. 
Unter anderem soll diese Flexibilität durch das System einer „C0 2 -Bank“ ge- 
währleistet werden, bei der noch nicht erreichte Quoten unterhalb von 20 Mio. t 
C0 2 für eine Nutzung in folgende Jahre übertragen werden können. Wenn die 
jährliche Quote überschritten wird, müssen die stromproduzierenden Unterneh- 
men in den Jahren 2000-2003 dem Staat DKK40/tCO 2 zahlen. Die eventuell ein- 
genommenen Gewinne werden für Energiesparmaßnahmen ausgegeben. 

Die jährliche Obergrenze sollte im Kontext der Entwicklung des Stromhandels 
auf dem offenen nordischen Markt und in der baltischen Region gesehen werden. 
Dieser könnte die Notwendigkeit einer Harmonisierung der umweltpolitischen 
Regulierung verstärken, wenn man Wettbewerbsverzerrungen und Umweltdum- 
ping vermeiden will. Ein regionales Quotensystem könnte eine große Zahl der 
Umwelt-, Wettbewerbs- und Verteilungsprobleme lösen, die eine Ausdehnung des 
nordischen Strommarktes auf die gesamte baltische Region wahrscheinlich mit 
sich bringen wird. 

Erneuerbare Energien 

1998 wurden 10 % des dänischen Stromverbrauchs aus emeuerbaren Energien 
erzeugt. Hauptverantwortlich dafür ist das signifikante Ausmaß der Windkraft- 
Entwicklung in den letzten Jahren. Die Stromreform soll sicherstellen, daß der 
Anteil emeuerbarer Energien bis Ende 2003 auf 20 % steigt, und zwar so, daß ein 
weiteres erhebliches Wachstum garantiert ist. Für den Handel mit emeuerbaren 
Energien werden Marktmechanismen eingeführt, um eine kosteneffektive Ent- 
wicklung zu gewährleisten. Dieser Markt für emeuerbare Energien wird stufen- 
weise bis 2003 eingeführt, abhängig von seiner Funktionsfähigkeit. 

Alle Stromverbraucher werden verpflichtet, solange einen zunehmenden Anteil 
an emeuerbarer Energie abzunehmen, bis der Anteil an emeuerbaren Energien 
20 % erreicht hat. Die konkrete Organisation des Marktes der erneuerbaren Ener- 
gien wird im Laufe des Jahres 1999 eingeschätzt werden. Diese Einschätzung 
wird in Form eines Dialoges mit den interessierten Akteuren stattfinden, ein- 
schließlich der Industrie, professioneller Experten und Organisationen. Eine Fra- 
ge, die unter anderem geklärt werden soll, ist, wie den Produzenten emeuerbarer 
Energien stabile Marktbedingungen garantiert werden können, die ihr Vertrauen 
erhalten. 

Die Genehmigungsrichtlinien für kleine Biomasse-Anlagen sollten hinsichtlich 
der finanziellen Situation dieser Anlagen näher evaluiert werden, um eine dauer- 
hafte technologische Entwicklung in dem betreffenden Gebiet zu gewährleisten. 

Die Elektrizitätsreform beinhaltet eine Anzahl von Übergangs-Programmen, 
die die Bildung eines Marktes für emeuerbare Energien unterstützen. Diese Über- 
gangsprogramme für private Investoren, die im Vertrauen auf bestehende Planun- 
gen bereits in Anlagen für emeuerbare Energien investiert haben, sollen akzepta- 
ble Regeln zur Abschreibung sicherstellen. Diese Abschreibungsregeln werden 
darüber hinaus gewährleisten, daß die Entwicklung emeuerbarer Energien in die- 
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ser Phase nicht stagniert, bis der Markt für emeuerbare Energien funktionstüchtig 
ist. 

Darüber hinaus werden Regeln formuliert, um alte, ungünstig gelegene Wind- 
turbinen unter 100 kW zu ersetzen, damit die Sanierung der Landschaft und die 
Entwicklung neuer Kapazitäten unterstützt wird. Es werden auch Regeln aufge- 
stellt, um im Rahmen emeuerbarer Energien kleine Produzenten und Elek- 
trokleingeräte (wie z. B. Solarzellen und Haushaltsturbinen) zu fördern. Diese 
haben das Ziel, die Partizipation der Verbraucher zu schützen. Es soll untersucht 
werden, wie Konsumentenvereinigungen ihren Verpflichtungen zum Kauf erneu- 
erbarer Energien gerecht werden können, wenn sie selber eine Anlage für emeu- 
erbare Energien betreiben wollen. 

Aktivitäten im Bereich der Energieeinsparung 

Die Vereinbarung zur Elektrizitätsreform hat die Bemühungen um weitere Einspa- 
rungen verstärkt. Noch vor Ende 1999 wird die Regierung einen Entwurf des 
neuen „Energy Saving Acts“ (Energiespargesetz) verabschieden. Dieser beinhal- 
tet eine umfassende Prioritätensetzung für Bemühungen, den größtmöglichen 
Umweltnutzen zu erreichen. Ein zentrales Element wird sein, eine klare Aufga- 
benverteilung sicherzustellen und eine Prioritätensetzung zwischen verschiedenen 
„öffentlichen“ Energiesparaktivitäten und der bestmöglichen Einbindung von 
lokalem und öffentlichem Engagement zu erreichen. 

Wirtschaft 

Staatssubventionen für emeuerbare Energien müssen infolge des Finance Act von 
1999 abgeschafft werden. Die gegenwärtigen Subventionen für Elektrizitätspro- 
duktion aus emeuerbaren Energien - die sog. DKK 0.10 und DKK 0.17- 
Subventionen - müssen so geändert werden, daß in Zukunft die Kosten direkt 
über den Verbraucherpreis für Elektrizität finanziert werden. Darüber hinaus wird 
eine Netzsteuer sowie die Besteuerung der Elektrizitätsuntemehmen eingeführt. 
Isoliert betrachtet wird dies bedeuten, daß die Verbraucherpreise für Elektrizität 
ansteigen werden, andererseits erwartet die Regierung jedoch, daß durch ver- 
stärkten Wettbewerb und eine Effizienzsteigerung bei Energieerzeugung und 
-Verteilung zu Preissenkungen führen wird, die im Allgemeinen die Zusatzkosten 
für die Verbraucher übersteigen sollten. 

Der internationale Aspekt 

Mit der Umsetzung von C0 2 -Quoten für den Elektrizitätssektor und eines Marktes 
für emeuerbare Energien wird Dänemark gut vorbereitet sein, um sich aktiv für 
die Implementation stärker marktwirtschaftlich orientierter Instrumente auf inter- 
nationaler Ebene einzusetzen. 

Die EU-Kommission hat in einem Bericht über die Notwendigkeit weiterer 
Harmonisierung als Konsequenz des Energiebinnenmarktes darauf hingewiesen, 
daß für die Integration der emeuerbaren Energien in den Elektrizitätsbinnenmarkt 
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spezielle Regeln notwendig sein werden. Dänemark wird aktiv darauf hinarbeiten, 
die Annahme einer Direktive über den Zugang erneuerbarer Energien zum Elek- 
trizitätsbinnenmarkt voranzutreiben, die so formuliert ist, daß sie zur Verbreitung 
emeuerbarer Energien auf europäischer Ebene beiträgt. 

4 Perspektiven und Stand der Dinge in der 
Energiepolitik 

Das Abkommen über die Elektrizitätsreform ist ein wichtiger Schritt für die Wei- 
terentwicklung der Energiepolitik, die Regierung hat jedoch auch in anderen Be- 
reichen Klärungsprozesse in Gang gesetzt. 

Im Bereich Transport hat die Regierung im Januar 1999 ein Diskussionspapier 
präsentiert, dem eine Konferenz und ein Maßnahmenkatalog folgen sollen. Für die 
Regierung ist es von besonderer Bedeutung, daß durch diese Mittel eine Basis für 
Entscheidungen über weitere Aktivitäten geschaffen werden kann. 

Die Regierung hat ein Nachfolgeprogramm für Energy 21 gestartet, das u. a. 
eine auf den neusten Stand gebrachte Darstellung aller bereits existierender Maß- 
nahmen im Energiebereich beinhalten wird. Dieses Nachfolgeprogramm wird 
auch die erwarteten Auswirkungen auf die C0 2 -Emissionen im Jahr 2005 und im 
Zeitraum 2008-2012 einschätzen. 

Im Herbst 1999 wird die Regierung einen Vorschlag für eine übergreifende na- 
tionale Klimastrategie für alle sechs Treibhausgase des Kyoto-Protokolls präsen- 
tieren, die sowohl Emissionen einschließt als auch die Zunahme von Senken 
durch Aufforstung. Die Klimastrategie wird zudem den Plan der Regierung für die 
Erfüllung der neuen internationalen Verpflichtungen umfassen. Die Regierung ist 
der Meinung, daß Energy 21 eine wichtige Komponente der Gesamtstrategie ist 
und daß nationale Ziele und Maßnahmen beibehalten und unter Berücksichtigung 
der Kyoto- Verpflichtungen erweitert werden sollten. 

Die Bemühungen des Council for Sustainable Energy (Energie-Umwelt-Rat) 
haben dazu beigetragen, daß die Energiedebatte engagiert geführt wurde und eine 
breite Basis hatte. Die Ratschläge, die der Council in bezug auf den Transport- 
sektor, die Elektrizitätsreform und nicht zuletzt in bezug auf emeuerbare Energien 
gegeben hat, bedeuten einen wichtigen Input für Entscheidungen im Bereich der 
Energiepolitik in den nächsten Jahren. 

Stand der Dinge beim Energieverbrauch und bei den C0 2 -Emissionen 

Bemühungen im Bereich der Energiepolitik haben, temperatur- und exportberei- 
nigt, bislang zu einer Reduktion der C0 2 -Emissionen um 6 % zwischen 1988 und 
1997 geführt. Eine vorläufige Schätzung zeigt eine weitere Reduktion um 2 Pro- 
zentpunkte zwischen 1997 und 1998 an. 

In den letzten Jahren haben ein starker Elektrizitätsexport nach Schweden und 
Norwegen (eine Konsequenz des wachsenden Stromverbrauchs in diesen Län- 
dern) sowie Perioden mit reduziertem Zugang zu Wasserkraft zu einem starken 
Anstieg der dänischen C0 2 -Emissionen geführt. Dadurch, daß der Netto- 





46 



J0rgen Abildgaard 



Elektrizitäts-Export 1998 gefallen ist, sind die tatsächlichen C0 2 -Emissionen 
zwischen 1997 und 1998 jedoch um 6 % gesunken. 

Es gibt drei Hauptgründe, warum es möglich war, die bereinigten C0 2 - 
Emissionen seit 1998 zu senken. Erstens ist der Energieverbrauch in der Endnut- 
zung langsamer gewachsen als das BIP. Zweitens ist das Versorgungssystem sehr 
viel effizienter geworden, insbesondere durch den Ausbau der Heizkraftwerke 
sowie in der industriellen Nutzung. Drittens sind die Emissionen pro Einheit der 
KWK-Produktion aufgrund von saubereren Treibstoffen (insbesondere Erdgas 
und emeuerbare Energien) heute niedriger als 1988. Der Verbrauch von Kohle 
und - in geringererem Ausmaß - Öl wurde reduziert, stellt aber mit ca. 70 % 
immer noch den größten Anteil am Treibstoffverbrauch in Dänemark dar. 

Abgesehen vom Energieverbrauch für den Transport, erfüllt die Entwicklung 
der bereinigten C0 2 -Emissionen weitgehend die Erwartungen, die in Energy 21 
beschrieben sind. Im Zusammenhang mit der Evaluierung von green taxes fand 
eine Berechnung der C0 2 -Emissionen bis 2005 statt. Die Evaluierung schließt die 
Wirkungen des Pfingst-Pakets (Whit Package) 1 mit ein und zeigt, daß 2005 mit 
einer Lücke von 5 % zu rechnen ist, wenn die vorgesehenen Instrumente einge- 
setzt werden. Zum größten Teil liegt die Ursache hierfür beim Transportsektor. 

Energieeinsparungen 

Energieeinsparungen stellen einen wichtigen Handlungsbereich der Energiepolitik 
dar. Hier wurden signifikante Ergebnisse erreicht, die von internationalem Interes- 
se waren. Dänemark wird dem Bereich der Einsparungen weiterhin einen hohen 
Stellenwert einräumen, u. a. durch die Implementation der Energiereform. 

Das Ökosteuerpaket für den Wirtschaftssektor trägt erheblich zur Reduktion 
der C0 2 -Emissionen bei. Die Evaluierung bestätigt auch die Tatsache, daß Effizi- 
enz-Projekte im Wirtschaftssektor signifikant stärker zur C0 2 -Reduktion pro inve- 
stierter Dänischer Krone beitragen, als Maßnahmen im Bereich des Haushalts- 
sektors und der Angebotsseite. Somit ist es ökonomisch attraktiver, C0 2 - 
Reduktions-Maßnahmen im Wirtschaftssektor als in anderen Bereichen umzuset- 
zen. 

In Haushalten und im öffentlichen Sektor stellt das Energie-Labelling von Ge- 
bäuden eine wichtige Einsparungs-Initiative dar. Die Regierung wird weiter dar- 
auf hin arbeiten, daß durch strengere Anforderungen für neue Gebäude der Ener- 
gieverbrauch reduziert wird. Zudem soll versucht werden, den Energieverbrauch 
für neue Gebäude im Zusammenhang mit städtischen Emeuerungsmaßnahmen, 
der Renovierung von Gebäuden, der Instandhaltung und ökologischen Maßnah- 
men in Städten zu reduzieren. 

Dänemark wird weiterhin fortfahren, die Verbreitung eines EU-Energie-Labels 
für Haushaltsgeräte zu fördern und nimmt an internationalen Vorbereitungen teil, 



1 Pfingsten 1998 stimmte die Mehrheit des Parlaments einer Anpassung des Steuersystems 
sowie zusätzlichen steuerlichen Instrumenten zu. Dadurch sollten die langfristige Struktur 
und Entwicklungschancen der dänischen Wirtschaft verbessert und das zukünftige Wirt- 
schaftswachstum stabilisiert werden. Bestandteile dieses Pakets war u. a. die Anhebung der 
Steuern auf Erdölprodukte, Gas und Kohle. 
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die das Ziel haben, den Stand-by-Verbrauch von Fernsehern und Videorecordem 
zu senken. Ein positives Zeichen ist auch, daß mit Hilfe eines neuen, unkonven- 
tionellen Ansatzes der Danish Electricity Saving Trust erfolgreich die Konversion 
von Elektroheizungen wiederbelebt hat. 

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 

Dänemark ist eines der führenden Länder in Europa hinsichtlich der gleichzeitigen 
Erzeugung von Wärme und Strom, die zudem beständig zunimmt. Zur Zeit deckt 
sie ca. die Hälfte des Elektrizitäts- und Wärmeverbrauchs. Die Entwicklung der 
KWK und die dadurch erreichten Brennstoffeinsparungen tragen signifikant dazu 
bei, daß Dänemark in der Lage ist, seine Klimaverpflichtungen zu erfüllen. 

Aus diesem Grund hat es für Dänemark höchste Priorität, das gegenwärtige Ni- 
veau der KWK-Produktion aufrecht zu erhalten, sie weiter auszubauen und stabile 
ökonomische Bedingungen für bereits getätigte Investitionen zu gewährleisten. Zu 
diesem Zweck hat die Regierung spezielle Initiativen in Hinblick auf Blockheiz- 
kraftwerke gestartet, mit denen zeitgleich zum Bau der Anlage neue Wärmenetze 
aufgebaut wurden. Zudem wird Dänemark aktiv daran arbeiten sicherzustellen, 
daß die KWK weiterentwickelt werden kann und daß ein rationaler Umgang auf 
dem nordeuropäischen Elektrizitätsmarkt gefunden wird, vor allem in bezug auf 
emeuerbare Energien und Wasserkraft. 

Die Regierung erwartet ein schnelles Wachstum der KWK in der baltischen 
Region und im Rest Europas, u. a. als Teil einer Klimapolitik und um alte Atom- 
kraftwerke zu ersetzen. Das Bewußtsein in der EU über das Potential von KWK 
und das damit verbundene große C0 2 -Reduktionskapital wächst. Dennoch wird 
eine der dänischen ähnliche Entwicklung auf EU-Ebene kaum stattfinden, solange 
nicht zielgerichtetere Instrumente sowie Anreize in den einzelnen Mitgliedsstaaten 
oder auf Gemeinschaftsebene eingeführt werden, z. B. durch die Ausweitung des 
Action Plan for Energy Efficiency, über den der Ministerrat noch in diesem Jahr 
diskutieren wird. Aus diesem Grund wird Dänemark auf große Anstrengungen der 
EU-Mitgliedsstaaten hinarbeiten, insofern positive dänische Erfahrungen von 
Nutzen sein können. Zudem könnte der Ausbau von KWK auf europäischer Ebe- 
ne wichtige Exportmöglichkeiten für dänische Unternehmen bedeuten. 

Erdgas 

Die EU-Richtlinie zur Liberalisierung des Gasmarktes muß spätestens zum 10. 
August 2000 in dänisches Recht umgesetzt sein. Für die Regierung ist es bei der 
Öffnung des dänischen Gasmarktes von Bedeutung, daß dies in einer ausgewoge- 
nen Art und Weise und gleichzeitig mit ernsthaften Marktöffnungen in anderen 
Ländern geschieht. Darüber hinaus wird Dänemark bei der Umsetzung der Gas- 
richtlinie sicherstellen, daß die Umwelt, die Angebotssicherheit und der Verbrau- 
cherschutz berücksichtigt werden. 

Zugleich mit der Öffnung des Gasmarktes muß der Zugang neuer Anbieter ga- 
rantiert werden, da (aufgrund der begrenzten Reserven im dänischen Teil der 
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Nordsee) zu erwarten ist, daß der dänische Gasmarkt in Zukunft mit ausländi- 
schem Gas wird ergänzt werden müssen. 

Dänemark hat erhebliche Summen investiert, um eine Infrastruktur im Bereich 
Erdgas aufzubauen. Mit dem Erdgas-Angebot sind bedeutende soziale Interessen 
verbunden. Deshalb ist es für die Regierung von entscheidender Bedeutung, daß 
die dänische Gesellschaft den vollen Nutzen der getätigten Investitionen erhalten 
sollte, so daß für die Verbraucher ein billiges, sicheres und umweltfreundliches 
Angebot an Erdgas sichergestellt ist. 

Öl- und Gasproduktion 

Vorläufige Zahlen für 1998 zeigen, daß, gemessen in Energieeinheiten, sich Dä- 
nemark das zweite Jahr in Folge selbst versorgen konnte. Somit ist das dänische 
Ziel, einen hohen Grad an Autarkie sicherzustellen, erfüllt. Die Öl- und Erd- 
gasproduktion in der Nordsee ist hier die treibende Kraft, die zudem einen positi- 
ven Beitrag zur nationalen Wirtschaft leistet. 

Die Regierung legt Wert darauf, daß ein relativ hoher Grad an Aktivität in der 
Nordsee aufrecht erhalten wird, um die Selbstversorgung solange wie möglich zu 
gewährleisten. Somit ist es positiv, daß die fünfte Ausschfeibungsrunde 1998 ein 
anhaltend großes Interesse an der Erkundung des dänischen Gebiets gezeigt hat. 

Ziel der Regierung ist es, die C0 2 -Emissionen und den Energieverbrauch im 
Zusammenhang mit der Produktion von Öl und Gas zu reduzieren. Neue Ent- 
wicklungspläne sehen die Nutzung von Plattformen mit einem geringeren Ener- 
gieverbrauch vor, und es gibt andauernde Bemühungen, das Abfackeln von Gas in 
der Nähe der Küste zu reduzieren. 

Forschung und Entwicklung im Energiebereich 

Ein erhebliches Ausmaß an Forschung ist notwendig, um die Ziele der dänischen 
Energiepolitik zu realisieren. Mehr als 80 % des Forschungsfonds des Energiefor- 
schungsprogramms ERP werden zur Zeit für Energieeinsparungen und emeuerba- 
re Energiequellen ausgegeben. 1998 wurde unter anderem ein Programm initiiert, 
um die praktische Möglichkeit der Nutzung von Wasserstoff im Energiebereich 
einschätzen zu können. Das Wasserstoffprogramm betont insbesondere die Nut- 
zung von Wasserstoff für die Speicherung emeuerbarer Energie sowie die Nut- 
zungsmöglichkeiten im Transportsektor. Zusätzlich wurde ein Demonstrations- 
und Entwicklungs-Programm für nachwachsende Rohstoffe aufgelegt. Das Ziel 
dieses Programms ist es, einzuschätzen, ob durch die Produktion nachwachsender 
Rohstoffe die Nutzung dänischer Biomasse-Ressourcen langfristig gefördert wird. 
Es gibt zudem Subventionsprogramme für F&E im Bereich Solarenergie, Wellen- 
kraft und anderen Arten emeuerbarer Energien. 
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5 Dänische Energiepolitik im internationalen Umfeld 

Internationale Kooperation im Bereich Energiepolitik findet auf einigen Ebenen 
statt: Aktivitäten unter Schirmherrschaft der EU, der OECD, der IEA und der UN 
sowie im Rahmen der Energie-Charta sind wichtige Komponenten. Ein spezieller 
Aspekt der UN-Arbeit ist der Nachfolgeprozeß der Rio-Konferenz, einschließlich 
der Klimarahmenkonvention und dem Kyoto-Protokoll. 

Abgesehen vom Umweltaspekt sind Überlegungen hinsichtlich offener Ener- 
giemärkte immer noch Thema der internationalen Energie-Kooperation. Däne- 
mark arbeitet aktiv darauf hin sicherzustellen, daß internationale Regulierungen - 
nicht zuletzt die EU-Vorschriften - die notwendigen Vorkehrungen enthalten, um 
Umwelt- und Verbraucherschutz sicherzustellen. Ein weiteres Element ist die 
Entwicklungshilfe, insofern die Nutzung dänischer Fonds den Weg für Armutsbe- 
kämpfung ebnet, um eine nachhaltige Entwicklung voranzubringen. 

Die Verpflichtungen der Klimakonvention - in Dänemark und 
international 

Im Kyoto-Protokoll hat sich Dänemark verpflichtet, die drei wichtigsten Treib- 
hausgase - C0 2 , Methan und Lachgas - sowie die drei Industriegase HFCs, PFCs 
und SF6 signifikant zu reduzieren. Bei der Vorbereitung der dänischen Klima- 
strategie wird die Regierung sicherstellen, daß die Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
in einer angemessenen, wohlüberlegten Art und Weise stattfinden wird und die 
kommende Gemeinschaftsstrategie der EU-Kommission berücksichtigt. 

Es ist das Ziel dänischer Politik, daß die nationalen Maßnahmen zu einer 
17 %igen Reduktion beitragen sollen. Die Regierung erwartet, daß die restlichen 
4 % Reduktion in bezug auf die geteilten Verantwortlichkeiten innerhalb der EU 
durch gemeinsame und koordinierte Politiken und Maßnahmen auf der EU-Ebene 
erreicht werden. 

Ein Handlungsplan war das Ergebnis der vierten Vertragsstaatenkonferenz zur 
Weiterführung der Klimarahmenkonvention und des Kyoto-Protokolls, die im 
November 1998 in Buenos Aires stattfand. Dieser Handlungsplan soll auf der 
sechsten Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 2000 angenommen werden und 
ebnet den Weg für das Design der Regulierungen und Richtlinien für den Kyoto- 
Mechanismus. 

Der Regierungsplan für den Nachfolgeprozeß dieses Buenos Aires- 
Aktionsplans enthält für einen kurzfristigen Zeitrahmen fünf Grundelemente. 

Erstens sollte Dänemark eine aktive Rolle beim Entwurf der Regulierungen 
und Richtlinien für die gemeinsame Umsetzung des Kyoto-Mechanismus, des 
Green-Development - Mechanismus (CDM) und der Emissionsquoten spielen. 

Zweitens wird Dänemark ein konstruktiver Akteur bei der Arbeit für gemein- 
same und koordinierte Politiken und Maßnahmen sein. Zu diesem Zweck hat 
Dänemark angeboten, einen Workshop auszurichten, den das Klimasekretariat zu 
Beginn des Jahres 2000 abhalten wird und auf dem die Erfahrungen der industria- 
lisierten Länder mit Politiken und Maßnahmen diskutiert werden sollen. Dies ist 
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eine direkte Fortsetzung der dänischen Arbeit im EU-Kontext für die Annahme 
gemeinsamer und koordinierter Politiken und Maßnahmen. 

Drittens wird Dänemark auf die Errichtung einer nordisch-baltischen Koopera- 
tion hinarbeiten. Diese soll die Anwendung der Joint Implementation vor 2008 
und den Handel mit Emissionsquoten beinhalten. Die Dänische Energiebehörde 
hat ein Entwicklungsprogramm lür Joint Implementation geschaffen, um die däni- 
schen Akteure auf die Teilnahme an einem internationalen System vorzubereiten. 

Das vierte Element der Nachfolge-Bemühungen der Regierung in bezug auf 
Buenos Aires ist Technologietransfer und Nachhaltigkeit im Rahmen von Ent- 
wicklungshilfe. Im Hinblick auf die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung 
wird die Regierung weiterhin solche Aktivitäten unterstützen, die den Transfer 
von umweltfreundlichen Technologien und von Expertisen in Entwicklungslän- 
der, deren Wirtschaften sich im Übergang befinden, voranbringen. Es ist ebenfalls 
Wunsch der Regierung, daß zukünftige Kooperations-Vereinbarungen mit Ent- 
wicklungsländern die Klimafrage mit einschließen und eine nachhaltige Ent- 
wicklung sicherstellen sollten, z. B. dadurch, daß den kooperierenden Ländern 
Unterstützung bei der Aufstellung von nationalen Klimastrategien geleistet wird. 

Der fünfte Punkt steht in Zusammenhang mit der Vorbereitung von Dänemarks 
Ratifizierung des Kyoto-Protokolls. Man sollte anmerken, daß die dänischen Re- 
duktionsverpflichtungen im Rahmen der EU sich auf die um den Stromhandel 
bereinigten C0 2 -Emissionsdaten beziehen. 

Kommission für nachhaltige Entwicklung 

Auf Initiative von Dänemark, Österreich und der EU-Kommission beschloß die 
UN-Generalversammlung 1997, daß der Hauptpunkt auf der Agenda des neunten 
Treffens der Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD) im Jahr 2001 das 
Thema Energie sein soll. Infolge der Parlamentsresolution vom 20. November 
1998 arbeitet die Regierung weiter darauf hin, das Angebot an nachhaltiger Ener- 
gie zu verbessern, einschließlich emeuerbarer Energie. In Kürze wird eine Strate- 
gie für das 9. CSD-Treffen veröffentlicht werden. 

Als Teil der Vorbereitungen für CSD 9 ist geplant, einen internationalen Work- 
shop zum Thema „Energieeffizienz in der Perspektive von Entwicklungspolitik“ 
abzuhalten. Der Workshop wird im Jahr 2000 in Kopenhagen stattfinden. 

Dänische Unterstützung für eine nachhaltige Entwicklung im Bereich 
Energie 

Eine Unterstützung Dänemarks bei den Bemühungen, eine nachhaltige Energie- 
versorgung sicherzustellen, findet mit Hilfe der Danidas-Hilfsprogramme (The 
Danish development assistance) und des Danced-Programmes (The Danish envi- 
ronmental assistance to developing countries), die für einige Ländern mit mittle- 
rem Pro-Kopf-Einkommen aufgelegt wurden, sowie mittels Umwelt-Hilfe für 
mittelosteuropäische Länder und die arktischen Regionen statt. 

In den mittelosteuropäischen Ländern, die bereits fest etablierte, aber vernach- 
lässigte Energiesektoren haben, konzentriert sich die Hilfe auf die Effizienz der 
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Energieproduktion und -Versorgung. Bei Energie-Hilfsmaßnahmen für Entwick- 
lungsländer und Länder mit mittlerem Pro-Kopf-Einkommen betont Dänemark 
insbesondere ganzheitliche Aktionen, die auf Akteure auf allen Ebenen der Ge- 
sellschaft ausgerichtet sind, d. h. auf zentraler, regionaler und lokaler Ebene. Die 
Bemühungen sollten die gesamte Kette vom Angebot bis zum Verbrauch von 
Energie umfassen. 

Internationale Bemühungen um Energieeffizienz 

Energieeffizienz wurde auch auf der Umweltministerkonferenz in Aarhus im Juni 
1998 thematisiert. Mit der Aarhus Declaration stimmten die Minister eine Ver- 
stärkung der Bemühungen um Energieeffizienz auf nationaler wie auf internatio- 
naler Ebene zu, mit der Aussicht, daß zielgerichtete, nachdrückliche Anstrengun- 
gen den Energieverbrauch und somit die C0 2 -Emissionen um 20-30 % senken 
können. 

Dänemark arbeitet aktiv auf die Umsetzung des bindenden Protocol on Energy 
Efficiency and Related Environmental Aspects hin, das verbunden ist mit dem 
Treaty on the European Energy Charter. Dänemark führt den Vorsitz der interna- 
tionalen Arbeitsgruppe im Gefolge des Protokolls, das im April 1998 in Kraft trat. 

Die EU-Mitgliedsstaaten haben die Kommission gedrängt, einen Handlungs- 
plan für Energieeffizienz aufzustellen. Die Kommission wird im Laufe des Früh- 
jahrs einen Entwurf vorlegen. Die Regierung arbeitet aktiv darauf hin, sicherzu- 
stellen, daß die zukünftigen Anstrengungen der EU so ehrgeizig wie möglich sind 
und somit zur Erfüllung unserer Verpflichtungen gemäß der Klimakonvention 
beitragen. 

Zudem arbeitet Dänemark innerhalb des Kontextes der Internationalen Energie- 
Agentur (IEA) darauf hin, daß sich die Aufmerksamkeit stärker auf den Klimabe- 
reich und auf Energieeffizienz als ein Mittel zur sicheren Senkung der C0 2 - 
Emissionen richtet. Auf dem IEA-Ministertreffen im Mai wird eine Analyse der 
nationalen Politiken und Maßnahmen zur Erreichung von Energieeffizienz prä- 
sentiert werden, die in Zusammenarbeit zwischen Dänemark, Großbritannien und 
den USA entstanden ist. 

Die Bedeutung des Baltikums 

Die baltische Region ist gut geeignet für die Anwendung neuer politischer Maß- 
nahmen, die ausgearbeitet werden können. Die Region hat ein großes Potential für 
den Handel mit Elektrizität, Erdgas und emeuerbaren Energien. Sie hat ebenfalls 
ein Potential als „Labor“ für die Nutzung neuer, gemeinsamer und koordinierter 
klimapolitischer Politiken und Maßnahmen, einschließlich des Testens des Kyoto- 
Mechanismus. 

Elektrizitätshandel und Erdgas-Kooperation der Länder sind zentral in der balti- 
schen Region. Die neue Baltrel-Kooperation der Elektrizitätsuntemehmen im 
Baltikum könnte zur Schaffung einer sichereren Elektrizitätsversorgung bei 
gleichzeitiger Förderung der Integration beitragen. Die regionale Erdgas- 
Kooperation eröffnet ähnliche Perspektiven. 
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Ein weiterer zentraler Punkt ist die Harmonisierung von Umweltanforderungen 
im Energiebereich. Dänemark arbeitet aktiv darauf hin, die nachhaltige Entwick- 
lung im Energiebereich in der baltischen Region zu fördern, u. a. durch Unterstüt- 
zung bei der Umsetzung der Ziele und des Handlungsplans gemäß der Baltischen 
Agenda 21, die vom Baltischen Rat im Juni 1998 beschlossen wurde. 

Dänemark wird darauf hin arbeiten, eine Vereinbarung auf dem nächsten Tref- 
fen der Energieminister der baltischen Region (das im Oktober 1999 in Helsinki 
stattfindet) zur spezifischen und operativen Fortführung des Prozesses der nach- 
haltigen Entwicklung in der baltischen Region zu erreichen. 

Die Nordischen Staaten spielen eine zentrale Rolle bei der baltischen Zusam- 
menarbeit. Im Jahr 2000 wird Dänemark die Präsidentschaft der nordischen Ko- 
operation übernehmen. Die Klimafrage, Energieeffizienz und eine weitere Inte- 
gration der Nordischen Staaten werden Schlüsselfragen sein. 
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1. Einleitung 

In den vergangenen zwanzig Jahren (1973 bis Ende 1992) wurden vier EU- 
Umwelt-Aktionsprogramme aufgelegt, die zu mehr als 200 Gesetzesinitiativen in 
der Gemeinschaft führten. Diese bezogen sich auf die Themen Luftverschmut- 
zung, Wasser und Boden, Abfallwirtschaft, Sicherheit bei Chemikalien und Bio- 
technologie, Produktstandards, Umweltverträglichkeitsprüfung und Naturschutz. 

Der Bericht über den Zustand der Umwelt in der Europäischen Union von 1992 
(COM (92) 23 final, Volume III, März 1992) spricht jedoch trotz der ergriffenen 
Maßnahmen von einer langsamen und zugleich anhaltenden Verschlechterung der 
allgemeinen Lage der Umwelt in der Gemeinschaft. Er weist zudem signifikante 
Defizite bei der Menge, Qualität und Vergleichbarkeit der Daten, die für die Um- 
weltpolitik und damit verbundene Entscheidungen essentiell sind, auf. Der bishe- 
rige Ansatz, der fast ausschließlich auf Gesetzgebung basiert, und die bislang 
ergriffenen Maßnahmen sind nicht dazu geeignet, den international zu erwarten- 
den zunehmenden Wettbewerb und die Aufwärtstrends bei den Aktivitäten und 
der Entwicklung der Gemeinschaft, die zu einer noch größeren Belastung der 
natürlichen Ressourcen, der Umwelt und letztlich der Lebensqualität führen wer- 
den, zu bewältigen. 

Daher schreibt das Fünfte Umwelt-Aktionsprogramm „Für eine nachhaltige 
und umweltgerechte Entwicklung“ (OJC 183, 17. Mai 1993) der Europäischen 
Union (1993-2000), das von der Europäischen Kommission im März 1992 verab- 
schiedet und vom Europäischen Parlament und dem Rat Ende 1992 gebilligt wur- 
de, einen neuen Ansatz fest, der grundlegend von dem der früheren Programme 
abweicht. Die Hauptelemente der neuen Strategie sind folgende: 

- Die Grundlage des Programms ist das Konzept nachhaltiger Entwicklung ent- 
sprechend dem Brundtland-Bericht „Unsere gemeinsame Zukunft“ von 1989. 

- Das Programm konzentriert sich auf wirtschaftliche Akteure und Aktivitäten 
und wartet nicht auf die Entstehung von Umweltproblemen. 

- Das Programm zielt auf Veränderungen in den aktuellen Wirtschaftstrends und 
-verfahren ab, damit für die heutigen und zukünftigen Generationen eine nach- 
haltige sozioökonomische Entwicklung gewährleistet ist. 



1 Dieser Artikel ist für die Europäische Kommission nicht rechtlich bindend. 
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- Das Programm möchte diesen Wandel durch eine optimale Beteiligung aller 
Sektoren der Gesellschaft im Geiste gemeinsamer Verantwortung erreichen, 
auf der Grundlage der Wahrung des Eigeninteresses. 

2. Die Struktur des Programms 



2.1 Herausforderungen und Prioritäten der Umweltpolitik 

Das Programm bezieht sich auf verschiedene Umweltthemen: Klimawandel, Ver- 
sauerung und Luftverschmutzung, Abnahme der natürlichen Ressourcen und der 
Biodiversität, Ausschöpfung und Verschmutzung der Wasserressourcen, Ver- 
schlechterung des urbanen Umweltzustandes und der Küstengebiete, Abfall. Auch 
industrielle und natürliche Gefahren und Unfälle werden berücksichtigt. Diese 
Liste ist nicht vollständig, doch sie umfaßt, auf der Grundlage des Subsidiari- 
tätsprinzips, besonders wichtige Fragen mit EU-weiter Relevanz, entweder auf- 
grund ihrer grenzüberschreitenden Wirkungen, ihrer Implikationen für den Bin- 
nenmarkt, für gemeinsam genutzte Ressourcen oder für die Kohäsion, oder weil 
sie von besonderer Bedeutung für die Umweltqualität und die Umweltbedingun- 
gen in fast allen Regionen der Gemeinschaft sind. Diese Themen werden nicht so 
sehr als Probleme, sondern als Symptome falschen Managements und Mißbrauchs 
verstanden. Die wahren „Probleme“, die zu Umweltschäden und -Verlusten füh- 
ren, sind die menschlichen Konsum- und Verhaltensmuster. 

2.2 Zielgruppen 

Fünf Sektoren wurden ausgewählt und stehen im Zentrum des Programms: Indu- 
strie, Energie, Transport und Verkehr, Landwirtschaft und Tourismus. Es handelt 
sich dabei um Sektoren, in denen die Gemeinschaft eine besondere Rolle spielt 
und in denen ein EU-Ansatz das effektivste Mittel ist, um die jeweiligen Probleme 
zu lösen, die sie verursachen oder von denen sie betroffen sind. Sie wurden aus- 
gewählt, weil ihre Einwirkungen auf die Umwelt als Ganzes besonders signifikant 
sind, und weil sie aufgrund ihrer Eigenarten eine wichtige Rolle im Bemühen um 
eine nachhaltige Entwicklung spielen. Bei diesem Zielgruppenansatz geht es nicht 
nur um den Schutz der öffentlichen Gesundheit und die Umwelt als solche, son- 
dern auch um das Wohlergehen und die Nachhaltigkeit der Sektoren selbst. 

2.3 Subsidiarität und gemeinsame Verantwortung 

Bei der Gewährleistung der effizienten Umsetzung der Ziele, Zielvorgaben und 
Maßnahmen durch adäquate nationale, regionale und lokale Bemühungen und 
Initiativen spielt das Subsidiaritätsprinzip eine wichtige Rolle. In der Praxis dient 
es der Berücksichtigung der Traditionen und Sensibilitäten in den verschiedenen 
Regionen der EU und der Kosteneffizienz der verschiedenen Maßnahmen. Es geht 
dabei auch um eine bessere Handlungsauswahl und eine adäquate Mischung der 
Instrumente auf der Ebene der EU und/oder anderen Ebenen. 
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Die im Programm formulierten Ziele und Zielvorgaben und der eigentliche 
Zweck, die Realisierung einer nachhaltigen Entwicklung, lassen sich nur durch 
eine konzertierte Aktion der entscheidenden Akteure erreichen. Auf der Grundla- 
ge des Vertrages über die Europäische Union wird die Gemeinschaft gemäß dem 
Subsidiaritätsprinzip nur dann eingreifen, wenn die Ziele der beabsichtigten Maß- 
nahmen nicht ausreichend von den Mitgliedstaaten erreicht werden können und 
sich, aufgrund der Dimension oder Folgen der geplanten Projekte, besser durch 
die Gemeinschaft erreichen lassen. 

Das Programm verbindet das Subsidiaritätsprinzip mit dem Konzept der ge- 
meinsamen Verantwortung. Hier geht es weniger um die Entscheidung über eine 
Maßnahme auf einer Ebene unter Ausschluß anderer, als um eine Mischung von 
Akteuren und Instrumenten auf der adäquaten Ebene, ohne daß die Verteilung der 
Kompetenzen zwischen Gemeinschaft, Mitgliedsstaaten, regionalen und lokalen 
Behörden in Frage gestellt würde. 

3. Ein besserer Mix von Instrumenten 

Der EU-Ansatz in der Umweltpolitik stützte sich bisher hauptsächlich auf Geset- 
zesinitiativen. Die geltenden Gesetze bieten eine solide Grundlage für die Bewäl- 
tigung der Aufgaben der Zukunft und haben einige Erfolge im Kampf für den 
Umweltschutz möglich gemacht. Die Umsetzung der früheren Programme beruhte 
fast ausschließlich auf gesetzlichen Maßnahmen. Dank dieser Gesetze konnten die 
EU-Mitgliedstaaten einige Erfolge bei der Eindämmung der Bedrohung der 
öffentlichen Gesundheit und der Umwelt erzielen. Diese sollten weder übersehen 
noch geringgeschätzt werden, denn die Gemeinschaft verfügt heute über einen 
Corpus von Gesetzen, der, wenn auch relativ neu und noch lange nicht vollstän- 
dig, eine solide Basis für weitere Schritte, die in den kommenden Jahren erfolgen 
müssen, bietet. 

Es wird auch weiterhin nötig sein, Gesetze auf Gemeinschaftsebene zu erlas- 
sen, vor allem in bezug auf die Festlegung von Standards beim Umweltschutz, die 
Verpflichtungen der EU im Rahmen internationaler Abkommen und Standards 
und/oder in bezug auf Kontrollen, die sich als erforderlich herausstellen oder nötig 
sind, um die Integrität des Binnenmarktes zu wahren. 

Der traditionell legislative Ansatz wird allein jedoch nicht ausreichen, um die 
Umweltfolgen der anhaltenden Wirtschaftsentwicklung und Trends in der EU zu 
bewältigen, denn diese werden sogar zu einem Anstieg der Umweltbelastung, der 
natürlichen Ressourcen und der Gesundheit führen. Um deutliche Veränderungen 
in den aktuellen Trends und Praktiken der Wirtschaft zu erreichen (denn hier 
liegen die Ursachen der Umweltprobleme), und um alle Sektoren der Gesellschaft 
im Geiste gemeinsamer Verantwortung zu involvieren, braucht es einen breiteren 
Instrumenten-Mix. Die Wurzeln dieser Trends in Politik, Wirtschaft und Gesell- 
schaft müssen betrachtet werden, und neben Gesetzen müssen andere Instrumente 
und Werkzeuge genutzt werden, um Werte und Wertvorstellungen in bezug auf 
Umwelt, natürliche Ressourcen, menschliches Verhalten und Konsummuster zu 
ändern. Dies ist nicht mit einem „top-down“ -Ansatz durchführbar, indem einfach 
neue Gesetze verabschiedet werden. 
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Das Fünfte Programm erkennt die Bedeutung der Gesetzgebung nach wie vor 
an, jedoch wird eine Mischung von Instrumenten, einschließlich selbstregulieren- 
der und marktorientierter Maßnahmen, für erforderlich erachtet, damit sich Er- 
gebnisse in der Praxis erzielen lassen. Die grundlegende Strategie ist eine voll- 
kommene Integration von Umweltfragen in die Pläne und Aktivitäten der Schlüs- 
selsektoren der Wirtschaft (Produktion, Energie, Transport und Verkehr, Land- 
wirtschaft und Forstwirtschaft, Tourismus). Die Manager in Regierung und Indu- 
strie realisieren zunehmend, daß eine gute Qualität der Umwelt wesentlich für die 
Zukunft Europas und eine weitere wirtschaftliche und soziale Entwicklung ist. 

4. Die Tabellen des Programms 

Für jedes Hauptthema des Programms gibt es eine Tabelle mit den langfristigen 
Zielen, damit deutlich wird, wo es langgeht und wo die Schwerpunkte im Versuch 
einer Verwirklichung der Nachhaltigkeit liegen. Einige Zielvorgaben gelten für 
den Zeitraum bis zum Jahr 2000. Eine repräsentative Auswahl von Maßnahmen 
wird empfohlen, um diese Ziele zu erreichen. Ziele und Zielvorgaben sind nicht 
rechtlich bindend, sondern vielmehr Leistungsvorgaben, die auf dem Weg hin zur 
nachhaltigen Entwicklung angestrebt werden sollen. Nicht alle aufgeführten Maß- 
nahmen erfordern eine Gesetzgebung auf der EU- oder nationalen Ebene. 

Aufgrund weitreichender Disparitäten und Defizite bei der Verfügbarkeit 
quantitativer und qualitativer Daten war es nicht möglich, homogene Präzisions- 
niveaus bei den Zielen und Zielvorgaben des Programms zu definieren. 

Tabelle 1 (Versauerung) und Tabelle 2 (Landwirtschaft) im Anhang dieses 
Textes sind Beispiele für die Tabellen des Programms. Auf der Grundlage des 
Subsidiaritätsprinzip wird die Hauptzuständigkeit bei den Akteuren kursiv darge- 
stellt, z. B .MS für Member State/Mitgliedsstaat. 

5. Die Überprüfung des Programms 1995 



Bericht über den Fortschritt der Umsetzung 

Wie im Programm aufgeführt und vom Rat in seiner Entschließung gefordert, 
unternahm die Kommission 1995 eine umfassende Neubewertung der Lage und 
eine Überprüfung der Politik und Strategie des Programms. Die Europäische 
Umweltagentur in Kopenhagen wurde darüber hinaus aufgefordert, bis Ende 1995 
einen aktualisierten Bericht über den Stand der Umwelt vorzulegen. 

Im Januar 1996 legte die Kommission einen Fortschrittsbericht über die Um- 
setzung des Programms vor, der einige Erfolge des veränderten Ansatzes belegte 
(COM (95) 624 final, 10. Januar 1996). Der Bericht basierte auf Informationen 
aus verschiedenen Quellen und ist das Resultat eines partizipatorischen Konsulta- 
tionsprozesses, an dem eine Vielzahl europäischer Institutionen, EU-Behörden, 
Mitgliedsstaaten und anderer Organisationen beteiligt waren. In bezug auf die 
einzelnen Umweltthemen basiert der Bericht auf den von der Europäischen 
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Agentur in „Umwelt in der Europäischen Union“ veröffentlichten Informationen 
(Europäische Umwelt Agentur, November 1995: Umwelt in der Europäischen 
Union). 

Der Bericht über den Fortschritt der Umsetzung ist von vorsichtigem Optimis- 
mus geprägt: Es wird festgehalten, daß die Strategie des Fünften Programms für 
eine nachhaltige Entwicklung verankert werden konnte und gültig bleibt. Die 
wichtigste Aufgabe besteht in der Festlegung von Schlüsselprioritäten und in der 
weiteren Übersetzung der Strategie in eine Reihe von pragmatischen, operativen 
Werkzeugen. Es fehlt jedoch an einer erneuerten politischen Verpflichtung zum 
effektiveren Handeln sowie an veränderten Einstellungen und dem Willen, sich 
weiter vorwärts zu bewegen. 

Im Bericht wird festgehalten, daß die Bewertung des bisher erzielten Fort- 
schritts nicht einfach ist. Rein quantitativ gesehen wurden dort, wo das Programm 
die EU als führend verantwortlich benennt, etwa 70 % der Verpflichtungen bis 
Ende 1995 erfüllt. Das Maß, in dem die Mitgliedstaaten ihre Ziele erreicht haben, 
läßt sich schwer feststellen. Es darf auch nicht vergessen werden, daß die Zielvor- 
gaben und Maßnahmen des Fünften Programms operational nicht gut definiert 
sind, und daß Maßnahmen auf den unterschiedlichsten Ebenen ergriffen werden 
müssen. 

Der Bericht betont die Schwierigkeit einer Bewertung der Wirksamkeit der 
Maßnahmen zu einem so frühen Zeitpunkt. In bezug auf die Qualität zeigen die 
Schlußfolgerungen des Berichts, daß in vielen Bereichen auf unterschiedliche 
Weise Fortschritte erzielt wurden, daß jedoch nach wie vor viel zu tun bleibt, um 
den Prozeß der Nachhaltigkeit auf der Grundlage der gemachten Erfahrungen 
voranzutreiben. 

Der Fortschrittsbericht betont insbesondere: 

- bessere und regelmäßigere Kontakte zu einem größeren Spektrum an Partnern, 
auch zur Industrie; 

- Betonung der Rahmengesetzgebung (im Bereich Wasser und Luft), statt Beto- 
nung von Detailgesetzen; Modifizierung und Vereinfachung der bestehenden 
Gesetzgebung (Umweltverträglichkeitsprüfung, Trinkwasser) und Kodifizie- 
rung (Kennzeichnung und Verpackung von Chemikalien); 

- Betonung von marktorientierten und steuerlichen Maßnahmen, wie Öko-Audit, 
Öko-Label, Haftung, freiwillige Vereinbarungen, Öko-Steuer, Steuerreform 
usw. Eine Ausweitung des Spektrums der Instrumente hat sich jedoch schwie- 
riger erwiesen als erwartet. Das Thema der Zukunft ist damit das Aufbauen auf 
den bis heute gemachten Erfahrungen sowie die richtige Mischung. 

Bei der Integration von Umweltaspekten in die verschiedenen Sektoren, eine 
Schlüsselforderung des Programms, wurden, so der Bericht, zwar Fortschritte 
erzielt, jedoch in unterschiedlichem Maß. Die Berücksichtigung von Umwelt- 
aspekten findet sich am stärksten im Produktionssektor. Dort gibt es seit zwanzig 
Jahren entsprechende Gesetze, und die wirtschaftlichen Vorteile wurden schnell 
erkannt. Am wenigsten deutlich ist diese Integration in der Landwirtschaft und im 
Tourismus, aus diametral entgegengesetzten Gründen. Mit der Gemeinsamen 
Agrarpolitik gibt es für die Landwirtschaft ein System, das zu einer Zeit geschaf- 
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fen wurde, als das Bedürfnis nach sicherer Nahrungsmittelversorgung in Europa 
sehr groß war, und es ist hier sehr schwer, neue Wege zu gehen. Der Naturschutz 
war aus diesem Bereich lange ausgegrenzt. Beim Tourismus handelt es sich dage- 
gen um einen hochgradig fragmentierten und diversifizierten Sektor. Eine große 
Zahl wirtschaftlicher und anderer Interessen müssen berücksichtigt werden, bevor 
die Veränderungen Wirkung zeigen. 

Im Transport- und Verkehrssektor läßt sich ein zunehmendes Problembewußt- 
sein feststellen. Fortschritte konnten bei der Emission der Fahrzeugabgase, Kraft- 
stoffqualität und Technologie erzielt werden. Doch die Folgen dieses Fortschritts 
werden durch die immer größer werdende Zahl von Fahrzeugen zunichte ge- 
macht. Im Energiesektor wird die Umwelt zwar als Teil des Problems und der 
Lösung angesehen, doch trotz der Existenz potentiell wirksamer Instrumente, die 
zu Veränderungen führen könnten, fehlt es an Anreizen, um einen nachhaltigeren 
Ansatz zu verfolgen. In den beiden letzten Sektoren gab es Fortschritte im Um- 
gang mit Einzelaspekten, doch die Bewältigung der strukturellen Probleme hat 
sich als schwierig erwiesen. 

Bei den einzelnen Umweltthemenbereichen des Programms gab es Fortschritte 
in einigen Bereichen. Dies bestätigt der Bericht der Europäischen Umweltagentur: 
eine Verringerung der Substanzen, die zum Abbau der Ozonschicht führen, gerin- 
gere Emissionen von Schwermetallen und Schwefeldioxid, Verbesserungen beim 
Naturschutz, der Qualität der Oberflächengewässer, eine Verringerung von indu- 
striellen Risiken und Abfall. 

Der Bericht der Behörde deutet darauf hin, daß die EU Fortschritte beim Abbau 
bestimmter Belastungsfaktoren macht. Doch das reicht nicht aus, um die allge- 
meine Qualität der Umwelt zu verbessern, und schon gar nicht, um Fortschritte 
auf dem Weg hin zur Nachhaltigkeit zu erzielen. Ohne eine Beschleunigung bei 
den zu ergreifenden Maßnahmen wird der Druck auf die Umwelt anhalten und 
weiterhin die Standards der menschlichen Gesundheit und die in vieler Hinsicht 
eingeschränkte Belastbarkeit der Umwelt aushöhlen. Besondere Aufmerksamkeit 
gilt es jetzt der Entwicklung besserer Ansätze in den Bereichen Klimawandel und 
Versauerung, urbane Fragen, einschließlich Luftgüte, Lärm und Abfall zu schen- 
ken. Gleichzeitig brauchen wir eine umfassende Strategie für die Grund- und 
Oberflächenwasserressourcen . 

Der Bericht über den Fortschritt bei der Umsetzung des Programms enthält eine 
Übersicht über die auf der Ebene der Europäischen Union und der Mitgliedsstaa- 
ten ergriffenen Maßnahmen (für einige Mitgliedstaaten lagen nur beschränkt In- 
formationen vor). Dies ist Gegenstand eines Anhangs mit Tabellen. In diesen 
Tabellen wird aufgeführt, was in bezug auf bestimmte Zielvorgaben oder eine 
bestimmte Maßnahme im Zeitraum bis 1996 unternommen worden sein soll. 
Weiterhin findet sich im Fortschrittsbericht eine umfassende Tabelle zur Industrie 
(einschließlich des erzielten Fortschritts), dem einzigen Sektor, für den eine ent- 
sprechende Tabelle im Fünften Programm fehlte (siehe Anhang dieses Textes). 
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Der Entwurf zur Mitbestimmung und der Aktionsplan 

Im Januar 1996 legte die Kommission den Text für die Mitbestimmung des Par- 
laments und des Rates mit einem Aktionsplan, der Prioritäten für Maßnahmen auf 
der EU-Ebene formulierte, vor (COM (95) 647, OJC 140, ll.Mai 1996). Der 
Entwurf sollte ein neuer politischer Impuls für die Umsetzung des Fünften Pro- 
gramms und die nachhaltige Entwicklung durch eine erneute Orientierung auf 
prioritäre Maßnahmen in den im Programm festgelegten Schlüsselbereichen, in 
denen Initiativen auf EU-Ebene zur Überwindung der im Bericht über den Fort- 
schritt der Umsetzung von 1996 aufgeführten Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
nötig waren, sein. 

Bei den identifizierten Schlüsselprioritäten handelte es sich um folgende: 

- Maßnahmen zur Integration von Umweltaspekten in die fünf politischen 
Hauptsektoren: Industrie (mit Schwerpunkt Klein- und Mittelbetriebe), Land- 
wirtschaft, Energie, Transport und Tourismus. 

- Ein besserer Instrumenten-Mix mit besonderer Berücksichtigung der wirt- 
schaftlichen und fiskalischen Instrumente. Es wird ein Rahmen zur Nutzung 
freiwilliger Vereinbarungen und „grüner“ Abgaben und Gebühren entwickelt, 
und die EU fördert fiskalische Reformen. 

- Zu einem breiteren Instrumentenmix gehören weiterhin neue Gesetze sowie 
eine Vereinfachung des Prozedere, doch eine bessere Umsetzung und Durch- 
setzung des Umweltrechts ist ebenfalls nötig. Es wird ein Dokument über die 
Umsetzung und Durchsetzung vorgelegt werden. 

- Stärkere Bemühungen zur Förderung des Bewußtseins der Bürgerinnen und 
Bürger in Europa, die zu Verhaltensänderungen führen sollen. Die Maßnahmen 
konzentrieren sich hier auf Informations- und Kommunikationskampagnen, 
Schulung und Ausbildung. 

- Prioritäten bei den Umweltthemen sind: Klimawandel, Versauerung und Luft- 
güte, Integration der Biodiversität in andere Politiken, Abfall, Wasser, Lärm 
und Risikomanagement bei Chemikalien und Anlagen. 

- Die Gemeinschaft muß in internationalen Umweltfragen verstärkt die Füh- 
rungsrolle spielen. Insbesondere ist den Umweltproblemen in den MOE- 
Staaten, bei den Mittelmeeranrainem und im Baltikum wie auch der globalen 
Ebene (in bezug auf den Handel, Klimawandel, Biodiversität und das UNCED- 
Follow-up) eine größere Aufmerksamkeit zu schenken. 

Der Entwurf betont, daß Erfolge in diesen Bereichen nur möglich sind, wenn die 
Maßnahmen auf der Grundlage von besseren Daten über den Umweltzustand, von 
Umwelt- und Leistungsindikatoren, von gesicherter wissenschaftlicher Informati- 
on und besseren Kosten-Nutzen-Analysen erfolgen können. 

Mitbestimmung durch das Europäische Parlament und den Rat 

Nach der Stellungnahme des Parlaments legte die Kommission im Dezember 1996 
dem Rat einen überarbeiteten Entwurf vor (COM (96) 648, OJC 28, 29. Januar 
1997). Der Rat nahm die gemeinsame Stellungnahme im April 1997 an. Das Par- 
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lament beendete die zweite Lesung des Entwurfs im Juli 1997 und fügte 28 Ände- 
rungen zur gemeinsamen Stellungnahme des Rates hinzu. Im Oktober 1997 legte 
die Kommission ihre Stellungnahme zu diesen Änderungen und einen überarbei- 
teten Entwurf vor (COM (97) 471 final, 2. Oktober 1997), der einige Vorschläge 
des Parlaments aufgriff. Später, im Oktober 1997, beschloß der Rat, daß nicht alle 
28 vom Parlament gemachten Vorschläge übernommen werden könnten und bat 
um ein Vermittlungsverfahren. Im Januar 1998 fand das erste informelle Treffen 
zwischen einer Parlamentsdelegation unter Beteiligung des Vorsitzenden des 
Umweltausschusses des EP, Ken Collins (PSE/UK) und der Berichterstatterin über 
die Überprüfung Lone Dybkjaer (ELDR/Dänemark) sowie von Ratsvertretem 
unter deT britischen Präsidentschaft und der Kommission statt. 

Im Juli 1998, nach mehreren Verhandlungsrunden zwischen Parlament und Rat 
und dreißig Monate nachdem die Kommission den ersten Entwurf zur Verab- 
schiedung vorgelegt hatte, verständigten sich Parlament und Rat schließlich im 
Vermittlungsverfahren über den Text des Beschlusses über die Überprüfung des 
Programms. Zur Erleichterung des Vermittlungsprozesses spielte die Kommission 
eine aktive Rolle und entwarf Vorschläge, die weitgehend Eingang in die Kom- 
promisse fanden, die über die 28 EP-Änderungen erreicht wurden. Diese Vor- 
schläge wurden auch in einer Reihe von Erklärungen der Kommission übernom- 
men. Mit der Unterzeichnung des Präsidenten des Europäischen Parlaments und 
des Präsidenten des Ministerrates im September 1998 wurde der Beschluß formell 
gefaßt 2 . 

Im Vergleich zu dem von der Kommission im Januar 1996 vorgelegten Text 
und der Gemeinsamen Stellungnahme des Rates im April 1997 handelte es sich 
aufgrund der vom Parlament eingebrachten Änderungen um einen in einigen 
Aspekten stärker gefaßten Text. Dieser wurde im Schlichtungsprozeß jedoch 
abgeschwächt, beispielsweise bei der Frage der Integration von Umweltaspekten 
in die Agrarpolitik und beim Thema der Umwelthaftung. In diesen Fällen konnte 
nur durch eine Erklärung der Kommission, die den Text des Beschlusses begleitet, 
ein Kompromiß erzielt werden. 

Gemäß dem Vertrag wird der Rat (und ggf. das Parlament) die erforderlichen 
Maßnahmen zur Umsetzung des Beschlusses auf der Grundlage der von der 
Kommission vorgelegten Entwürfe ergreifen. Die Kommission hat begonnen, die 
neuen, zur Umsetzung des Beschlusses erforderlichen Maßnahmen festzulegen 
und vorzubereiten. Die Umsetzung des Beschlusses wird auch die vom Vertrag 
von Amsterdam und dem Gipfel von Cardiff geforderte Integration von Umwel- 
taspekten in andere Politikbereiche vorantreiben (siehe Absatz 6 unten). 

Der Beschluß verpflichtet die Kommission, zum Abschluß des Programms dem 
Europa-Parlament und dem Rat eine globale Bewertung der Umsetzung des Pro- 
gramms vorzulegen. Die Bewertung muß ggf. erforderliche Überprüfungen und 
Aktualisierungen von Zielen und Prioritäten besonders berücksichtigen. Wo er- 
forderlich sollten auch Vorschläge für die Prioritäten, Ziele und Maßnahmen nach 
dem Jahr 2000 gemacht werden. Die Vorbereitungen für diesen Prozeß begannen 
im September 1998. 



2 Der Beschluß Nr.2179/98/EC und die Erklärung der Kommission wurden im Amtsblatt L 275 
vom 10. Oktober 1998 veröffentlicht. 
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Diese globale Bewertung und die Diskussion mit den Mitgliedstaaten, Ziel- 
gruppen usw. wird ein wesentlicher Baustein für das Sechste Programm sein, das 
von der nächsten Kommission im Herbst des Jahres 2000 vorgelegt werden wird. 
Andere Bausteine werden der Umweltbericht 1998/1999 sein, der zur Zeit von der 
Europäischen Umweltagentur vorbereitet wird und im Mai/Juni 1999 veröffent- 
licht werden soll, sowie die Resultate aktueller Studien und Forschungsarbeiten. 

6. Die Integration von Umweltaspekten in andere 
Politikbereiche 

Eines der wichtigsten Ziele des Programms und des Vertrages von Maastricht ist 
die Integration von Umweltaspekten in andere Politikbereiche. Der Vertrag von 
Amsterdam, der vermutlich im Frühjahr 1999 in Kraft treten wird, betont diese 
Pflicht nachdrücklich. 

Im Dezember 1997 forderte der Europäische Rat in Luxemburg die Kommissi- 
on auf, eine Strategie zur Umsetzung von Artikel 6 des Vertrags von Amsterdam, 
der die Gemeinschaft zur Integration von Umweltaspekten in alle Politikbereiche 
und Maßnahmen der Gemeinschaft verpflichtet, zu entwerfen. 

Im Mai 1998 legte die Kommission das Dokument „Partnerschaft für die Inte- 
gration - Eine Strategie zur Integration der Umwelt in die Politik der Europäi- 
schen Union“ vor, das vom Europäischen Rat im Juni 1998 in Cardiff diskutiert 
wurde (COM (98) 333 final, 27. Mai 1998). Der Rat unterstrich den Grundsatz, 
nach dem wichtige Politikvorschläge der Kommission von einer Bewertung der 
umweltrelevanten Aspekte begleitet sein müssen. Er betonte die Bemühungen der 
Kommission hinsichtlich einer Integration von Umweltaspekten in alle Politikbe- 
reiche der Gemeinschaft und die Notwendigkeit, dies bei einzelnen Entscheidun- 
gen zu evaluieren, auch in bezug auf die Agenda 2000. Alle relevanten Organe 
des Rates wurden aufgefordert, eigene Strategien zu entwickeln, damit die Inte- 
gration von Umwelt und Nachhaltigkeit in den jeweiligen Politikbereichen greifen 
kann. Sie sollten den Fortschritt kontrollieren, die von der Kommissionen vorge- 
schlagenen Leitlinien berücksichtigen und Indikatoren festlegen. Die Räte für 
Transport und Verkehr, Energie und Landwirtschaft wurden aufgefordert, diesen 
Prozeß zu initiieren. Rat und Kommission sollten den Fortschritt überwachen, 
auch hinsichtlich der Überprüfung des notwendigen organisatorischen Arrange- 
ments. 

Der Europäische Rat begrüßte den Fortschritt, der in einem anderen Bereich 
der Integration erzielt werden konnte: das Follow-up der Kyoto-Konferenz zum 
Klimawandel. Die EU und ihre Mitgliedsstaaten müssen jetzt Strategien ent- 
wickeln, um ihre Pflichten aus dem Kyoto-Protokoll zu erfüllen. Die Erfüllung 
dieser herausfordernden Ziele wird ein praktischer Test für den Fortschritt, den 
die EU und ihre Mitgliedstaaten auf dem Weg hin zu einer Integration von Um- 
weltaspekten in ihre Politiken machen, sein. 

Der Wiener Gipfel im Dezember 1998 wird den im Bereich der Integration er- 
zielten Fortschritt messen. Der Europäische Rat wird den Fortschritt im Bereich 
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der Integration bei den Sitzungen in Köln (Juni 1999) und Helsinki (Dezember 
1999) bewerten. 

7. Schlußbemerkungen 



Die im Beschluß über die Überprüfung des Fünften Programms festgelegten Prio- 
ritäten müssen in Vorschläge für spezifische und konkrete Maßnahmen übersetzt 
werden. Die Kommission hat sich verpflichtet, derartige Entwürfe vorzulegen. 
Angesichts der Tatsache, daß der Beschluß sich nicht auf die von den Mitglied- 
staaten oder anderen vom Programm identifizierten Akteuren zu ergreifenden 
Maßnahmen bezieht, obliegt es diesen Akteuren, im Geist der „gemeinsamen 
Verantwortung“ ihre Pflichten zu erfüllen und die entsprechenden Maßnahmen 
innerhalb ihrer Kompetenzbereiche und Zuständigkeit zu ergreifen. 

Der Beschluß fördert die Umsetzung des Fünften Programms auf der EU- 
Ebene innerhalb der Kommission und in anderen Institutionen der Gemeinschaft, 
insbesondere in bezug auf die Integration von Umweltaspekten in andere Politik- 
bereiche. Zugleich gewährleistet er eine stärkere politische Verpflichtung des 
Rates, des Parlaments und der Mitgliedstaaten im gemeinsamen Bemühen um die 
Ziele der Umweltpolitik der Europäischen Gemeinschaft und die Nachhaltigkeit, 
wie im Vertrag und im Fünften Programm definiert, als frühere Programme. 

In bezug auf ein neues Programm für den ersten Teil des 21. Jahrhunderts läßt 
sich zu diesem Zeitpunkt nur schwer vorhersehen, was für ein Plan oder Pro- 
gramm zur Jahrhundertwende erforderlich sein wird. Die 1999 erfolgende globale 
Bewertung wird die Fortschritte bei der Umsetzung der Ziele des Programms 
erneut bewerten und einige Überlegungen zum Geltungsbereich und den Themen 
des nächsten Programmes vorlegen. 

Die auf die Integrationsfragen fokussierende Strategie und der Ansatz, die im 
Überprüfungsprozeß erneut bestätigt wurden, werden vermutlich nicht vollständig 
überarbeitet werden. Dennoch gibt es auch hier eine Option, die nicht völlig ver- 
worfen werden kann, und diese wird davon abhängen, wie sich die neue Kommis- 
sion in bezug auf die nachhaltige Entwicklung einschließlich der sozialen und 
wirtschaftlichen Dimensionen organisieren wird. Eine andere Frage wird sein, 
welche Schlußfolgerungen die Kommission, der Rat und das Europäische Parla- 
ment aus dem langwierigen Entscheidungsfindungsprozeß beim Beschluß über die 
Überprüfung des Fünften Programms ziehen werden. 

Die im Fünften Programm definierte Strategie und der Ansatz der Nachhaltig- 
keit und die meisten seiner allgemeinen Ziele gehen über das Jahr 2000 hinaus. 
Neue Entwicklungen werden also in jedem Fall zu berücksichtigen sein, auch die 
mögliche EU-Mitgliedschaft einiger Länder in Mittel- und Osteuropa und Zy- 
perns. Es erscheint logisch, daß ein neues Programm spezifische Zielvorgaben 
und Ziele, die beispielsweise in den Jahren 2005 und/oder 2010 erreicht werden 
sollen, beinhalten wird. 
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Anhang: Tabellen 



Tabelle 1: Versauerung 





Zielsetzungen 


EG-Zielvorgaben bis zum 
Jahr 2000 


Aktionen und Zeitrahmen 


Bereiche! 

Akteure 


NO x l 


Die kritischen Belastungen 
und die Grenzwerte dürfen 
unter keinen Umständen 
überschritten werden 


■ Stabilisierung der Emis- 
sionen auf EG-Ebene bis 
1994 (auf den Werten von 
1990) *) 

■ Verringerung um 30% bis 
zum Jahr 2000 


■ Die in Tabelle 7 bezüglich 
der Probleme von welt- 
weiter Bedeutung aufge- 
führten Maßnahmen gel- 
ten auch für NO x und 

so x 


Energie, 

Verkehr, 

Landwirtschaft, 

Industrie, 

Tourismus 


so x i 


■ Verringerung der Emis- 
sionen auf EG-Ebene um 
35% bis zum Jahr 2000 
(bezogen auf die Werte 
von 1985) 


■ Vorschläge für Produkt- 
normen für Benzin, Mine- 
ralöle und Rückstände bis 
1995 


£G+MS+Ener- 

gie+lndustric 


nh 3 

(Ammo- 

niak) 


■ Variable Zielvorgaben 
entsprechend den Proble- 
men, die in den jeweiligen 
Regionen auftreten 


■ NH 3 'Emissionskataster 
und -tendenzen bis 1994; 
Normen für landwirt- 
schaftliche Neubauten bis 
1996 


MS+LB+EG 

+EUA+Land- 

wirtschaft 


Allge- 

mein 

VOC 


■ Verringerung der anthro- 
pogenen Emissionen bis 
1996 um 10% 

» Verringerung (bezogen 
auf die Werte von 1990) 
bis 1999 um 30% 


■ Verringerung im Ver- 
kehrssektor, in der Nah- 
rungsmittel- und Farb- 
stoff- sowie der chemi- 
schen Industrie 


EG+MS+Ind. 


Dioxine 


■ Verringerung der Dioxin- 
Emissionen aus bestimm- 
ten Quellen bis zum Jahr 
2005 um 90% (bezogen 
auf die Werte des Jahres 
1985) 


■ Änderung der Richtlinie 
über kommunale Müll- 
verbrennungsanlagen bis 
1994 


EG+MS 


■ Entwurf für eine Richtli- 
nie über die Verbrennung 
gefährlicher Abfälle: 1992 


EG+MS 


Schwer 

melalle 


* Mindestens 70%ige 
Verringerung der gesam- 
ten Cd-, Hg- und Pb- 
Emissioncn bis 1995 


■ Integrierter Umweltschutz 
und Überprüfung der BVT 


EG und MS und 
LB und Indu- 
strie 



*) Zielvorgabe bereits durch EG beschlossen. 

(1) Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat 1990 eine Reihe von Energiebe- 
darf- und Versorgungsszenarien sowie deren Auswirkungen für NO x -, SO 2 - und CO 2 - 
Emissionen erstellt. Auf der Grundlage der Computerberechnungen mit dem RAINS-Mo- 
dell scheint es möglich, daß bei den unter Ziel 1 und 2 des Strukturfonds aufgeführten Re- 
gionen hinsichtlich der Übersäuerung noch beträchtlicher Spielraum besteht. Wo jedoch 
Gebiete innerhalb dieser Regionen die kritischen Belastungen erreichen oder überschreiten, 
sollten zusätzlich zu den bestehenden EG-Rechtsvorschriften weitere Verringerungen 
vorgeschrieben werden. In allen anderen Regionen der Gemeinschaft sollten die Zielvor- 
gaben ohne jede Ausnahme gelten, was eine erhebliche Verringerung der Energienachfrage 
durch rationellere Energienutzung und eine Erhöhung der Energiepreise durch steuerliche 
Maßnahmen erfordert. 
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Tabelle 2: Land- und Forstwirtschaft 



; Zielsetzungen 


EG-Zielvorgaben bis 
zum Jahr 2000 


Aktionen 


Zeit- 

rahmen 


Akteure 


Erhaltung der grundlegen- 
den natürlichen Prozesse, 
die für eine dauerhafte 


Stabilisierung bzw. Verringe- 
rung des Nitralgchalts im 
Grundwasser 


Strenge Anwendung der Nitrat- 
Richtlinie 


1994 - 


MS+AGR 


und umwellgerechte 
Landwirtschaft unver- 
zichtbarsind, insbeson- 
dere durch den Schutz der 
Wasser- und Bodenres- 
sourcen sowie der gene- 
tischen Vielfalt 


Erhebliche Verringerung der 
Zahl der Oberfiächengewäs- 
scr, die mehr als 50 mg/l an 
Nitraten aufweisen oder deren 
Nitratgchalt die Eutrophierung 
von Seen und Meeresgebieten 
verursacht 


Festlegung regionaler Emissions- 
normen für neue Vichzuchtcinheiten 
(NH^) und Silos (Silofulter) 
Programm zur Verringerung des 
Phosphateinsatzes 


fortlau- 

fend 

1995 


MS+LH 
EG + MS 




Stabilisierung bzw. Steigerung 
des Anteils an organischen 
Stoffen im Boden 


Gewährung von Prämien und anderen 
Ausgleichszahlungen, wenn die 
Umweltrechlsvorschriften eingehallen 
werden 


1995 - 


EG+MS+ 

LB+AGR 


Verringerung des Chcmi- 
kalicncinsalzcs auf ein 
Maß, durch das diese Pro- 
zesse nicht beeinträchtigt 
1 werden 


Beträchtliche Verringerung 
des Pestizideinsatzes je 
landwirtschaftlich genutzter 
Flächeneinheit und Schulung 
der Landwirte im Einsatz von 


Registrierung des Verkaufs und 
Einsatzes von Pestiziden 


fortlau- 

fend 


EG +MS+ 
AGR 


Abstimmung der Dünge- 
mittelzufuhr auf die Auf- 


Methoden der integrierten 
Schädlingsbekämpfung - 


Überwachung des Verkaufs und 
Einsatzes von Pestiziden 


1995 


EG+M5+ 

AGR 


nahmekapazität der Böden 
und Pflanzen 

1 


zumindest in allen für den 
Naturschutz wichtigen 
Gebieten 


Förderung einer „integrierten Über- 
wachung,, (insbesondere Ausbildungs- 
maßnahmen) und Förderung von 
biologischer Landwirtschaft 


1992 


EG+MS+ 

AGR 


; Bewirtschaftung der länd- 
lichen Umwelt in einer 
Weise, daß Artenvielfalt 
und natürliche Habitate 


15% der landwirtschaftlichen 
Gebiete durch Bewirtschaf- 
tungsverträge abgedeckl 


Programme für landwirtschaftliche 
Umweltschulzgebiete mit Prämien, 
die durch den EAGFL mitfinanziert 
werden 


1992 

l 


AfS+EG 


geschützt und nalurbc- 
dingte Gefahren (z.B. 




Schutz aller gefährdeten Haustierarten 


fortlau- 

fend 


MS 


Erosion, Lawinen) und 
Feuer minimiert werden 


Bewirtschaftungsplänc für alle 
gefährdeten ländlichen 
Gebiete 


Neubewertung der Genehmigungsbe- 
dingungen für Bewässeningsmaßnah- 
men und der staatlichen Beihilfen für 
T rockcnlegungsprogramme/-projckte 


1995 


MS+EG 






Schulung der Landwirte, Förderung 
von Austauschbesuchen zwischen Re- 
gionen mit vergleichbaren Umwelt- 
situationen 


1992 


EG+MS+ 

LB 


Optimierung der Bewirt- 
schaftung von Waldflä« 
che, damit der Wald alle 
seine Funktionen erfüllen 
kann 


Steigerung der Aufforstung, 
auch auf landwirtschaftlich 
genutzten Flächen ; 


Aufforstung und Regeneration besteh- 
ender Wälder, hierbei Förderung der 
Mittel, die für die Umwelt am geeig- 
netsten sind (langsam wachsende 
Bäume, Mischwald) 


fortlau- 

fend 


EG+MS+ 

LB+ 

Waldbe- 

sitzer 




Verbesserter Schutz (gegen 
Krankheiten und Waldbrändc) 


Weitere Maßnahmen gegen Wald- 1 

brände 


idem 


idem 
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Zielsetzungen 



1. Nachhal- 
tige Nut- 
zung der 
natürlichen 
Res- 
sourcen 
und Tier- 
schutz 



Maßnahmen bis zum 
Jahr 2000 


Instrumente 


Zeitrah- 

men 


Akteure 


Fortschritt 


1. Internalisierung der 
externen Kosten 


■ marktgerechtes Preis- 
gestaltungssysteme für 
die Verwendung und 
den Verbrauch von 
natürlichen Ressourcen 


1993— 


EG + MS 


Studie zu 
Abwasser- 
gebühren 


2. Schaffung von 
Märkten für wieder- 
verwertbare Güter 


* ökonomische und 
steuerliche Anreize 


1993— 


EG+MS 


Verabschiedet 


3. Zielvorgaben für 
Mindestgrenzen bei 


■ Verpackungsrichtlinie 


1995 


EG+MS+Ind. ; 

1 


siehe Kapitel 
4.4 


der Wiederverwen- 
dung 


■ Pfandsystem (Abfall) 


1998 


MS+EG+lnd. 




4. Verbesserung der 
materiellen und stra- 
tegischen Planung 


■ UVP 


läuft 


EG +Ind. +MS 




5. Energiesparpro- 
gramme 


• Realisierung einzel- 
staatlicher und gemein- 
schaftlicher Program- 
me (PACE, SAVE) 


läuft 




siehe Kapitel 
1.2. 


6. Verringerung der 
Zahl der für Ver- 
suchszwecke genu- 
tzten Tiere um 50% 


* Realisierung gemein- 
schaftlicher Program- 
me 


ständig 


EG +MS+Ind. 


Gute Fort- 
schritte bei 
verschiedenen 
Programm- 
aspekten 



2. Verhütung 


1. Einsatz "sauberer" 


■ Finanzierungsmecha- 


läuft 


EG 


von Um- 


Technologien 


nismen (z.B. LIFE) 






weltver- 


2. Integrierte Verhü- 


• Betriebsgenehmigun- 


1995 - 


MS+htd .+ EG 


schmut- 


tung von Umwelt- 


gen (einschl. IPC- 






zung durch 


Verschmutzung und 


Richtl.) 






Mana- 


deren Überwachung 


■ Einsatz von BVT 


läuft 


MS+EG+lnd 


gement 










und Kon- 










trolle der 




■ saubere und abfallarme 






Herstel- 




Technologie 






lungsver- 




■ UVP 


läuft 


EG+Ind.+MS 


fahren, 










diffuser 




■ Emissionsgrenzen 


ständig 


EG+MS 


nen und 










der Er- 




■ Öko-Audits (Umwelt- 


1993- 


EG+MS+Ind. 


Zeugnisse 




betriebsprüfungen) 










■ Umweltgebühren 


1993 


MS+EG 






■ Emissionskataster 


1994- 


/•>G+Ind. 






■ Öko-Accounting (um- 


1993 — 


EG+EUA+MS 






weltbezogene Bilanzie- 










rang) 







LIFE in der 
Anwendung 
Gemeinsamer 
Standpunkt: 
IMPEL 
BVT- Anlei- 
tung Studien 
abgeschlossen 



4.4. 

Beobachtete 
Emissionsre- 
duzierung 
EMAS-Ver- 
ordnung in 
Kraft getreten 
Studie abge- 
schlossen 
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Tabelle 3: Industrie (Fortsetzung) 



3. Entwicklung um- 
weltfreundlicher 
Güter 


■ Umweltzeichen 

■ Produktnormen 


1993- 

läuft 


EG+MS 

EG+MS +CEN 
+Ind. 


Verordnung in 
Kraft 

erste Kriterien 
erstellt 


4. Spezielle Reduzie- 
rungs- bzw. Begren- 
zungsprogramme: 


■ Emissionsgrenzen für 
die wichtigsten 
Schadstoffe 


ständig 


MS+ EG 


siehe oben 


■ Treibhausgase 


■ Einsatz von BVT 


läuft 


MS+EG+lnd 


siehe oben 


■ FCKW 

■ VOC 

• Schwermetalle 


■ freiwillige Vereinba- 
rungen und andere 
Formen der freiwilligen 
Selbstkontrolle 


ständig 


EG+Ind 


VA-Studien in 
der Realisie- 
rung, Maß- 
nahmen sei- 
tens der In- 
dustrie 


5. Verbesserung der 
Sicherheit am Ar- 
beitsplatz und in der 
Forschung 


■ Anwendung einer 
überarbeiteten "Se- 
veso"-Richtlinie 


1995 


EG+MS 


gemeinsamer 

Standpunkt 

MAHB, 

Technische 

Gruppen 




■ gemeinsame Prinzipien 
der Risikobewertung 
für die Verwendung 
von GVO (Biotech- 
nologie) 


ständig 


EG+MS+Ind. 


Richtlinie in 
Kraft und 
geändert 


■ Anwendung von "Bio- 
technologie"-Richt- 
linien 


1992 


EG+MS 


Vorschlag zur 
Änderung der 
Richtlinie 
90/219 vor- 
bereitet 


6. Verbesserung des 
Umgangs mit 
Chemikalien 


■ Notifizierung aller 
Chemikalien+Daten- 
erfassung 


läuft 


EG+MS 


s. Kapitel 3 




■ Verordnung des Rates 
über existierende Che- 
mikalien 


1993 


EG 


Verordnung in 
Kraft 


■ Richtlinie über Biozide 
(nicht landwiitsch. 
verw. Pestizide) 


1994 


EG 


Vorschlag 

veröffentlicht 


■ Beratender Ausschuß 
über die 

Risikoverringerung bei 
Chemikalien 


1992 


EG+MS+Ind. 




■ Einstufung gefährlicher 
Substanzen 


läuft 


EG+MS+lnd. 


s. Kapitel 3 


■ integrierte Kontrolle 
des Verkaufs und Ein- 
satzes von Pestiziden 


1995 


EG+MS 


laufend 


■ europäisches chemi- 
sches Büro 


1993 


EG+MS 


eingerichtet 


■ Import -/Exportregelun- 
gen 




EG+MS 


Verordnung 

verabschiedet 
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Tabelle 3: Industrie (Fortsetzung) 



3. Vermei- 
dung u./o. 
sichere 


1. Pläne zur Abfall- 
wirtschaft in allen 
MS ! 


■ Deponie-Richtlinie 


1995 


EG+MS+LB 

+lnd. 


Gemeinsamer 

Standpunkt 


Entsorgung 
v. Abfällen 


2. Verminderter Ab- 
fall/bessere Abfall- 
wiftschaft 

J 


■ Normen und Standards 
für Müllverbrennungs- 
anlagen und Deponien 
(Richtlinien) 


1995 


EG+MS+ Ind. 


Richtlinie 
über die Ver- 
brennung V. 
gefährlichen 
Abfallen 






■ zivilrechtliche Haftung i 


2000 


EG+MS 


Grünbuch 

veröffentlicht 


■ Bestandsaufnahme der 
Abfälle und Risiken 


1995 


MS+EUA+E 
G +Ind. 


Beschlüsse 

verabschiedet 


■ Schaffung eines 
Abfallmarktes 


1996 


MS+EG+Ind. 




■ Prioritärer Abfallstrom 


läuft 


EG+MS+ Ind 


Schlußfolge- 
rungen zu 4 
Bereichen 


4. Förderung 
des Wan* 


1. Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit und 


■ Vereinbarungen über 
rationelle Nutzung 


läuft 


MS+Ind.+EG 


siehe Kapitel 
1.2. 


dels zu 

umwett* 

grechterem 


Anreize für eine 

umweltverträgliche 

Energienutzung 


■ festzulegende Verhal- 
tenskodizes 


läuft 


MS+Ind.+ EG 
+ Energie- 
sektor 




Verhalten 
der Wirt- 


2. Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit und 


■ Verbraucherinforma- 
tion 


1993 


LB+EG+A/S 


siehe Umwelt- 
Zeichen 


teiligten 


Erstellung von In- 
formationen zu Gu- 
tem und Verfahren 


■ Umwelt-Bewertung 
und -Accounting 

■ Emissionskataster i 

■ "grünes" Accounting 
und Offenlegung in den 
Jahresberichten der 
Unternehmen 


1993— 

1994- 
1994/20 
00 


EG+EVA+MS 

EG+Ind. 

EG+MS+Ind. 

+Berufsver- 

bände 


Grünbuch 

veröffentlicht 




3. Anregung der Inve- 
stition- und Innova- 
tionstätigkeit sowie 


■ FuE-Bemühungen 


ständig 


EG+MS+Ind. 


4. FTE-Pro- 
gramm ange- 
nommen 


der Wettbewerbs- 
fähigkeit 


■ ökonomische und 
steuerliche Anreize 


ständig 


EG+MS 




4. Entwicklung von 
sauberen Technolo- 
gien 


■ FuE-Bemühungen 


ständig 


EG+MS+Ind. 


Durchführung 
von Studien 
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1 Einleitung 

Die Republik Korea gehört zu den Ländern, die sich durch eine entwickelte Um- 
weltplanung auszeichnen. Die Republik orientiert seit der Rio-Konferenz von 
1992 ihre Planungen an den Leitzielen der Agenda 21 (United Nations 1993). Zur 
Umsetzung des dort formulierten Leitbilds der nachhaltigen Entwicklung wurden 
speziell der National Action Plan for Agenda 21“ (Regierung der Republik Korea 
1996) und kommunale Agenden aufgestellt. 

Die übrigen Systeme der lang- und mittelfristigen Planung in den Bereichen 
Landesentwicklung, Wirtschafts- und Gesellschaftsentwicklung, Umwelt- und 
Naturschutz wurden entsprechend den Intentionen der Agenda ergänzt und mit- 
einander verklammert. Das gilt auch für die hier nicht speziell erörterten lang- und 
mittelfristigen Planungen, wie beispielsweise die Planung für die Wissenschafts- 
und Technologieentwicklung, die Planung für das nachhaltige Agrar- und Forst- 
wesen im 21. Jahrhundert und andere Fachplanungen. Die Verklammerung der 
verschiedenen Planungssysteme ist mit wichtigen Synergieeffekten verbunden. 

Die Strategie der Nachhaltigkeit im Sinne der Agenda 21 ist in diesen mitein- 
ander verbundenen Planungssystemen verankert, vor allem auch in der langfristi- 
gen übergreifenden Planung für den Schutz der Umwelt („Umweltleitplanung“) 
auf der Grundlage des Grundgesetzes für die Umweltpolitik von 1990, aber auch 
in der seit Jahrzehnten bestehenden Gesamtentwicklungsplanung (wörtlich: Ge- 
samtplanung für die Entwicklung des Landes). Das dritte wichtige System umfas- 
sender Planung ist die Wirtschafts- und Gesellschaftsentwicklungsplanung. 

Mängel in der Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen werden auch in Korea 
naturgemäß beklagt - sie sind unter anderem auf Wissensdefizite und mangelndes 
Problembewußtsein zurückzuführen - dieser Aspekt wird in diesem Beitrag je- 
doch ausgeklammert. 

2 Verfassung und Umweltschutz 

Anklänge an das Leitbild der Nachhaltigkeit finden sich schon früher im koreani- 
schen Recht. Nach Verabschiedung der Agenda 21 sind insoweit noch Ergänzun- 
gen und Konkretisierungen erfolgt. 
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Das moderne koreanische Umweltrecht ist streng, stark differenziert, medien- 
übergreifend und durch das umfassende Umweltgrundgesetz von 1990 verklam- 
mert. Seit 1980 hat der Umweltschutz durch Art. 33 Verfassungsrang. Der Grund- 
rechtsartikel garantiert der Bevölkerung, in einer sauberen Umwelt leben zu kön- 
nen. Das Umweltgrundrecht wurde von der koreanischen Umweltagentur (seit 
1990 Umweltministerium) seinerzeit so charakterisiert: 

Die Aufnahme eines Umweltschutzartikels in die Verfassung sei eine Doku- 
mentation des staatlichen Willens, durch Reduzierung der Umweltbelastungen 
eine bessere Lebensqualität für die Bevölkerung zu sichern und bei der weiteren 
Entwicklung der Wirtschaft den Umwelt- und Naturschutz stärker zu berücksich- 
tigen (Umweltagentur Seoul 1984: 80). 

1987 wurde das Umweltgrundrecht neu gefaßt, präzisiert und durch eine Be- 
stimmung über die Umsetzungsverpflichtung des Gesetzgebers erweitert. Die 
entsprechende Verfassungsbestimmung (Art. 35) erhielt folgenden Wortlaut: Abs. 
1: „Alle Bürger haben das Recht auf Leben in einer gesunden und lebenswerten 
Umwelt. Staat und Bürger sind verpflichtet, hierfür die erforderlichen Anstren- 
gungen zu unternehmen.“ Abs. 2: „Inhalt und Verwirklichung dieses Rechts wer- 
den durch die Gesetze bestimmt.“ Abs. 3: „Der Staat hat sich durch seine Politik 
der Siedlungsentwicklung zu bemühen, allen Bürgern zu einer gedeihlichen Le- 
benssituation zu verhelfen“ (Ku 1988: 160 f.; Kwon 1989). 

Nach Art. 120 Abs. 2 der Verfassung stehen das Land und seine Ressourcen 
unter dem Schutz des Staates. Im Interesse einer gleichgewichtigen Entwicklung 
und optimalen Nutzung ist eine umfassende Planung vorgesehen. Das gilt insbe- 
sondere seit der 9. Änderung der Verfassung vom 27. Dezember 1987. Kim 
(1987: 38ff.) kommentiert diese Regelung zutreffend damit, daß trotz des dekla- 
ratorischen Charakters der Vorschrift der Staat mit der Einbindung der Planung in 
die Verfassung den Willen dokumentiert habe, der Landesentwicklung besonderes 
Gewicht zu verleihen. Nach Art. 122 der Verfassung kann der Staat den Bürgern 
im Interesse einer effektiven und gleichgewichtigen Nutzung, Entwicklung und 
Erhaltung des Landes durch Gesetz die erforderlichen Beschränkungen und Ver- 
pflichtungen auferlegen. 

3 Das Grundgesetz für die Umweltpolitik als Grundlage 
der langfristigen koreanischen Umweitpolitik 

Im Folgenden werden die umweltrechtlichen Bestimmungen dargestellt, die die 
obige These stützen, daß sich im koreanischen Recht bereits vor 1992 Anklänge 
an das Nachhaltigkeitsprinzip finden: Ein wichtiger Schritt in die Richtung eines 
wirksameren medienübergreifenden Umweltschutzes war im August 1990 die 
umfassende Novellierung des Umweltrechts, in deren Rahmen das frühere allge- 
meine medienübergreifende Umweltgesetz von 1977 1 zum Grundgesetz für die 



1 Im Jahre 1977 erging bereits ein medienübergreifendes Umweltschutzgesetz (Umweltschutz- 
gesetz vom 31. 12. 1977, Gesetz Nr. 3078. Inkrafttreten: 1. 7. 1978) und ersetzte das Gesetz 
zum Schutz vor Luftverunreinigungen vom 5. 11. 1963. Es verankerte ausdrücklich das Vor- 
sorgeprinzip und enthielt bereits eine UVP-Regelung. 
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Umweltpolitik (GUP) 2 ausgebaut wurde. In der Folgezeit wurden zahlreiche um- 
weltschutzspezifische Einzelgesetze erlassen oder novelliert 3 

Das Grundgesetz für die Umweltpolitik will nach § 1 Gefahren und Schäden 
durch Umweltbelastungen Vorbeugen und die natürliche Umwelt und die Le- 
bensumwelt so weit wie möglich erhalten und entwickeln. § 2 GUP formuliert als 
Grundgedanken des Gesetzes die Schaffung einer lebenswerten Umwelt durch die 
Harmonisierung des Verhältnisses zwischen Mensch und Umwelt. Im Gesetz sind 
die Grundprinzipien des Umweltschutzes - Verursacherprinzip, Vorsorgeprinzip, 
Kooperationsprinzip und das Gemeinlastprinzip - sowie entsprechende Pflichten 
der Akteure, also des Staates, der kommunalen Verwaltungen, der Unternehmen 
und der Bevölkerung, verankert. 

Das Vorsorgeprinzip findet sich vor allem in den zahlreichen, hier thematisier- 
ten Regelungen über die Planung und beim produktbezogenen Umweltschutz. § 4 
GUP formuliert die Pflicht des Staates, Umweltpläne aufzustellen und umzuset- 
zen. Den Selbstverwaltungskörperschaften (Mittel- und Ortsinstanz) wird gleich- 
falls die Pflicht auferlegt, langfristige übergreifende Pläne für den Umweltschutz 
unter Berücksichtigung der regionalen Besonderheiten und nach Maßgabe der 
staatlichen Planung zu entwickeln und zu implementieren. 

Nach § 12 GUP hat der Umweltminister zum Schutz der Umwelt alle 10 Jahre 
einen langfristigen umfassenden Plan mit den Leitern der im Einvernehmen zu 
beteiligenden wichtigen Zentralbehörden und nach Beratung mit der dem Mini- 
sterpräsidenten unterstehenden Kommission für den Umweltschutz aufzustellen. 
Der vom Umweltminister aufgestellte Entwurf des Umweltleitplans wird vom 
Kabinett beschlossen. In § 13 werden die wesentlichen Inhalte des Plans festge- 
legt: 

1. die Festlegung der Ziele des Umweltschutzes, operative Maßnahmen zur 
Zielerreichung und eine entsprechende zeitliche Planung, 

2. Angaben über die Rahmenbedingungen der Umweltveränderungen, wie Ein- 
wohnerzahl, Industrie, Wirtschaft sowie die Nutzung der Böden und des Mee- 
res, 

3. die Darstellung der Situation und der Entwicklung sowie der Maßnahmen, die 
die Umwelt beeinflussen, 

4. Prognosen über Art und Umfang der künftigen Umweltbelastungen, die Ent- 
wicklung der Schadstoffemissionen und Veränderungen der Umweltqualität, 

5. eine Kostenrechnung für die Durchführung der Maßnahmen und die Darlegung 
ihrer Finanzierung. 

Der Umweltminister hat nach § 14 den festgesetzten Plan unverzüglich den Lei- 
tern der zuständigen zentralen Institutionen zuzustellen. Diese haben die notwen- 
digen Maßnahmen zur Durchführung des Plans zu treffen. 

In § 15 GUP ist die Pflicht zur flächendeckenden kontinuierlichen Um- 
weltanalyse und der Aufbau eines Überwachungs- und Meßnetzsystems festge- 
legt. In § 8 GUP ist die Umweltberichterstattung geregelt. Danach hat die Regie- 



2 Grundgesetz für die Umweltpolitik (GUP) vom 1. 8. 1990, Gesetz Nr. 4257, zuletzt geändert 
am 13. 12. 1997, Gesetz Nr. 5454. 

3 Hierzu Einzelheiten vgl.: Lee 1999; Lee 1995; Kim 1986. 





72 



Yeong Heui Lee 



rung jährlich einen Bericht über die Inhalte und die Durchführung der wesentli- 
chen Maßnahmen zum Umweltschutz und sonstige Angelegenheiten dem Parla- 
ment vorzulegen. Das Umweltministerium publiziert jährlich ein Umwelt- 
Weißbuch (auch in englischer Sprache). 4 

4 Medienübergreifende umfassende Umweltplanung in 
der Republik Korea 



4.1 Einleitung 

Neben der übergreifenden langfristigen Umweltleitplanung steht die „mittelfristi- 
ge umfassende Planung zur Verbesserung der Umwelt“ , die ihrer Konkretisierung 
dient. Ihre Rechtsgrundlage ist das Gesetz über die Mittelaufbringung zur Verbes- 
serung der Umwelt von 1991 5 . Neben diesen medienübergreifenden Umweltpla- 
nungen findet sich noch eine Reihe weiterer rechtsverbindlicher Umweltpläne auf 
der gesamtstaatlichen Ebene: 

- die Leitplanung für die Ordnung des Abwasserwesens (20 Jahres-Tumus), 

- die Leitplanung des Bodenschutzes (10 Jahres-Tumus), 

- die Leitplanung für die Erhaltung ökologisch wertvoller Inseln (10 Jahres- 
Turnus), 

- die umfassende Leitplanung für die Ordnung des Grundwassers (10 Jahres- 
Tumus), 

- die Leitplanung für den Erhalt der Qualität der stehenden Binnengewässer (10 
Jahres-Turnus), 

- die umfassende Planung für das Abfallwesen (10 Jahres-Tumus), 

- die langfristige umfassende Planung für die Entwicklung der Umwelttechnolo- 
gie (10 Jahres-Turnus), 

- die mittelfristige Leitplanung für den Schutz der natürlichen Umwelt (5 Jahres- 
Turnus), 

- die Planung zur Verhinderung der Kontamination des Ozeans (5 Jahres- 
Tumus), 

- die Leitplanung für das Recycling von Ressourcen (5 Jahres-Turnus). 

Beispiele für nicht rechtsverbindliche Umweltplanungen auf gesamtstaatlicher 
Ebene sind unter anderem die langfristige umfassende Planung für die Luftrein- 
haltung und die umfassende Planung für die Wasserwirtschaft. Daneben finden 
sich weitere freiwillige Planungen, wie der umfassende Plan für die Entwicklung 
der Umweltinformatisierung, die umfassende Planung für Umwelterziehung und 
öffentliche Information sowie der umfassende Plan für das Management von 
Chemikalien usw. 



4 Das Umweltweißbuch ist im Buchhandel preiswert verfügbar. Zusätzlich besteht die Mög- 
lichkeit, Kopien auf CD- Rom oder Diskette zu erhalten. 

5 Gesetz über die Kostentragung zur Verbesserung der Umwelt vom 31. 12. 1991, Gesetz Nr. 
4493, zuletzt geändert am 13. 12. 1997, Gesetz Nr. 5454. 




Strategische Planung für eine nachhaltige Entwicklung in der Republik Korea 



73 



Planung ist in Korea ein bewährtes und von allen Beteiligten akzeptiertes ad- 
ministratives Instrument. Die Planung hat in der Republik Korea einen größeren 
Stellenwert als beispielsweise in Deutschland. In letzter Zeit enthalten alle lang- 
und mittelfristigen Pläne Aussagen im Sinne des Ziels einer dauerhaften umwelt- 
gerechten Entwicklung. 

4.2 Der langfristige umfassende Plan für den Schutz der Umwelt - 
Umweltleitplanung 

Der erste langfristige umfassende Umweltleitplan wurde noch auf Initiative der 
Regierung aufgestellt. Der zweite langfristige Umweltleitplan (1996-2005) - 
bezeichnet auch als „Environment Vision 21“ - hat nunmehr das Grundgesetz für 
die Umweltpolitik zur Basis. Die Integration der Leitvorstellungen der Agenda 21 
ist eines seiner hervorstechenden Kennzeichen (Ministerium für Umwelt der Re- 
publik Korea 1996). 

Der langfristige Umweltleitplan geht von folgenden Eckdaten und Annahmen 
aus: die Bevölkerung wird bis zum Jahre 2005 nach derzeitiger Prognose um 
jährlich durchschnittlich 0,7 % zunehmen. Die Wirtschaft wird um jährlich 6-7 % 
wachsen. Das Industriewachstum wird mit weiteren Strukturveränderungen ein- 
hergehen. Dabei wird eine weitere Diversifikation der industriellen Entwicklung 
eintreten. Auch die Verstädterung wird zunehmen, verbunden mit einer weiteren 
Bevölkerungsverdichtung in den Ballungszentren und einer Steigerung des Ener- 
gieverbrauchs. Die Umweltbelastung wird entsprechend zunehmen. Infolge der 
Dezentralisierung und der Einführung der kommunalen Selbstverwaltung wird die 
regionale Wirtschaftsentwicklung und Nachfrage zunehmen. Dadurch wird auch 
in den bisher unbelasteten ländlichen Gebieten die Umweltbelastung steigen. 
Auch die weitere ökonomische Entwicklung der Region wird zu steigenden Um- 
weltbelastungen führen, abgesehen davon ist auch eine weitere Zunahme der 
Umweltbelastungen infolge der grenzüberschreitenden Immissionen, insbesondere 
aus China, zu verzeichnen. 

Nach der rapiden Industrialisierung und dem Anwachsen der Wirtschaft in der 
Nordost-Asien-Region einschließlich der Volksrepublik China besteht ein erhöh- 
tes Interesse am Umweltschutz in der Korea umgebenden Region, vor allem we- 
gen der Zunahme des sauren Regens und der Verschmutzung des Gelben Meeres. 
Deswegen werden internationale Verhandlungen und wechselseitige Umwelt- 
schutzkooperationen zwischen den Staaten der Region immer dringender erfor- 
derlich. Durch die Intensivierung der Umweltpolitik wird die Umwelttechnolo- 
gieentwicklung, die Höhe der Umweltinvestitionen, die Verbesserung der Pro- 
duktivität, die Entwicklung neuer Industrien und die Entwicklung neuer Märkte 
beschleunigt. 

Leitziel der Umweltpolitik ist der , Aufbau eines vorbildlichen Umweltstaates“ , 
dem es darum geht, die globale Umwelt und die Umwelt des eigenen Landes auf 
Dauer zu erhalten und damit die Grundlage eines menschenwürdigen Lebens zu 
schaffen, das im Einklang mit der Natur steht und das Land den nachfolgenden 
Generationen in einem intakten Zustand überläßt. Der Umweltleitplan nennt als 
grundlegende langfristige Ziele: 
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1 . die Erreichung einer menschenwürdigen Lebensqualität, 

2. die Erhaltung und Wiederherstellung der natürlichen Ökosysteme und 

3. den Schutz der globalen Umwelt (Ministerium für Umwelt der Republik Korea 
1996b: 12f.). 

Ausgangspunkt sind die folgenden Grundsätze (Ministerium für Umwelt der Re- 
publik Korea 1996b: 13 f.): 

- Vorsorgeprinzip, 

- Prinzip der Harmonisierung und Versöhnung von Umwelt und Wirtschaft, 

- Prinzip des Verursacher-Gewinner-Ausgleichs, 

- Verstärkung ökonomischer Anreize und 

- Prinzipien der Zugänglichkeit von Informationen und der Partizipation der 
Bevölkerung. 

In dem Plan sind nicht nur Zieldifferenzierung und Strategiefestsetzung, sondern 
auch die oben erwähnten rechtlichen Vorgaben (§ 13 GUP) enthalten, wie die 
Analyse der Rahmenbedingungen, Prognosen bezüglich Art und Umfang der 
künftigen Umweltbelastungen, gestufte Maßnahmen zur Zielerreichung sowie ein 
Zeitplan, Berechnung der Kosten, die für die Durchführung der Maßnahmen er- 
forderlich sind und die Darlegung ihrer Finanzierung. 

Die Ziele des langfristigen Umweltleitplans reichen bis ins 21. Jahrhundert, das 
Maßnahmenspektrum bis zum Jahre 2005. Sie sind teils als Umweltqualitätsziele, 
teils als konkrete, quantifizierte Handlungsziele formuliert. So soll etwa der Anteil 
der Flußstrecken mit der Güteklasse I oder II von 1994 bis 2005 von 30 auf 95 
Prozent und der Anteil der behandelten Abwässer von 42 auf 80 Prozent erhöht 
werden. Der Abfall pro Einwohner soll um ein Drittel abnehmen und die Natur- 
schutzfläche auf 5000 km 2 erhöht werden. Die Schwelfeldioxidimmissionen der 
größeren Städte sollen sich - nach einer dramatischen Reduzierung - bis 2005 
noch einmal auf nur noch 0,008 ppm verringern. 

4.3 Der mittelfristige Plan zur Verbesserung der Umwelt 
4.3. 1 Einleitung 

Ein weiterer medienübergreifender Umweltplan ist der bereits erwähnte mittelfri- 
stige umfassende Plan zur Verbesserung der Umwelt, der der konkreten Umset- 
zung des langfristigen Planes dient. Der Staat ist nach § 2 Abs. 1 Gesetz über die 
Kostenaufbringung zur Verbesserung der Umwelt (KostUG) verpflichtet, einen 
solchen Plan aufzustellen. Auch die Selbstverwaltungskörperschaften haben nach 
dem Gesetz Planungen für Maßnahmen der Umweltverbesserung in ihren jeweili- 
gen Gebieten aufzustellen und durchzuführen. 

§ 1 KostUG benennt als Ziele des Gesetzes eine dauerhafte Entwicklung und 
die Entwicklung einer lebenswerten Umwelt. Hierfür sollen Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Umwelt umfassend und systematisch durchgeführt und die investi- 
ven Mittel rational eingesetzt werden. 
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Durch § 5 Abs. 1 KostUG wird festgelegt, daß der Umweltminister alle fünf 
Jahre einen derartigen Plan aufzustellen hat. Gemäß § 5 Abs. 3 KostUG haben zu 
diesem Zweck die Leiter der zuständigen zentralen Ressorts, die Gouverneure und 
die Oberbürgermeister der Metropolen einen Entwurf für ihren Zuständigkeitsbe- 
reich aufzustellen und diesen dem Umweltminister vorzulegen. Danach hat gemäß 
§ 5 Abs. 4 KostUG der Umweltminister die Entwürfe zusammenzustellen, abzu- 
gleichen, den Gesamtplan der Umweltministerkonferenz zur Beratung vorzulegen 
und danach den Plan festzusetzen. 

Auf dieser rechtlichen Grundlage wurde in Korea im Jahre 1997 bereits der 
zweite mittelfristige umfassende Plan zur Verbesserung der Umwelt (1997-2001) 
aufgestellt (Ministerium für Umwelt der Republik Korea 1997a). In diesem wird 
der erste mittelfristige Plan (1992-1996), der im Jahre 1991 aufgestellt wurde 
(Ministerium für Umwelt der Republik Korea 1991) evaluiert. Auf dieser Basis 
wurde zugleich der langfristige Umweltleitplan konkretisiert. 

4.3.2 Ziele und Charakteristiken des zweiten mittelfristigen Plans 
zur Verbesserung der Umwelt (1997-2001) 

Oberstes Ziel des zweiten mittelfristigen Umweltplans ist die „Errichtung eines 
grünen Staates“. Dafür werden wie im langfristigen Umweltleitplan drei 
Hauptziele festgelegt: 

1 . Erhöhung der Lebensqualität durch Sicherung des Umweltgrundrechts, 

2. Erhaltung und Wiederherstellung der natürlichen Ökosysteme, 

3. Verstärkung der Rolle des globalen Umweltschutzes. 

In dem Plan werden 11 Bereiche einer Verbesserung der Umwelt aufgeführt, die 
jeweiligen mittelfristigen Oberziele und ihre Durchführungsmaßnahmen darge- 
stellt und je nach Maßnahme die detaillierten Unterziele und operativen Maßnah- 
men formuliert. Die 11 Bereiche und Oberziele sind: 

1. Verbesserung der Grundlagen des Umweltmanagement: Stärkung der Grundla- 
gen für die Prävention der Umweltbelastung; Erhöhung der Umweltschutzka- 
pazität von Regierung und Selbstverwaltungsorganen, 

2. Verstärkung der Umwelterziehung: Förderung des Umweltbewußtseins; Förde- 
rung der privaten Umweltorganisationen und ihrer Rechtsposition, 

3. Schutz der natürlichen Umwelt: Systematische und umfassende Erhaltung der 
natürlichen Ökosysteme; Schaffung der Grundlagen für eine umweltgerechte 
Nutzung der Natur und der Ökosysteme, 

4. Luftreinhaltung: Sicherung einer guten Luftqualität; Schaffung smogfreier 
Städte, 

5. Erhaltung der Wasserqualität: Sicherstellung von sauberem Wasser durch Ver- 
besserung der Wasserqualität, 

6. Trinkwassermanagement: Ausreichende Versorgung mit gutem Wasser, 

7. Abfallmanagement: Aufbau der sozio-ökonomischen Grundlagen einer Kreis- 
laufwirtschaft, 

8. Management von Chemikalien: Nutzungsreduzierung und Sicherheitsmanage- 
ment schädlicher chemischer Stoffe, 
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9. Bodenschutz: Gesundes und sicheres Management des Bodens, 

10. Verstärkung des globalen Umweltschutzes und internationale Kooperation: 
Lösung der globalen Umweltprobleme; Aufbau einer Umweltgemeinschaft auf 
der koreanischen Halbinsel (Nord- und Südkorea), 

11. Schutz der Meeresumwelt. 

Tab. 1: Ausgewählte Ziele des zweiten mittelfristigen koreanischen Umweltplans 




1995 


2001 


Verbesserung der Luftqualität 






- S0 2 (ppm, Stadt Seoul) 


0,013 (1996) 


0,010 


- Kfz- Emissionen 


2,05 Mio t (1996) 


0,97 Mio t 


- Feinstaubemissionen Kfz 


84,100 Mio t (1996) 


11,400 Mio t 


Verbesserung der Wasserqualität 






- Zielerreichung der Qualitätsstandards 


13,8 % 


70% 


von Flüssen 






- Versorgungsrate Kanalisation 


43,3 % 


65 % 


T rinkwassermanagement 






- Versorgung mit Leitungswasser 


83 % 


90% 


- Anzahl der Parameter der Trinkwas- 






serqualität 


45 


85 


Management von Siedlungsabfallen 






- Recycling 


23,7 % 


35 % 


- Verbrennung 


4,0% 


20% 


- Trockenlagerung 


72,3 % 


45 % 


- Sanitäre Trockenlagerung 


65,7 % 


100% 


Management gewerblicher Abfälle 






- Recycling 


61,2 % 


68 % 


- Verbrennung 


6,3 % 


12% 


- Trockenlagerung 


32,5 % 


20% 



Quelle: Ministerium für Umwelt der Republik Korea 1997a 
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4.3.3 Wesentliche Inhalte des mittelfristigen umfassenden Plans zur 
Verbesserung der Umwelt 

Im Folgenden soll ein Überblick über die inhaltliche Systematik des Mittelfrist- 
Plans (1997-2001) gegeben werden. Wie die Abbildung 1 zeigt, sieht der Plan 
Maßnahme- und Investitionsprojekte vor. Bei den Maßnahmeprojekten ist zu 
unterscheiden zwischen Regelungen und Systemen für das Umweltmanagement, 
Umweltstandardsetzungen und Ansätzen zur Einwirkung auf das Umweltbewußt- 
sein. Bei den Investitionsprojekten ist zu unterscheiden zwischen öffentlichen und 
privaten Projekten. Dabei unterteilen sich die öffentlichen Projekte in zentrale und 
lokale Projekte. Bei den privaten Projekten wird unterschieden zwischen den von 
der Regierung finanzierten Maßnahmen und von privaten Vereinen und Unter- 
nehmen geförderten Maßnahmen. 

Der zweite mittelfristige Plan enthält 131 Vorhaben, und zwar 94 politische 
Einzelmaßnahmen und 37 Investitionsprojekte. Sie sind in Tabelle 2 dargestellt. 

Hinsichtlich der notwendigen Investitionsmittel ergibt sich, daß für den ge- 
samten Planungszeitraum (1997-2001) allein für Anlagen des Umweltschutzes ca. 
65,2 Milliarden DM (Preisbasis 1996) veranschlagt werden. Insgesamt verteilen 
sich die veranschlagten Mittel wie folgt: Für den Bereich der Grundlagen des 
Umweltmanagement 1,03 %; für den Schutz der natürlichen Umwelt 0,32 %; für 
die Luftreinhaltung 31,29 %; für den Gewässerschutz 40,78 %; für das Trinkwas- 
sermanagement 10,33 %; für das Abfallmanagement 15,19 %; für den Boden- 
schutz 0,34 % und für den Schutz der Meeresumwelt 0,72 %. 

Davon bringt die Zentralregierung ca. 34,5 % auf, die Kommunen 34,5 % und 
der private Sektor 31 %. Die Investitionen für die Bereiche des Trinkwassermana- 
gement und des Abfallmanagement sowie für den Bodenschutz und den Schutz 
der Meeresumwelt erfolgen durch die öffentliche Hand. Bei Investitionsprojekten 
im Bereich der Grundlagen des Umweltmanagement beträgt der öffentliche Anteil 
70,5 %; beim Bereich natürliche Umwelt macht er 96,1 % aus, für den Gewässer- 
schutz 97,8 %. Dagegen liegt der öffentliche Anteil bei der Luftreinhaltung nur 
bei 7,8 %. 

Für die Durchführung der geplanten Projekte sind 10 Ressorts zuständig, und 
zwar das Ministerium des Innern (einschließlich Provinzen und Metropolen), das 
Ministerium für Handel und Industrie, das Ministerium für Bau und Verkehr, das 
Ministerium für Agrar- und Forstwesen, das Ministerium für Ozean- und Fische- 
reiwesen, das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft, das Ministerium für Wis- 
senschaft und Technologie, das Ministerium für Wohlfahrt, das Ministerium für 
Erziehung und das Außenministerium. Bei der Planerstellung werden die Projekte, 
der Investitionsumfang und sonstige Einzelheiten mit den Ressorts und der Kom- 
mission für Maßnahmen des Umweltschutzes abgestimmt. 

Für die Durchführung der Einzelvorhaben werden das federführende Ressort 
und die beteiligten Ressorts explizit festgelegt. Abschließend wird der Plan durch 
die Ministerkonferenz für den Umweltschutz beraten und festgelegt. 
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Abb.l: Inhalte des mittelfristigen umfassenden Plans zur Verbesserung der Umwelt 




Quelle: Ministerium für Umwelt der Republik Korea, 1997a: 4 
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Tab. 2: Vorhaben des zweiten mittelfristigen Umweltplans (1997-2001) 




Bereich 


Vorhaben 


Maßnahmen 


Investitionen 


Stärkung der Grundla- 
gen des Umweltmana- 
gement 


17 


16 Projekte, z. B. die Stärkung 
der Umweltverwaltung, Erhö- 
hung der Investitionsmittel 


1 Projekt zur Ent- 
wicklung von Um- 
welttechnologie 


Verstärkung der Um- 
welterziehung 


5 


5 Projekte, z. B. die Entwick- 
lung von Umwelterziehungs- 
projekten 




Schutz der natürlichen 
Umwelt 


14 


11 Projekte, z. B. die zweite 
Untersuchung über den Zu- 
stand der natürlichen Umwelt 
im gesamten Staatsgebiet 


3 Projekte, z. B. die 
Wiederherstellung der 
Lebensräume wild 
lebender Tiere und 
Pflanzen 


Luftreinhaltung 


19 


14 Projekte, z. B. die Erweite- 
rung des 

Ozonalarmsystems 


5 Projekte, z. B. die 
Erhöhung der Zahl 
von Rauchgasent- 
schwefelungsanlagen 


Erhaltung der Wasser- 
qualität 


22 


15 Projekte, z. B. die Durch- 
führung von Sondermaßnah- 
men zur Wasserqualität in 4 
großen Flüssen 


7 Projekte, z. B. die 
Schaffung zusätzli- 
cher Kläranlagen und 
die Einrichtung von 
Fäkalienbehandlungs- 
anlagen 


Trinkwassermanage- 

ment 


14 


5 Projekte, z. B. die Erhöhung 
der Zahl der Trinkwasser- 
quellen 


9 Projekte, z. B. die 
Entwicklung von 
Mehrzweck- 
staudämmen 


Abfallmanagement 


15 


10 Projekte, z.B. zur Reduzie- 
rung industrieller und ge- 
werblicher Abfälle 


5 Projekte, z. B. der 
Ausbau des Manage- 
ment von Lebensmit- 
telabfällen 


Management von 
Chemikalien und 
Bodenschutz 


14 


12 Projekte, z. B. die Untersu- 
chung der Situation der in 
Umlauf befindlichen 
Chemikalien 


2 Projekte, z.B. der 
Ausbau der Boden- 
meßnetze 


Globaler Umwelt- 
schutz und internatio- 
nale Kooperation 


3 


3 Projekte, z.B. Beitritt zu 
internationalen Abkommen 
und Verbesserung der 
Umsetzung 




Schutz der 
Meeresumwelt 


8 


3 Projekte, z.B. die Auswahl 
von Indikatoren der Meeres- 
verschmutzung 


5 Projekte, z.B. die 
Untersuchung der 
Meeresumwelt 


Summe 


131 


94 


37 



Quelle: Ministerium für Umwelt der Republik Korea: 1998b; Ministerium für Umwelt der 
Republik Korea 1997a 
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4.3.4 Vollzugsgrundlagen des mittelfristigen umfassenden 
Umweltplans 

Der mittelfristige Plan dient der Gewährleistung der Effektivität des langfristigen 
Umweltplans. Der Umweltminister hat, um Anpassungen an die sich ändernden 
sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen zu ermöglichen, jährlich einen Abän- 
derungsplan aufzustellen. Bei diesem sind die jährlichen Investitionsergebnisse 
und die Vollzugssituation des mittelfristigen Plans zu berücksichtigen (§ 6 Abs. 1 
KostUG). Die Leiter der zuständigen Ressorts haben die für den Abänderungsplan 
notwendigen Materialien und die jährlichen Investitionsergebnisse nach der mit- 
telfristigen Planung dem Umweltminister vorzulegen (§ 8 Abs. 1 KostUG). Da- 
nach hat der Umweltminister die jährlichen Durchführungsergebnisse zusammen- 
zustellen, sie zu analysieren, zu evaluieren und zu integrieren. Diese Ergebnisse 
werden dann wiederum beim Durchführungsplan für das nächste Jahr berücksich- 
tigt. Auch hat der Umweltminister die sich dabei herausstellenden Probleme den 
Leitern der zuständigen Institutionen mitzuteilen. Die Leiter der zuständigen In- 
stitutionen haben die für eine effektive Durchführung notwendigen Maßnahmen 
zu ergreifen (§ 8 Abs. 2 KostUG). Der Umweltminister kann die Leiter der zu- 
ständigen zentralen Verwaltungen zur Vorlage der Materialien, die zur Erstellung 
des Berichts erforderlich sind, auffordern. Diese haben dem Folge zu leisten, 
soweit keine wichtigen Hinderungsgründe vorliegen (§ 8 Abs. 3 GUP). 

Auf diese Weise ergibt sich eine wechselseitige Kooperation, Integration, Ver- 
teilung der Verantwortlichkeiten und eine verbesserte Vollzugskontrolle. 

Für die Aufbringung der erforderlichen Investitionsmittel gilt folgendes: 

1 . Nach § 9 des Gesetzes über die Kostenaufbringung zur Verbesserung der Um- 
welt muß der Umweltminister im Falle der Feststellung von Umweltbelastun- 
gen durch Besitzer oder Eigentümer von Gebäuden oder Anlagen, welche 
Umweltbelastungen durch erhebliche Emissionen verursachen, darunter auch 
Besitzer von Kraftfahrzeugen, diesen die Kosten zur Verbesserung der Umwelt 
auferlegen. Die dadurch eingenommenen Mittel sind zur Durchführung des 
mittelfristigen Plans zweckgebunden. 

2. Im Jahre 1994 wurde das Sonderfinanzgesetz zur Verbesserung des Umwelt- 
schutzes 6 erlassen. Zu seiner Begründung wurde erklärt, es sei Zweck des Ge- 
setzes, die Investitionsmittel für Maßnahmen des Umweltschutzes zu erhöhen 
und weitere Mittel für den Umweltschutz durch eine Verschärfung des Verur- 
sacherprinzips zu beschaffen. Erforderlich hierfür sei die Übernahme von Ko- 
sten für Maßnahmen zur Verbesserung der Umweltsituation durch die Wirt- 
schaft. Die so aufgebrachten Mittel sollen in einen Umweltschutzfond fließen. 
Nach § 2 des Sonderfinanzgesetzes werden die Finanzmittel durch den Um- 
weltminister verwaltet. § 3 regelt die Aufbringung der Mittel. Es handelt sich 
um die nach dem Kostenaufbringungsgesetz erhobenen Mittel, Emissionsabga- 
ben, Abfallgebühren, Gewässemutzungsabgaben usw. 



6 Sonderfinanzgesetz zur Verbesserung des Umweltschutzes vom 5. 1. 1994, Gesetz Nr. 4714, 
zuletzt geändert am 16. 9. 1998, Gesetz Nr. 5551. 
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4.3.5 Ergebnisse der Durchführung des ersten mittelfristigen 
Umweltplans (1992-1996) 

Nach den Ergebnissen der Evaluation wurde der erste mittelfristige Umweltplan 
sowohl bezüglich der Maßnahmen der öffentlichen Hand, als auch der Privaten 
zumindest bei den Investitionen übererfüllt. Bei den Investitionen wurden im 
öffentlichen Sektor 123 % und im privaten Sektor 120 % der geplanten Ausgaben 
erreicht (vgl.: Ministerium für Umwelt der Republik Korea 1998a: 75 ff.; Ministe- 
rium für Umwelt der Republik Korea 1997a). 

Die Durchführung des zweiten mittelfristigen Umweltplans ist noch im Gange. 
Wie oben erwähnt werden die Durchführungsergebnisse durch den Umweltmini- 
ster bzw. durch die Leiter der zuständigen Ressorts jährlich evaluiert. Nach den 
bisher evaluierten Ergebnissen des zweiten mittelfristigen Plans wurden bis jetzt 
von 131 geplanten Projekten in den 11 Bereichen 130 planmäßig durchgeführt. 
Die Ergebnisse des Jahres 1997 stellen sich folgendermaßen dar: 

1. Von 94 geplanten Maßnahmeprojekten wurden 93 Projekte im großen und 
ganzen durchgeführt. 

2. Von den 37 Investitionsprojekten wurden insgesamt ca. 86 % durchgeführt und 
dabei zum Teil die Planziele übererfüllt. Dies gilt insbesondere für den Natur- 
schutzbereich mit 180 %, den Bereich des Meeresschutzes mit 134,5 %, den 
Bereich des Trinkwassermanagement mit 119,4 % und den Bereich der Erhal- 
tung der Wasserqualität mit 100,7 %. Im Umweltmanagement und -erzie- 
hungsbereich wurden 77,3 %, beim Abfallmanagement 98,4 %, im Bereich der 
Chemikalienkontrolle und Bodenschutz 88,5 % der geplanten Aufgaben erfüllt. 
Allerdings wurde im Bereich der Luftreinhaltung lediglich 40 % der geplanten 
investiven Ergebnisse erreicht. Der Grund dafür liegt darin, daß, wie oben er- 
wähnt, bei den Luftreinhaltungs-Projekten der Investitionsanteil des privaten 
Sektors ca. 92,2 % beträgt und infolge der Verschlechterung der ökonomischen 
Rahmenbedingungen die privaten Investitionen nicht in dem geplanten Umfang 
durchgeführt werden konnten. Dennoch kann hinsichtlich der Luftqualität ins- 
gesamt infolge der bisherigen Maßnahmen und Investitionen im privaten Sek- 
tor eine tendenzielle Verbesserung festgestellt werden (vgl.: Ministerium für 
Umwelt der Republik Korea 1998b). 

5 Langfristplanung für die Landesentwicklung 

Die Einbindung ökologischer Belange in die bestehende Planung, insbesondere in 
die räumliche Gesamtplanung, in die Gesamtplanung für die Landesentwicklung 
und in die Fachplanung, hat durch die Empfehlungen der Agenda 21 Auftrieb 
bekommen. 

Das dominante Planungs-System in der Republik Korea ist die seit Jahrzehnten 
etablierte Gesamtplanung für die Landesentwicklung. In Korea wurde seit den 
70er Jahren regelmäßig im 10-jährigen Turnus ein umfassender Gesamtlandes- 
entwicklungsplan aufgestellt und durchgeführt: Der Erste Gesamtplan für die 
Landesentwicklung galt für 1972-1981, der Zweite für 1982-1991 und der Dritte 





82 



Yeong Heui Lee 



für 1992-2001. Die Gesamtplanung für die Landesentwicklung ist, wie eingangs 
erwähnt, in der Verfassung ausdrücklich verankert. Sie richtet sich nach dem 
Gesetz über die Gesamtplanung für die Landesentwicklung (GLEG) 7 . 

Nach § 1 GLEG ist es das Ziel des Gesetzes, das Gemeinwohl durch die wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung des Landes zu fördern. Dies soll 
auf der Basis gründlicher Situationsanalysen erfolgen. Dabei sollen grundlegende 
Untersuchungen die Voraussetzungen dafür schaffen, die natürlichen Gegeben- 
heiten des Landes umfassend zu nutzen, zu entwickeln und zu bewahren und 
einen ausgewogenen Ausgleich zwischen der industriellen Entwicklung und der 
Entwicklung der sozialen Umwelt zu erreichen. 

Die Gesamtplanung für die Landesentwicklung wird ebenenspezifisch (Ge- 
samtstaat, Sonderregionen, Provinzen, Kreise) unterschieden. Der landesweite 
Gesamtlandesentwicklungsplan ist den Entwicklungsplänen für die Sonderregio- 
nen und für die Provinzen zugrundezulegen. Sie wird durch folgende Merkmale 
charakterisiert: 

- umfassende staatliche Planung, mit der eine ausgeglichene Entwicklung des 
Landes angestrebt wird, 

- umfassende politische Richtlinie für die Nutzung, Erhaltung und Entwicklung 
des Landes, 

- verbindlicher Rahmen für alle sektoralen Planungen auf der Ebene des Staates 
und der Selbstverwaltung, 

- Grundlage der Investitionsplanung aller staatlichen Infrastruktur- und Basisein- 
richtungen (Regierung der Republik Korea 1992: 19). 

Jedes Ressort hat dem federführenden Bau- und Verkehrsminister einen Pla- 
nungsvorschlag aus seinem Geschäftsbereich für den übergreifenden Gesamtlan- 
desentwicklungsplan vorzulegen (§ 15 GLEG). Der Bau- und Verkehrsminister 
hat die Planungsvorschläge zusammenzufassen, zu koordinieren und danach im 
Ausschuß für die Gesamtplanung der Landesentwicklung zur Beratung zu brin- 
gen. Der Entwurf des Gesamtlandesentwicklungsplans muß nach Beratung im 
Kabinett vom Staatspräsidenten öffentlich bekanntgemacht werden. 

Bei dem Planungsprozeß sind die räumlichen Planungen aller Gebietskörper- 
schaften und die Fachplanungen der Ressorts untereinander abgestimmt und ge- 
genseitig verzahnt. Bei den Planungen gilt sowohl das Hierarchieprinzip als auch 
das Gegenstromprinzip mit Bürgerbeteiligung, vor allem bei der regionalen und 
kommunalen Planung. Wechselbeziehungen bestehen nicht nur zwischen den 
verschiedenen Planungsebenen, sondern auch zwischen den durch unterschiedli- 
che Integrationsverfahren verknüpften Fachplanungstypen. 

Seit den 80er Jahren hat eine stärkere Integration des Umweltschutzes in die 
räumlichen Planung stattgefunden. Die Verknüpfung von räumlicher Planung und 
Umweltschutz, die Umsetzung des Umweltschutzes durch die Raumplanung, 
verstärkte sich zunehmend. Seit den 90er Jahren zielt die räumliche Planung vor- 
rangig auf die nachhaltige Entwicklung ab. 



7 Gesetz über die Gesamtplanung für die Landesentwicklung vom 14. 10. 1963, Gesetz Nr. 
1415, zuletzt geändert am 22. 12. 1994, Gesetz Nr. 4796. 
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Zwar kann die verstärkte Integration des Umweltschutzes in die räumliche Pla- 
nung die spezifischen örtlichen Gegebenheiten nicht wesentlich ändern und Re- 
striktionen etwa bei den verfügbaren Flächen und dem zum Teil nicht beseitigten 
Infrastrukturmangel nicht aufheben. Immerhin wird dieses Managementsystem 
des Landes aber im Sinne einer Effektivierung der Steuerungsfähigkeit laufend 
verbessert. Demzufolge dürfte sich das Gewicht der Raumplanung für eine vor- 
sorgende und nachhaltige Entwicklung in den Städten und Regionen und im Ge- 
samtland zukünftig noch weiter erhöhen. 

6 Umweltfachplanung - das Beispiel des Leitplanes für 
den Schutz der natürlichen Umwelt 

Wie erwähnt, finden sich in Korea außer den oben behandelten übergreifenden 
Planungen eine Reihe von Umweltplanungen, die gleichfalls für die nachhaltige 
Entwicklung bedeutsam sind. Ein gutes Beispiel ist die langfristige Forstentwick- 
lungsplanung, die seit Anfang der 70er Jahre aufgestellt und durchgeführt wird 
und die seit den 80er Jahren verstärkt eine nachhaltige Produktion (sustainable 
yield) anstrebt. Sie ist nach einem Bericht der OECD (1997) eine bemerkenswert 
erfolgreiche Planung. Ein anderes Beispiel ist die „Leitplanung für den Schutz der 
natürlichen Umwelt“ . 

Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung findet sich in seiner naturschutz- 
rechtlichen Ausprägung im novellierten koreanischen Naturschutzgesetz, dem 
Gesetz zum Schutz der natürlichen Umwelt (NatSchG) 8 . Dem Naturschutzgesetz 
von 1997 liegt die Agenda 21 zugrunde. 

Gemäß § 6 Abs. 1 NatSchG bat der Umweltminister nach Erörterung mit den 
Leitern der zuständigen zentralen Verwaltungen, den Gouverneuren und den 
Oberbürgermeistern der Metropolen und nach Beratung mit der Kommission für 
den Umweltschutz, die dem Ministerpräsident untersteht, eine „Leitlinie für den 
Schutz der natürlichen Umwelt“ aufzustellen, in der Maßnahmen für den Öko- 
systemschutz, den Schutz der Tier- und Pflanzenwelt und andere Angelegenheiten 
des Naturschutzes enthalten sind. 

Ferner hat der Umweltminister gemäß § 7 Abs. 1 NatSchG alle 5 Jahre eine 
„Leitplanung für den Schutz der natürlichen Umwelt für das gesamte Landesge- 
biet“ nach Abstimmung mit den Leitern der zuständigen zentralen Verwaltungen, 
den Gouverneuren und den Oberbürgermeistern der Metropolen und nach Bera- 
tung mit der Kommission für den Umweltschutz gemäß § 36 GUP aufzustellen. 

Bereits im Jahre 1994 wurde ein Leitplan für den Schutz der natürlichen Um- 
welt (1994-2003) aufgestellt. Jedoch basiert der Plan auf dem früheren Natur- 
schutzgesetz, das im Jahre 1997 novelliert wurde. Nach dem novellierten Gesetz 
wird vom Umweltminister eine 2-stufige Planung, eine lang- und mittelfristige 
Planung aufgestellt. 



8 Gesetz zum Schutz der natürlichen Umwelt vom 31. 12. 1991 (NatSchG), Gesetz Nr. 4492, 
zuletzt geändert (Gesamtnovellierung) am 28. 8. 1997, Gesetz Nr. 5392 (Inkraftgetreten am 1. 
1. 1998). 





84 



Yeong Heui Lee 



7 Aktionspläne für die Agenda 21 in der Republik Korea 

Zur Umsetzung der Agenda 21 wurde in Korea die Nationale Agenda 21 erarbei- 
tet. Sie besteht aus 40 Kapiteln einschließlich einer Präambel, die spiegelbildlich 
den Kapiteln der Agenda 21 von Rio entsprechen. In jedem Kapitel sind bereichs- 
spezifisch entsprechende konkrete Ziele klar und systematisch aufgeführt, ebenso 
die jeweiligen Aktionsziele, die politischen Instrumente, die Reichweite, die 
Handlungsmängel und die Umsetzungsmodalitäten usw. Dieser entwicklungspoli- 
tische Aktionsplan der Republik wurde im Jahre 1996 festgelegt (Regierung der 
Republik Korea 1996). 

In der letzten Zeit ist in Korea die Dezentralisierung ein wichtiges Thema. Frü- 
her wurde die Aufstellung staatlicher Pläne und politischer Entscheidungsprozesse 
hauptsächlich durch die Zentralregierung von oben nach unten durchgeführt. 
Nach der Dezentralisierung hat sich das Entscheidungsverhalten bei Plänen und 
Politiken in manchen Bereichen umgekehrt. 

Wichtig sind die kommunalen Hauptsatzungen für den Umweltschutz. Ihr Wert 
liegt darin, daß entsprechend dem Prinzip 22 der Rio Umweltdeklaration und 
Kapitel 28 der Agenda 21 die Teilnahme und die Kooperation der auf eigenstän- 
digen Ideen basierenden Lokalverwaltungen entscheidende Bedeutung haben. Die 
Hauptsatzungen für den Umweltschutz auf der lokalen Ebene bilden Leitlinien für 
die umweltpolitische Rolle und die Pflichten der örtlichen Verwaltung und bilden 
die Ausgangsbasis einer autonomen Umweltpolitik. Durch die Hauptsatzungen für 
den Umweltschutz werden für alle Selbstverwaltungskörperschaften eigene Um- 
weltpolitiken zum Programm erhoben und ihre Dauerhaftigkeit und Objektivität 
unterstützt. Ferner werden die regionalen Bedingungen und die Meinungen der 
Einwohner in der Umweltpolitik stärker berücksichtigt. 

Zur Umsetzung des Entwicklungsleitbilds der nachhaltigen Entwicklung wur- 
den in Korea zahlreiche kommunale Agenden aufgestellt. Bis zum Jahre 1998 
wurden von den 16 Provinzialverwaltungen in 12 Fällen provinzielle Agenden 
aufgestellt, 4 sind in Arbeit. Auf der Ebene der Städte und Kreise wurden bisher 
in ca. 35 % aller Fälle kommunale Agenden aufgestellt. Weitere sind in Arbeit 
(Ministerium für Umwelt der Republik Korea 1997b: 17ff.; Ministerium für Um- 
welt der Republik Korea 1998a: 86ff.). 

Ein besonders hervorstechendes Beispiel bildet die Stadt Seoul. Die am 7. Juni 
1997 anläßlich des Weltumwelttages bekanntgemachte „Seoul Agenda 21“ zur 
Verwirklichung einer nachhaltigen Entwicklung zeichnet sich durch einen hohen 
Operationalisierungsgrad aus. Sie besteht aus 8 Sektoren, die Luft, Wasser, Ab- 
fälle, Ökosystem, Wohlfahrt, Kultur, Stadtplanung und Verkehr umfassen (Regie- 
rung der Metropole Seoul und Durchführungskommission der Seoul Agenda 21 
1997a). In ihr werden die Prozesse des Agendasettings dargestellt, ferner werden 
die Einzelziele und ein Sustainability-Index für alle Einzelziele und Aktionspläne 
zur Zielerreichung, die von Bürgern, Unternehmen und Stadtverwaltung umge- 
setzt werden müssen, formuliert und schließlich die Umsetzungsstrategien darge- 
legt. Die Zielhorizonte sind aufgegliedert in kurzfristige, mittelfristige (bis 2002) 
und langfristige (bis 2007) Ziele. Typisch für die Seoul Agenda ist ihre detaillierte 
Ausdifferenzierung und Konkretisierung. 
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Alle Ziele machen deutlich, daß das Oberziel einer nachhaltigen Entwicklung 
der Stadt gleichzeitig das Oberziel der Stadtentwicklung, das Ziel der Wirtschafts- 
entwicklung und der Umweltpolitik ist und daß dies der Erreichung eines einheit- 
lichen Zieldreiecks dient (Regierung der Metropole Seoul 1997a). Für eingehen- 
dere Erörterungen der Realisierung der nachhaltige Entwicklung sei auf weitere 
Veröffentlichen verwiesen (Lee 1999; Lee 1998). 

8 Fazit 

Thema des Beitrags war die Strategie der Nachhaltigkeit in der Republik Korea. 
Hierzu wurde ein komplexes Planungssystem eines demokratischen Staates darge- 
stellt, bei dem die übergreifende lang- und mittelfristige Umweltplanung im Mit- 
telpunkt steht. Auch wurde die Verzahnung mit einer Vielfalt weiterer Planungs- 
systeme aufgezeigt. Charakteristika der koreanischen Planung sind neben dem 
hohen Integrationsgrad die Detailliertheit der räumlichen (staatlich, regional und 
kommunal) und zeitlichen (lang- und mittelfristig) Zielvorgaben, die systemati- 
sche Anlage, die Konsequenz der detaillierten Durchführungspläne und die recht- 
lich vorgegebene und durchgeführte Planevaluation, welche strategische Um- 
steuerungen im Falle von Änderungen planungsrelevanter Rahmenbedingungen 
erlaubt. Hinzu kommen die Planelemente der Kooperation, Vorerörterung und 
Partizipation. Zu erwähnen ist weiterhin die Dynamisierung der Planung, ihre 
Flexibilität und die klare Festlegung der Verantwortlichkeiten. Die Abläufe der 
Planerstellung und Planumsetzung, die regelmäßige Berichterstattung und die 
Prüfung durch das Parlament folgen überwiegend rechtlichen Vorgaben - von der 
Verfassung bis zu Regelungen in Einzelgesetzen. Geregelt ist bei der ressortüber- 
greifenden Planung - Gesamtlandesentwicklungsplanung oder die mittel- und 
langfristige übergreifende Umweltplanung - auch die Ressortabstimmung, die 
Federführung und die Vorlage der Vollzugspläne. Durch diese detaillierten Vor- 
schriften werden regierungs- und verwaltungsinterne Reibereien, wenn nicht ver- 
mieden, so doch in geregelte Formen gebracht und verhindert, daß Pläne an 
Ressortegoismen scheitern. 

Insgesamt war das Planungssystem der Republik Korea bis in die 70er Jahre 
durch die Zentralregierung dominiert. Seit den 80er Jahren trat eine Änderung des 
Charakters der Planung ein. Es erfolgte eine stärkere Integration der Impulse der 
regionalen und kommunalen Ebene und der privaten Akteure („Indikative Pla- 
nung“). In den 90er Jahren wurde der Langfristplanung die Methode der indikati- 
ven Planung zugrunde gelegt, zugleich erfolgte eine Stärkung der Komponenten 
der „Strategischen Planung“ , bei der die strategischen Aufgaben als Planungsziele 
in den Vordergrund traten. Nunmehr waren sie von Regierung und Privaten ge- 
meinsam durchzuführen. Diese Tendenz zeigte sich bei der Wirtschaftsplanung, 
der Raumplanung oder der Umweltplanung, zuletzt auch in dem 1998 aufge- 
stellten staatlichen Plan mit der Bezeichnung: „Aufgaben für die Politik des Staa- 
tes“ , an dem alle Ministerien beteiligt waren. 

Die nationalen und lokalen Aktionspläne zur Umsetzung der Agenda 21 sind 
mit den anderen Plänen verzahnt. Um einen breiten Konsens zu schaffen, wurde 
und wird gerade bei der Aufstellung der lokalen Agenden eine breit angelegte 
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Partizipation angestrebt. Erwähnt sei in diesem Zusammenhang auch, daß die 
Umweltverträglichkeitsprüfung von der früher bereits recht wirksamen Projekt- 
UVP, bei der das einzelne Vorhaben den Mittelpunkt bildete, zu einem „Strategie 
Environmental Assessment“ ausgebaut wurde, mit dessen Hilfe Politik und Pla- 
nung bewertet werden. 

Die Ziele der lang- und mittelfristigen Pläne in den verschiedenen Bereichen 
wurden bis jetzt überwiegend erreicht, in vielen Fällen wurden Planziele auch 
überschritten. Defizite sind naturgemäß nicht zu vermeiden. Aber das Bemühen 
um Verbesserungen ist in allen Bereichen im Gange. Ein Anzeichen dafür ist, daß 
das Umweltministerium weiter verstärkt wurde: Im Jahre 1994, im Rahmen der 
Verwaltungsreform, bei der in sämtlichen Ministerien Verschlankung und Zu- 
sammenlegungen erfolgten, wurde das Umweltministerium aufgestockt. Auch in 
letzter Zeit sind weitere Organisationsänderungen und Änderungen der Aufga- 
benverteilung erfolgt. Personal und Aufgaben des Umweltministeriums wurden 
dabei weiter erhöht. Parallel dazu wurde der Umweltetat weiter verstärkt 9 . 

Planung in einem umfassenden Sinne ist ohne Zweifel dringend notwendig, um 
die Welt, in der wir leben, durch geeignete Problemlösungsprozesse in eine Öko- 
logie- und sozialverträgliche oder eben „sustainable“ Entwicklung zu bringen. 
Korea bietet auf diesem schwierigen Wege zweifellos wesentliche Erfahrungen. 



9 Das Budget der zentralen Ressorts im Umweltbereich hat gegenüber dem Bruttosozialprodukt 
im Jahre 1998 im Vergleich zu 1990 etwa um das 3,5fache zugenommen (vgl. Ministerium 
für Umwelt der Republik Korea, (Umwelt-Weißbuch) 1997: S 628; Ministerium für Umwelt 
der Republik Korea (Umwelt- Weißbuch) 1998a: S. 571). 
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Japans nationaler Umweltrahmenplan: Ende des 
umweltpolitischen Reformstaus? 
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Umweltplanung als neues strategisches Instrument hat sich in der Umweltpolitik 
im Zuge des institutionellen Innovationsschubs, der seit Ende der achtziger Jahre 
vielerorts feststellbar ist, bis heute in rund Zweidrittel aller Industrieländer durch- 
gesetzt. 

Angeregt und befördert wurde der Gedanke einer mittel- bis langfristigen Um- 
weltplanung zunächst durch den Brundtland-Bericht, später durch die Umwelt- 
konferenz von Rio de Janeiro 1992 und die Empfehlungen der Agenda 21. Heute 
existieren in mehr als 60 Ländern nationale Umweltplanungen (Jörgens 1998: 
191f.). 

Auch Japan gehört zu den Ländern, die im Zusammenhang mit der weltweiten 
Debatte um die Lösung globaler Umweltprobleme einen nationalen Umweltrah- 
menplan in ihren umweltpolitischen Instrumentenkatalog aufgenommen haben. 
Die Umweltpolitik wird damit um einen in diesem Politikfeld neuen Planungstyp 
erweitert, der bislang vor allem in der Industrie- und Strukturpolitik anzutreffen 
war. 

Gleichwohl ist der Planungsgedanke in der japanischen Umweltpolitik nicht 
neu, sondern hat eine lange Tradition. Nahezu jeder umweltpolitisch relevante 
Bereich unterliegt mittel- oder langfristigen Planungen. So finden sich beispiels- 
weise Planungen wie die industriepolitischen Visionen des MITI, die für einen 
ökologischen Umbau der Volkswirtschaft relevant sind, langfristige umfassende 
Nutzungsplanungen wie Flächennutzungsplanungen oder Landesentwicklungs- 
pläne, Energienutzungsplanungen sowie Detailplanungen auf lokaler und regio- 
naler Ebene wie beispielsweise Entsorgungs- oder Wiederverwertungspläne. 

Die Einführung eines nationalen Umweltrahmenplans ist im Falle Japans also 
kein Novum, sondern knüpft an die Tradition der indikativen Rahmenplanung an 
und weitet dieses Planungsinstrument auf die Umweltpolitik aus. 

Mit dem vorliegenden Beitrag soll unter Berücksichtigung der Planungstradi- 
tion im Umweltbereich Procedere, Inhalt und Umsetzung des neuen Plans vorge- 
stellt und unter der Fragestellung diskutiert werden, inwieweit er einen innovati- 
ven Schub in der japanischen Umweltpolitik signalisiert. 

Im folgenden wird daher zunächst auf die Umweltplanung eingegangen, wie 
sie zwischen 1967 und 1993 vorherrschend war. In einem zweiten Schritt wird 
dieser das Planungskonzept, wie es in dem neuen Umweltrahmenplan zum Aus- 
druck kommt, gegenübergestellt. Schließlich geht es in einem dritten Schritt um 
die Frage, inwieweit der aktuelle nationale Umweltplan die Anforderungen an 
eine moderne, sprich vernetzte und integrierte Umweltpolitik erfüllt. 




90 



Gesine Foljanty-Jost 



1 Rückblick auf die Umweltplanung: die Pläne zur 
Verhütung von Umweltverschmutzung 

Japan galt über lange Zeit als Vorreiter in der Umweltpolitik. Das Land konnte im 
nachsorgenden Umweltschutz beträchtliche Erfolge vorzeigen. Im Zusammen- 
hang mit der Diskussion der Erfolgsbedingungen von Umweltpolitik wurde auf 
die traditionelle Planorientiertheit des politischen Systems Japans verwiesen, 
wobei davon ausgegangen wurde, daß mittel- und langfristige Planungen die 
Strategiefähigkeit des Staates erhöhen, weil sie Informationen über den aktuellen 
Problemstand, die angestrebten Ziele und den Weg zu ihrer Realisierung bereit- 
stellen und dadurch Voraussetzungen für koordiniertes Vorgehen schaffen (Fol- 
janty-Jost 1995: 28ff.). 

Umweltpolitik als Querschnittsbereich war stets direkt und vor allem indirekt 
von zahlreichen Planungen betroffen, so insbesondere von den diversen Wirt- 
schafts- und Strukturplänen, der Landesentwicklungsplanung und den Plänen zur 
Entwicklung der sozialen Wohlfahrt. Als problematisch im Hinblick auf die Op- 
timierung umweltpolitischer Effizienz erwies sich allerdings, daß durch unter- 
schiedliche Zuständigkeiten für die jeweiligen Planungen diese in der Regel die 
Handschrift des verantwortlichen Ministeriums oder Amtes tragen und nicht auf 
ihre Umweltverträglichkeit hin überprüft worden sind. Folge ist eine umweltpoli- 
tisch zu geringe Verzahnung der Planungen (Foljanty-Jost 1995: 191ff.). 

Die wichtigste Planform in der Umweltpolitik war bis zum Inkrafttreten des 
nationalen Umweltrahmenplans die Implementationsplanung in Form der soge- 
nannten Pläne zur Verhütung von Umweltverschmutzung (jap. kögai böshi kei- 
kaku, im folgenden: Umweltpläne). Sie reicht in die frühen Jahre der Institutiona- 
lisierung von Umweltpolitik zurück. So war bereits 1967 im ersten Rahmengesetz 
über Maßnahmen gegen Umweltverschmutzung (kögai taisaku kihon-hö) die 
Formulierung von Umweltplänen vorgesehen. 

Mit ihnen sollte und soll ausgewählten dezentralen Umweltverwaltungen ein 
Instrument an die Hand gegeben werden, um in Belastungsgebieten die Imple- 
mentationschancen dadurch zu verbessern, daß auf der Grundlage eines mittelfri- 
stigen Plans Handlungsschwerpunkte, öffentliche Finanzzuweisungen und kom- 
munale Umweltschutzinvestititionen koordiniert konzipiert werden. 

Auch in dem neuen Umweltrahmengesetz von 1993 sind Umweltpläne als 
konkrete umweltpolitische Implementationsplanungen wiederum vorgesehen. 1 
Nach Angaben des Umweltweißbuchs von 1997 (Kankyö-chö 1997: 272) sind 
gegenwärtig in 34 Gebieten Japans derartige Pläne in Kraft. Sie repräsentieren 
9 % der Landesfläche mit 53 % der Bevölkerung und 59 % der industriellen 
Wertschöpfung. Faktisch sind damit die industriellen Belastungsgebiete Japans 
erfaßt. 



1 Kankyö kihon-hö (Umweltrahmengesetz) Abschnitt 4, §17-19. In Artikel 17 ist geregelt, daß 
für Gebiete, in denen es außerordentlich schwierig ist, Umweltschutzmaßnahmen integriert 
zu konzipieren und Umweltverschmutzung zu verhüten, sowie für Belastungsgebiete und 
Gebiete mit hohem Belastungspotential auf Grund von hoher Verdichtung, sogenannte Pläne 
zur Verhütung von Umweltverschmutzung zu formulieren sind. 





